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Vorbemerkung der Herausgeber. 

In dem für die bevorstehende neue deutsche Strafgesetz- 
gebung so fiberaus wichtigen Streit der sog. klassischen und der 
sog. soziologischen oder modernen Schule des Strafrechts sind 
die Anhänger der ersteren bis jetzt nur verhältnismäßig wenig 
zu Wort gekommen. Diese — wie sich je länger je mehr 
herausstellt inopportune — Zurückhaltung hat mancherlei Ur- 
sachen; nicht zuletzt beruht sie auf dem Fehlen einer Organi- 
sation, wie sie die Soziologen in der Internationalen Krimina- 
listischen Vereinigung besitzen, auf deren Allgemeinen und 
Landes -Versammlungen ihre Anschauungen immer wieder 
proklamiert werden, um dann in den Zeitungen und in den 
»Mitteilungen der I K V." die weiteste Verbreitung unter den 
Juristen wie unter den Laien zu JSnden. 

Die Unterzeichneten hielten daher jetzt, wo der erste Ent- 
wurf des neuen Strafgesetzbuches im Entstehen begriffen ist, 
den richtigen Augenblick für gekommen, um die deutschen 
Gegner der soziologischen Ideen zu einer gemeinsamen um- 
fassenden und eingehenden Prüfung und Widerlegung der 
von den Soziologen propagierten, teils unklaren und unaus- 
gegorenen, teils irrigen und die Gesetzgebung zu gefährlichen 
Experimenten verführenden Lehren aufzurufen. Wir waren uns 
wohl bewußt, daß dabei nicht unerhebliche Differenzen in den 
Auffassungen unserer Gesinnungsgenossen selbst zutage treten 
würden. Allein auch bei den „Modernen^ fehlt es nicht an tief- 
gehenden Meinungsverschiedenheiten; sie sind eine Begleit- 
erscheinung jedes regen wissenschaftlichen Lebens; und jeden- 



VI Vorbemerkung der Herausgeber. 

falls besteht bei uns in den grundlegenden Fragen des Straf- 
rechts volle Einigkeit. 

Unserer Aufforderung zur gemeinsamen Arbeit hat eine 
große Anzahl Gelehrter Folge geleistet. Andere sahen sich 
aus verschiedenen äußeren Gründen zu ihrem eigenen und 
zu unserem lebhaften Bedauern an der Mitwirkung verhindert, 
haben uns aber ihrer prinzipiellen Zustimmung ausdrücklich 
versichert. 

Die Einzel-Abhandlungen unserer Herren Mitarbeiter werden 
in zwangloser Aufeinanderfolge veröffentlicht werden. Wie 
sie in absoluter wissenschaftlicher Selbständigkeit verfaßt 
sind, gehen sie unter der ausschließlichen literarischen Ver- 
antwortlichkeit der einzelnen Autoren. Durch ein Arbeits- 
programm, auf Grund dessen die einzelnen Herren Mitarbeiter 
sich das Thema für ihre Abhandlung gewählt haben, ist dafür 
Sorge getragen worden, daß die gegnerische Auffassung in allen 
ihren wichtigeren Konsequenzen näher beleuchtet werden wird. 

Es handelt sich bei unserem Unternehmen weniger um eine 
Apologie der schon in der seitherigen Gesetzgebung grund- 
sätzlich bewährten sog. klassischen Schule, als um eine Kritik 
der Lehre ihrer Gegner. Wir haben es dabei aber nicht bloß auf 
die theoretische Auseinandersetzung abgesehen, sondern über das 
Ziel einer wissenschaftlichen Fehde hinaus sind wir bestrebt, eine 
gesunde, die kontinuierliche Fortentwicklung wahrende Reform 
unseres materiellen Strafrechts zu fördern und damit dem 
deutschen Vaterland nach unseren Kräften zu dienen. 

Professor Dr. Birkmeyer-München. 
Professor Dr. Nag 1er- Basel. 



Vorwort. 

Vor die Aufgabe gestellt, die Klassifizierung der Verbrecher 
einer Kritik zu unterziehen, mußte ich mir notwendig eine weit- 
gehende Beschränkung auferlegen. Wäre ich auf alle Einzel- 
heiten eingegangen, hätte ich insbesondere die kaum mehr über- 
sehbare Literatur auf diesem Gebiete auch nur mit einigem An- 
$pruche auf Vollständigkeit berücksichtigt, so wäre ich aus dem 
Rahmen einer kritischen Besprechung gekommen. Ich habe daher 
den Versuch gemacht, in kurzen Umrissen den Gegenstand zu 
erörtern, und dabei vielfach das wiedergegeben, was ich bereits 
^ anderen Orten ausgeführt hatte. Ich trachtete den spröden 
Stoff in 5 Abschnitten (Einleitung; Die Scheidung der Straf- 
fälligen nach ihrer Gesinnung; Die Jugendlichen; Die Lehre 
vom geborenen Verbrecher; Die Gruppe der Minderwertigen) 
einigermaßen zu sondern. Ein Übergreifen ließ sich nicht 
vollständig verhindern. n 

Wenn man auch in dieser Abhandlung, wie in anderen 
meiner Schriften, eine gewisse Schärfe gegen einzelne Ver- 
treter gegnerischer Ansichten finden wird, so möge dies nicht 
mißverstanden werden. Ich achte die gegnerische Überzeugung, 
auch wenn sie meiner Ansicht nach verfehlt ist. Kommt diese 
Überzeugung aber in einem an sich verletzenden Tone zum 
Ausdruck, so darf man sich nicht wundern, wenn auch die 
Replik dementsprechend ausfällt. Einzelne Vertreter der ver- 
schiedenen sich modern nennenden Schulen haben sich nun 
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angewöhnt, in einem Tone geistiger Überlegenheit ihre An- 
schauungen vorzubringen, der in nicht mißzuverstehender Weise 
durchleuchten läßt, daß sie allein die Modernen seien, erfüllt 
von den Fortschritten der Wissenschaft, allein vertraut mit 
dem Leben und begabt mit der Kenntnis des Menschen, wäh- 
rend die Anhänger der klassischen Schule einer längst über- 
wundenen Zeit angehören, an den Forschungen wahrer Wissen- 
schaft vorbeigegangen seien, befangen in engherzigen An- 
schauungen und bar der Kenntnis des wirklichen Lebens und 
der Menschen. Einer derartigen Anmaßung gegenüber scheint 
mir die Milch frommer Denkungsart übel angebracht zu sein. 
Dabei kommt noch in Betracht, daß gerade diese Gegner zum 
großen Teile an erheblichen Schwächen leiden. Ich will da- 
von ganz absehen, daß sich dieser sogenannten modernen 
Richtung, wie jeder dieser Art, so manche nur anschließen, 
weil das Moderne zieht und es bequemer ist, mit als gegen 
den Strom zu schwimmen und daß sich unter diesen vor 
allem die Dilettanten befinden. Ich bin kein Doktrinär. Vor 
dem hat mich mein Studiengang und mein Beruf bewahrt. 
Erziehung, Neigung und Eignung haben mich stets zu den 
realistischen Fächern hingezogen, für abstrakte Doktrinen 
und gelehrte Dogmen habe ich mich nie begeistert. Ich bin 
zudem praktischer Kriminalist und glaube manchen meiner 
Gegner an Erfahrung, Menschenkenntnis und Kenntnis des 
Verbrechers einiges vorgeben zu können. Ich habe es als 
eine selbstverständliche Aufgabe empfunden, mich auch mit den 
Hilfswissenschaften der Strafrechtspflege vertraut zu machen, 
und zwar nicht bloß aus Büchern. Man kann es mir daher 
nicht verdenken, daß ich es befremdend finde, wenn selbst 
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aa Erfahrung noch nicht bereicherte Gegner ihre Kenntnis 
des Lebens und des Verbrechers unserer Unkenntnis ent- 
gegenstellen. Ich lasse mir es auch nicht nehmen, jenen 
Gegnern scharf entgegenzutreten, welche ihren Behauptungen 
die Eigenschaft unbewiesener Hypothesen dadurch zu be- 
nehmen versuchen, daß sie sich mit dem Nimbus unnahbarer 
Gelehrsamkeit umhüllen. 

Sachlichen Gegnern gegenüber, die mit sachlichen Argu- 
menten ihre Anschauung vertreten, wird man mich höflich 
und entgegenkommend finden. 

Dr. Hoegel. 
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I. Einleitung. 

1 . Auszugehen ist von der Frage, ob das heutige Strafrecht 
wirklich Schiflfbruch gelitten habe, ob es deshalb geboten er- 
scheint, nach vollkommen neuen Gesichtspunkten bei Be- 
kämpfung der Straffälligkeit zu suchen, und ob insbesondere 
an Stelle des angeblich einseitigen Kampfes gegen das Ver- 
brechen ein solcher gegen den Verbrecher zu treten habe. 

Wir leben gewiß nicht in der besten der Welten, es ist viel 
an dem formalistischen Aufbau unseres Strafrechtes, an der 
nur zu häufig schablonenhaften Strafzumessung und an dem 
vielfach (so insbesondere in Österreich) an wesentlichen Män- 
geln leidendem Vollzuge der Freiheitsstrafen auszusetzen. Man 
darf nun zunächst nicht übersehen, daß eine schablonenhafte 
Rechtsanwendung und die mangelhaften Vollzugseinrichtungen 
mit den Grundsätzen des geltenden Strafrechtes keineswegs 
in einem notwendigen Zusammenhange stehen. Diese beiden 
Gebrechen würden aus den gleichen Ursachen auch bestehen, 
wenn es den Vertretern der neuen Gesichtspunkte gelänge, 
ein Strafrecht nach ihrem Sinne zu schaffen. Ich kann auf 
dieses Gebiet hier nicht näher eingehen (ich verweise in dieser 
Richtung auf meine Ausführungen „Zur Reform der Freiheits- 
strafen* M. f. Kriminalpsychologie II. S. 356 und „die gesetz- 
liche Regelung der Strafzumessung* Gerichtssaal 71 S. 378). 
Ähnliches gilt von dem sich in den Gesetzbüchern, wie in der 
Theorie geltend machenden Formalismus des materiellen Rechtes, 

Hoegel, Einteilung. 1 
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der in der neuen Richtung den gleichen Nährboden finden würde 
und auch vorläufig in der Theorie bereits reichlich gefunden hat. 
Das steckt im Blut. Bis zu einem gewissen Grade läßt sich 
übrigens die „BegrifiPsjurisprudenz^ nicht vermeiden, da ander- 
seits der Gefahr bedeutender Rechtsungleichheiten und der 
Willkür vorgebeugt werden muß. 

Wesentlich ist festzustellen, ob die Grundlagen des heutigen 
Strafrechtes verfehlt sind und ob dasselbe aus dieser Ursache 
den Dienst im Sinne der Vorbeugung versagt. Es müßte da- 
her erwiesen werden, 1. daß in der Tat ein bedrohliches An- 
steigen der Straffälligkeit und Rückfälligkeit stattfindet, 2. daß 
ein derartiges Ansteigen auf das Versagen des geltenden Straf- 
rechtes und nicht etwa auf andere Ursachen zurückzuführen 
sei, und 3. daß die Strafrechtsreform auf vollkommen neuen 
Grundlagen ein besseres Ergebnis zeitigen würde. 

Der Beweis ist in allen drei Richtungen nicht erbracht 
worden. 

2. Um darzutun, daß die Straffälligkeit und Rückfälligkeit in 
einem bedrohlichen Maße ansteige, stützt man sich auf die 
Ergebnisse der Kriminalstatistik. In dieser Richtung kann 
den Gegnern des heutigen Strafrechtes der Vorwurf nicht er- 
spart werden, daß sie die Statistik vielfach einseitig und ohne 
tieferes Eingehen auf ihre Schwächen zu ihren Gunsten ver- 
werten. Ich will dabei von solchen groben Oberflächlichkeiten 
absehen, wie sie beispielsweise in der Heranziehung absoluter 
Ziffern ohne Rücksicht auf die Bevölkerungszunahme und auf 
die Anteile der Altersklassen nur zu häufig vorkommen. Ich 
kann an diesem Orte eine kritische Darstellung der Ergebnisse 
der Kriminalstatistik nicht geben, da sie zu viel Raum be- 
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ansprachen würde. Ich verweise in dieser Hinsicht auf meine 
Abhandlung „Die Grenzen der Kriminalstatistik' (Statistische 
Monatsschrift, Wien 1907) und führe aus derselben nur die 
folgenden Leitsätze und die zu ihrer Begründung nötigen 
Daten an. 

Keine Kriminalstatistik, ob sie sich nun auf die Zahl der 
Angeklagten oder der Verurteilten stützt, kann ein auch nur 
annähernd richtiges Bild der wirklichen Straffälligkeit 
geben. Es fehlen zunächst jene Straftaten, die überhaupt nicht 
zur Anzeige gebracht werden oder bezüglich deren der Tat- 
bestand nicht erweislich, der Täter nicht feststellbar oder er- 
reichbar ist, oder aus anderen Gründen eine Verfolgung nicht 
stattfinden kann. Es unterliegt keinem Zweifel, daß die zur 
Verurteilung gelangenden Sraftaten nur einen kleinen Bruchteil 
der Gesamtmasse bilden. Wäre nun das Verhältnis der durch 
Aburteilung oder Verurteilung festgestellten zu den statistisch 
nicht feststellbaren Straftaten sowohl bei den einzelnen Straf- 
taten, als auch örtlich und zeitlich und nach den Gründen der 
Nichtverfolgung das gleiche, so ließen sich noch immer ver- 
läßliche Schlüsse ziehen. Es wäre dann die Kriminalstatistik 
gewissermaßen ein Miniaturbild der Straffälligkeit. Diese Gleich- 
heit liegt aber nach keiner der angegebenen Richtungen vor. 

Vor allem ist auf die verschiedene Bedeutung des an sich 
strafbaren, aber in Wirklichkeit in der großen Zahl der Fälle 
infolge Nichten tdeckung straflosen Versuches bei den ein- 
zelnen Straftaten hinzuweisen. Sodann wäre das ganze Gebiet 
der Privatanklage und wohl auch jenes des Strafantrages 
auszuscheiden, da auf diesen Gebieten nicht die Straffälligkeit 
ausschlaggebend für die statistischen Zahlen ist, sondern das 
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Maß der Empfindlichkeit der Verletzten. Von Millionen der- 
artiger Straftaten, die alljährlich verübt werden, kommt nur ein 
geringfügiger Bruchteil zur Kenntnis der Gerichte. Wie soll 
unter solchen Umständen ein Ansteigen oder Sinken der Ver- 
urteilungszifiPem irgend einen Schluß auf die Straffälligkeit ge- 
statten? Zugleich zeigt sich aber, wie unrichtig es ist, wenn 
derartige vom Umfang der Straffälligkeit unabhängige Ziffern 
in die Gesamtstraffälligkeit einbezogen werden und nun die 
Schlüsse über Straffälligkeit und Rückfälligkeit beeinflussen« 
Es ist nicht zu übersehen, daß allein wegen Beleidigung im 
letzten Jahrzehnt jährlich in Deutschland über 50 000, in Öster- 
reich gegen 70000 Personen verurteilt werden. 

Aber auch auf dem Gebiete der unbedingten öffentlichen 
Anklage gestaltet sich das Verhältnis der den Gegenstand 
von Verurteilungen bildenden Straftaten zu den begangenen 
höchst verschieden. So erfolgen im Verhältnis zu den ver- 
übten Taten bei der Körperbeschädigung und zwar zunehmend 
mit ihrer Schwere weit mehr Verurteilungen, als beim Diebstahl 
oder beim Betrug. Die Verurteilungszififern verlieren dadurch 
ihre Vergleichsfähigkeit, weil sie mathematisch nicht gleich- 
wertig sind, nicht den gleichen Anteil an der Straffälligkeit auf 
dem Gebiete der einzelnen Straftat darstellen. Eine ähnliche 
Abhängigkeit von dem Maße der Reaktion, wie bei den Privat- 
anklagestraftaten, ergibt sich bei solchen Tatbeständen, bei 
denen die Verurteilungszififern ganz und gar von dem Ein- 
schreiten der Sicherheitsbehörden abhängen. Ich verweise auf 
die Trunkenheitsverurteilungen in England und in Galizien, 
auf die Verurteilungen wegen Landstreicherei, Bettel, gewerbs- 
mäßiger Unzucht, wegen Auflaufes und anderer Massenstraftaten. 
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3. Aber auch die Gegenüberstellung der zeitlichen und 
örtlichen Verschiedenheiten in den VerurteilungszifiPern ohne 
vollständige Kenntnis ihrer Ursachen bildet eine Quelle von 
Irrtümern. Es ist selbstverständlich verfehlt, bei den Gesamt*- 
zifiPern keine Rücksicht auf eine etwaige Vermehrung der Tat- 
bestände zu nehmen. So haben beispielsweise in Österreich 
von 1873 bis 1899 wegen neuer Vergehen und Übertretungen 
zusammen 3 058 768 Verurteilungen stattgefunden. Diese Ziffern 
bewirkten naturgemäß nicht bloß ein Ansteigen in bezug auf 
die Straffälligkeit, sondern auch durch Erweiterung des Kreises 
der Rückfallfähigen ein solches der wegen Vergehen oder 
Übertretung bereits Vorbestraften. Wer sich dann wundert, 
daß in Österreich neben einem Sinken des Anteiles der wegen 
Verbrechen vorbestraften ein Steigen jenes der wegen Ver- 
gehen oder Übertretung vorbestraften bemerkbar macht, dem 
ist nicht zu helfen. Zeitlich macht sich aber auch das schär- 
fere oder schwächere Eingreifen der Sicherheitsbehörden bei 
«iner Reihe von Tatbeständen geltend. Wenn man sich einiger- 
maßen bemüht, auffölligen Erscheinungen in dem Ansteigen 
oder Fallen derartiger Verurteilungszififem auf den Grund zu 
kommen, so wird man sehr bald auf die wahre Ursache kom- 
men. So hatte die Verschärfung der Trunkenheitsbestimmungen 
in England in den Jahren 1871 und 1872 sofort ein Auf- 
schnellen der Verurteilungszififem zur Folge, dieselbe Er- 
scheinung zeigte sich in Österreich im Jahre 1886 bei der 
Landstreicherei, und zeigt sich gegenwärtig infolge des durch 
verschiedene aufrichtige und unaufrichtige Kinderschutzbestre- 
bungen gesteigerten Interesses an Kindermißhandlungen in dem 
Aufschnellen der Verurteilungszififem auf diesem Gebiete in 
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den letzten Jahren. Die StrafFälligkeit ist sich zweifellos ganz 
gleich geblieben. 

Wie umgekehrt das Nachlassen in der Strafverfolgung den 
Schein eines Sinkens der StrafFälligkeit nach sich ziehen kann, 
zeigt Frankreich. In den 20 Jahren 1881 — 1900 ergab die 
Statistik ein auffälliges Sinken der Verurteilungszififern im 
letzten Jahrfünft und zwar 

beim Schwurgericht 3180 — 3031 — 2813 — 2327 

beim Erkenntnisgericht 1 89 687 — 202 789 — 220 1 8 — 1 96 743 

Abgesehen davon, daß das Sinken der Schwurgerichtsver- 
urteilungen auf die zunehmende Vermeidung der unverläßlichen 
Geschworenengerichte (Korrektionalisierung) zurückzuführen 
ist, zeigt sich, daß der Anfall von Straffällen nicht in dem 
gleichen Maße gesunken (419196 — 450844 — 516520 — 
509533), dagegen der Abfall durch Einstellung wegen unbe- 
kannten Täters, mangels Beweises und wegen Geringfügigkeit 
ganz erheblich gestiegen ist (95528 — 114223 — 132526 — 
139495). Das heißt so viel, daß die Energie der Strafver- 
folgung erheblich nachgelassen hat und daß schließlich die be- 
troffenen Personen wie die Sicherheitsbehörden angefangen 
haben, auf den Strafrechtsschutz in noch größerem Umfange 
als bisher zu verzichten. Diese Folgerung wird auch von ein- 
zelnen Franzosen selbst gezogen. 

Bei der Körperbeschädigung ist zum Teil das auffällige 
Sinken der schwersten Fälle bei gleichzeitigem Ansteigen der 
leichten auf die moderne Wundbehandlung zurückzuführen. 
Man sieht, es wirken da Faktoren mit, die mit der Straffällig- 
keit wenig zu tun haben. 

Was nun die örtlichen Verschiedenheiten betrifft, so er- 
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fordert deren Beurteilung eine genaue Kenntnis der die Straf- 
anzeigen und das Ergebnis der Strafverfolgung beeinflussenden 
Verhältnisse. Wirft man einfach die Ziffern in einen Topf 
ohne sich um diese Verhältnisse zu kümmern, so geht man 
irre. Noch ärger ist es, wenn man Gebiete mit den verschie- 
densten Einflüssen solcher Art mit einander vergleicht oder 
gar Schlüsse aus dem einen Gebiet auf ein anderes wesentlich 
verschiedenes übertragen will — bloß weil man zufällig nur 
das eine Gebiet kennt und sich seine Beweisführung bequem 
machen will. 

Vor allem muß man die Anlage der Statistik kennen. Wenn 
es beispielsweise als ein Axiom galt, daß in England infolge 
der Einrichtung der Industrial Schools und Reformatories die 
Straffälligkeit der Jugendlichen rapid gesunken sei, und zu 
diesem Behufe die auffallend niedrigen Verurteilungsziffern 
vorgeführt wurden, so zeigt dies von Oberflächlichkeit der 
Schreiber und Leser. Die betreffenden kontinentalen Statistiker 
haben einfach die Fälle der Abgabe in Besserungsanstalten 
und des Freispruches wegen Geringfügigkeit der Tat nicht zu- 
gezählt — als ob dadurch die Tatsache aus der Welt geschafft 
wäre, daß die betreffenden Jugendlichen doch straflßlllig ge- 
worden sind. Auf diesem Wege könnte man die ganze Straf- 
fälligkeit aus der Welt schaffen. Es ist dieser statistische 
Irrtum umso weniger verzeihlich, als schon die amtliche eng- 
lische Statistik des Jahres 1894 auf diesen kontinentalen Irrtum 
hingewiesen hat und nahezu alljährlich eine ähnliche Feststellung 
macht (beispielsweise für 1905: „It is almost unnecessary to 
point out that this decrease is not necessarily a true criterion 
of the decrease of juvenile crime. Many of those who would 
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in former years have been committed to prison are now sent 
to reformatory or industrial schools or released on recogni- 
zances'). Die Abgabe in Industrial Schools bezieht sich regel- 
mäßig auf Unmündige, die in Reformatories auf Jugendliche 
von 14 Jahren ab. Zieht man sie, ferner die Entlassung gegen 
Bürgschaft (welche den abnehmenden Ziffern nach in England 
sich keineswegs jener Wertschätzung erfreut, die ihr aus der 
Vogelperspektive des Kontinents beigelegt wird) und die der 
Zahl nach zunehmenden Freisprüche nach Sektion 16 des Sum- 
mary Jurisdiction Act ebenfalls in Betracht, so befinden sich 
die Engländer gegenüber den Jugendlichen genau in derselben 
Situation wie wir, wobei ihnen noch zu gute kommt, daß sie 
in ihrem Wehrsystem ein wirksames Mittel gegen den Rück- 
fall besitzen, indem sie einfach einen großen Teil der Insassen 
der Besserungsanstalten an die Armee und Marine abgeben — 
eine etwas kostspielige Erziehungsmethode (in bezug auf son- 
stige Einzelheiten verweise ich auf meine „Straffälligkeit der 
Jugendlichen' Leipzig 1902). 

Bekanntlich ist übrigens England nicht mehr „modern' ge- 
nug; wenn man mit der kriminalistischen Mode gehen will, 
trägt man sich augenblicklich amerikanisch. Einzelne der 
Amerikareisenden verwerten nun ihre touristischen Eindrücke 
in höchst sonderbarer Weise. Sie finden das Strafverfahren, 
die bedingte Verurteilung und die Behandlung der Jugendlichen 
großartig. Man sollte annehmen, daß sie sich auch den Er- 
folg näher besehen und nicht kritiklos die selbstverständlich 
rosigen Schilderungen der Jugendrichter und Fürsorgeorgane 
hingenommen haben. Tatsächlich begnügen sie sich damit und 
mit der Feststellung, daß angeblich nur 30 bis 40 7o der in 
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Fürsorge genommenen Jugendlichen rückfällig werden. Hätten 
sie sich einigermaßen mit den heimischen Verhältnissen ver- 
traut gemacht, so würden sie finden, daß ein derartiger Rück- 
fallsanteil geradezu abschreckend ist und daß wir allen Anlaß 
habe«, uns für die Rezeption einer solchen Fürsorge energisch 
zu bedanken. Nach der deutschen Rückfallsstatistik werden in 
dem gleichen Zeiträume von den erstbestraften Jugendlichen 
und Erwachsenen nur bis zu 13% rückfällig. 

Die Verwertung statistischer Ziffern eines bestimmten Ge- 
bietes erfordert ein genaues Eingehen in die Verhältnisse 
dieses Gebietes und gleichzeitig allgemeine kriminalstatistische 
Kenntnisse. Unter dieser Voraussetzung kann insbesondere 
das Zerlegen der Kriminalstatistik eines großen Reiches nach 
homogenen Einzelgebieten von großem Vorteil sein, da in 
diesem Falle die statistischen Ziffern die entsprechende Korrek- 
tur oder Ergänzung durch persönliche Erfahrung erhalten. 

4. Gehen wir nun zu dem Ausgangspunkt zurück, ob über- 
haupt aus der Kriminalstatistik ein bedrohliches Ansteigen 
der Straffölligkeit erhellt, so kann ich es nicht vermeiden, 
einige statistische Ziffern anzuführen, die den Alarmruf auf 
das richtige Maß zurückführen dürften. Ich beschränke mich 
auf die Daten der österreichischen und deutschen Statistik. 

Aus der nachstehenden Tafel für Österreich ist die Bewegung 
der Verurteilungsziflfem von 1876 ab (am 1. Januar 1874 ist 
die neue Prozeßordnung ins Leben getreten) zu ersehen. Ich 
habe von 1876 bis 1900 eine abgesonderte Berechnung für 
West- und Ostösterreich (Galizien, Bukovina und Dalmatien) 
beigefügt, da die Verhältnisse in diesen beiden Gebieten wesent- 
lich verschieden liegen, insbesondere das Strafverfahren in 
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den östlichen Ländern zum Teil auf größere Schwierigkeiten 
stößt als in den westlichen. 

Schon aus diesen ZifiPern ist klar und deutlich zu ersehen, 
daß man nicht berechtigt ist, aus den österreichischen Ver- 
urteilungszifiPern auf ein Ansteigen der Straffälligkeit zu schließen. 
Die politischen und wirtschaftlichen Unruhen der Jahre 1899 
bis etwa 1901 haben eine vorübergehende Steigerung der Ver- 
brechensverurteilungen bewirkt, die jedoch mit Rücksicht auf 
ihre Ursachen keine kriminalpolitische Bedeutung besitzt. Was 
aber die Verurteilungen wegen Vergehen und Übertretungen 
betrifft, so ist deren Ansteigen zum großen Teile auf neue 
Tatbestände (so die Tierseuchengesetze von 1880 und 1882 
und das galizische Trunkenheitsgesetz von 1877) oder auf 
schärfere Handhabung oder Änderung bestehender Strafbestim- 
mungen (Landstreichergesetz von 1885, Zwangsvollstreckungs- 
vereitlungsgesetz von 1883) zurückzuführen. Es ist daher zu 
statistischen Vergleichen nur die Zeit von 1881 ab zu ver- 
wenden und da zeigt sich, daß auch bei Vergehen und Über- 
tretungen in ganz Österreich keine erhebliche Steigerung, in 
Westösterreich überhaupt keine Steigerung der Verurteilungs- 
anteile stattgefunden hat. 

Für Österreich läßt sich daher aus der Kriminal- 
statistik keineswegs ein Schluß auf ein Ansteigen 
der Straffälligkeit ziehen. 

Dazu kommt aber, daß die Gesamtziffern überhaupt zu 
Schlußfolgerungen über das Verbrechertum nicht verwertbar 
sind, denn die Mehrzahl der Verurteilungen hat mit einem 
Verbrechertum gar nichts zu tun. Ich verweise nur darauf, 
daß in dem Jahrfünft der stärksten Verurteilungsanteile bei 
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Vergehen und Übertretungen (1885 — 1890) von dem Jahres- 
durchschnitt von 551 254 Verurteilten allein 83 991 auf Ehren- 
beleidigungen, 11544 auf feuergefährliche Handlungen, 31465 
auf die Tierseuchengesetze und 25 259 auf das galizische 
Trunkenheitsgesetz entfielen (zusammen 152 259). Man darf 
nur solche Straftaten in Betracht ziehen, die einigermaßen einen 
Rückschluß auf die verbrecherische Gesinnung des Täters ge- 
statten. In der folgenden Tafel habe ich die Berechnung von 
1881 ab der amtlichen Statistik entnommen und bei einzelnen 
Straftaten eine von mir selbst für 1876 — 1880 vorgenommene 
Berechnung hinzugefügt. 

Ich bemerke hierzu, daß im Verbrechen des Betrugs nach 
österreichischem Recht betrügerischer Bankerott, falsche Aus- 
sage, Urkundenfälschung und Fundunterschlagung eingeschlossen 
ist, daß femer auch die Erpressung nicht bloß auf Gewinn- 
sucht beruht, bei dieser jedoch die überwiegende Zahl der 
Fälle darauf zurückzuführen ist, und daß im Jahre 1883 die 
seinerzeitige Pfandveruntreuung aus dem Veruntreuungsbegriff 
ausgeschieden und zur Zwangsvollstreckungsvereitlung einbe- 
zogen wurde. 

Es steht nun nach dieser Statistik außer allem Zweifel, daß 
die gewinnsüchtigen Straftaten gegen Vermögensrechte 
nach der Zahl der Verurteilungen entschieden abgenommen 
haben, indem die leichte Steigerung bei Betrug und Verun- 
treuung die Abnahme beim Diebstahl nicht erreicht und eine 
Abnahme sogar bei Einbeziehung von Krida und Zwangsvoll- 
streckungsvereitlung wahrnehmbar ist. Rechnet man sämtliche 
Tatbestände von Diebstahl, Betrug, Veruntreuung, Raub, Er- 
pressung, Zwangsvollstreckungsvereitlung und Krida zusammen, 
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so ergeben sich für die fünf Jahrfünfte von 1881 ab folgende 
Anteile: 71.99, 64.70, 60.47, 59.61 und 58.64. 

Das Verbrechertum im engeren Sinne betätigt sich aber an 
Straftaten wider fremdes Vermögen. 

Eine Zunahme der Verurteilungsanteile ist dagegen bei den auf 
Gewalttätigkeit zurückzuführenden Straftaten und bei den Sittlich- 
keitsverbrechen zu verzeichnen. Die Hauptmasse dieser Straf- 
taten hat mit dem Verbrechertum im engeren Sinne nichts zu tun. 

5. Bemerkenswerte Aufschlüsse gibt auch die Altersglie- 
derung der Verurteilten. Leider läßt sich nach der öster- 
reichischen Statistik die Berechnung auf einen längeren Zeit- 
raum nur nach den Altersstufen 14 — 16, 16—20, 20—30, 30—60 
und über 60 Jahre durchführen, da erst in den letzten Jahren 
seitens der amtlichen Statistik die Unterteilung durchgeführt 
ist, welcher Vorgang schon mit Rücksicht auf den Umstand, 
daß der Höhepunkt der Straffälligkeit in das Alter von 20 bis 
25 Jahren fällt, geboten erscheint. Nach einer von mir, soweit 
mir dies nach den mir zur Verfügung gestandenen Daten mög- 
lich war, vorgenommenen Berechnung (in bezug auf Einzel- 
heiten verweise ich auf „Die Straffälligkeit Jugendlicher*, „Die 
strafrechtliche Behandlung jugendlicher Personen**, Allg. österr. 
Gerichtszeitung, 1904, Nr. 36, und „Statistik der Strafrechts- 
pflege in Österreich**, Z. f. G. St. W., 25, S. 885) zeigt sich 
folgendes Bild. 

In den Jahren 1901 und 1902 ist eine Steigerung eingetreten, 
die sich bereits im Jahre 1903 wieder behoben hat; da aber 
eine Berechnung für die weiteren Jahre nicht möglich ist, 
muß ich, um keine irrigen Folgerungen zu verursachen, auf 
die Anführung der bezüglichen Daten verzichten. 
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Es zeigt sich bei den männlichen Jugendlichen ein Ansteigen, 
während gleichzeitig schon die VerurteilungszifiPern der nächsten 
Altersklassen von 20 bis 30 Jahren sich senken und zwar 
derart, daß die Altersklassen von 16 bis 20 und 20 bis 30 
sich schließlich nahezu gleichkommen« Es beweist dies, daß 
infolge der geänderten wirtschaftlichen Verhältnisse, die eine 
Heranziehung der Jugendlichen zum Erwerbsleben in höherem 



Auf 10000 der Altersklasse 


1876 


1881 


1886 


1891 


1896 


kommen Verurteilte wegen 


bis 


bis 


bis 


bis 


bis 


Verbrechens 


1880 


1885 


1880 


1895 


1900 


Männliche 14—16 


12.2 


12.8 


13.0 


13.1 


12.5 


16—20 


47.0 


47.4 


46.9 


50.5 


53.4 


20-30 


62.0 


61.1 


56.1 


52.7 


54.8 


30—60 


32.4 


31.0 


24.7 


24.3 


25.5 


über 60 


9.2 


7.3 


6.6 


6.3 


6.8 


überhaupt Strafmündige 


37.9 


364 


32.1 


31.3 


33.2 


Weibliche 14—16 


2.7 


2.8 


2.9 


2.9 


2.5 


16—20 


8.2 


8.8 


8.7 


8.7 


8.1 


20—30 


8.7 


8.4 


7.6 


7.2 


6.8 


30—60 


5.5 


5.2 


4.2 


4.2 


4.3 


über 60 


1.4. 


1.3 


1.2 


1.1 


1.1 


überhaupt Strafmündige 


? 


? 


? 


? 


? 



Maße zur Folge hatten, sich auch deren Straffälligkeit jener der 
folgenden Altersstufe anpaßt. Es ist dies eine vollkommen 
natürliche Erscheinung und bietet keinen Anlaß zu Kassan- 
drarufen. Ich verweise darauf, daß die Engländer schon vor 
Jahren der zunehmenden Straffälligkeit der Jugendlichen bei 
gleichzeitiger Abnahme jener der Erwachsenen gegenüber sich 
auf den richtigen nüchternen Standpunkt gestellt haben, daß in 
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dieser Tatsache keine bedrohliche Erscheinung liegt. Sobald 
die Beteiligung der Jugendlichen an dem wirtschaftlichen Leben 
ihren Höhepunkt erreicht haben wird, wird dieselbe Erscheinung 
auch bei der Straffälligkeit eintreten und sowohl die öster- 
reichische wie die deutsche Statistik lassen annehmen, daß 
dieser Zustand bereits eingetreten ist oder doch naheliegt. 
Mit Schulmeisterei und Zwangserziehung wird man diese Logik 
der Tatsachen nicht aus der Welt schaffen. Mit den zunehmen- 
den Jahren wird die Mehrzahl von selbst vernünftiger, wie die 
Alterskurve in der Kriminalstatistik aller Staaten zeigt. 

Ich erwähne, daß die österreichische amtliche Statistik der 
fünfziger und sechziger Jahre in bezug auf das Ansteigen der 
Straffälligkeit im allgemeinen bereits auf den Einfluß des Über- 
ganges zu industriellen Großbetrieben hingewiesen hat (siehe 
meine vergleichende Übersicht der österreichischen Straffällig- 
keitsstatistik. Statistische Monatsschrift). 

6. Nicht bloß bei der Straffälligkeit, sondern auch bei der 
Rückfälligkeit zeigt sich in Österreich, daß ein Grund zu 
Besorgnissen nicht gegeben ist. Ich muß hier dem Gegenstande 
entsprechend etwas ausführlicher werden. Leider liefert die 
österreichische Statistik nur bei den Verbrechensverurteilungen 
entsprechende Daten. 

Ich schicke eine Tafel voraus, welche das Verhältnis der 
Vorbestraften zu den Verurteilten überhaupt veranschaulicht. 
Sie ist der amtlichen Statistik entnommen. 

Diese Tafel hat alle Nachteile der Anteilsberechnungen. Es 
ist klar, daß die Bewegung der Rückfälligen nicht vollständig 
gleichlaufen kann mit jener der Verurteilten überhaupt. Im 
Falle eines Sinkens oder Ansteigens der Verurteilungszififern 
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werden die Zahlen der Vorbestraften nie im gleichen Verhält- 
nisse sinken oder ansteigen, da unter ihnen die Verbrecher 
im engeren Sinne sich befinden, deren Kriminalität weniger 
abhängig von äußeren StrafFälligkeitseinSüssen ist. Aus der 
Tafel geht aber immerhin hervor, daß der Anteil der wegen 
Verbrechen Vorbestraften im stetigen Sinken begriffen ist. 
Daß sich bei den wegen Vergehen und Übertretung Vorbe- 



OfiterrelGh. 


Zahl 


davon vorbestraft wegen 


nicht 
vor- 


Wegen Verbrechen 


Verbrechen 


Vergehen 

ond 

Ober- 
tretung 


Verartellte 


einmal 


mehrmals 


zusammen 


bestraft 


1866—1870 
1871—1875 
1876—1880 
1881 1885 
1886—1890 
1891—1895 
1896 1900 
1901 1905 


120.935 
136.519 
157.140 
157.377 
144.169 
146.640 
160.209 
174.079 


11.9 
11.6 
10.9 
10.6 
10.9 
11.1 
12.5 
12.6 


15.5 
14.2 
14.6 
14.2 
12.9 
12.5 
10.2 
11.0 


27.4 
25.8 
25.5 
24.8 
23.8 
23.6 
22.7 
23.6 


17.5 
17.9 
222 
25.2 
27.9 
28.9 
30.0 
30.9 


55.1 
56.3 
52.3 
50.0 
48.3 
47.5 
47.3 
45.5 



Straften nicht die gleiche Erscheinung zeigt, und daher der 
Anteil der bisher überhaupt nicht Vorbestraften gesunken ist^ 
kann nach dem, was ich bereits ausgeführt habe, nicht über- 
raschen. Es ist dies eine Folge der gewaltigen Vermehrung 
der Vergehen und Übertretungstatbestände, die in der Bevölke* 
rang eine ebenso bedeutende Vermehrang der wegen solcher 
Straftaten bestraften Personen, also der Rückfallfähigen^ nach 
sich gezogen hat. Wenn dagegen eingewendet wird, daß die 
Vermehrung der Tatbestände hauptsächlich in den Jahren von 

Hoegel, Einteilung. 2. 
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1873 bis 1885 stattgefunden habe und daher gegenwärtig keinen 
weiteren Einfluß auf die Rückfallsstatistik haben könne, so ist 
dieser Einwand hinfällig. Solange von den älteren Jahrgängen 
der Leute, die seit dem Jahre 1873 wegen solcher neuen 
Tatbestände bestraft wurden, eine große Zahl noch am Leben 
ist, kann von dem Eintritt normaler Verhältnisse nicht gespro- 
chen werden. Im Übrigen besagt eine Vorbestrafung wegen 
Vergehen oder Übertretung an sich gar nichts, man müßte 
zunächst wissen, um welchen Tatbestand es sich handelte. 

Ein klareres Bild gibt die Umrechnung der Rück fälligen im 
engeren Sinne, d. h. der wegen Verbrechen Vorbestraften auf 
die Bevölkerung, wie sie in den letzten Jahren von der amt- 
lichen Statistik vorgenommen wurde: 



Auf 10000 StrafmOndige entfielen 
wegen Verbrechen Verurteilte 


1876 

bis 

1880 


1881 

bis 

188S 


1886 

bis 

1890 


1891 
bis 
1895 


1896 

bis 

1900 


1901 
bis 
1905 


Männliche wegen Verbrechen 














nicht vorbestraft 


27.76 


28.00 


24.25 


24.62 


25.14 


26.15 


vorbestraft 


9.65 


9.61 


7.84 


7.97 


7.75 


8.51 


einmal 


4.26 


4.16 


3.63 


3.77 


4.28 


4.53 


öfter 


5.38 


5.45 


4.20 


4.20 


3.47 


3.97 


Weibliche wegen Verbrechen 














nicht vorbestraft 


4.69 


4.77 


4.03 


4.21 


4.07 


4.36 


vorbestraft 


1.27 


1.25 


1.00 


0.97 


0.86 


0.91 


einmal 


0.50 


0.49 


0.42 


0.43 


0.45 


0.50 


öfter 


0.77 


0.76 


0.59 


0.54 


0.41 


0.41 



Es zeigt sich, daß die wegen Verbrechens Rück- 
fälligen im Verhältnis zur Bevölkerung abgenommen 
haben, und daß dies auf die Abnahme der wiederholt Vor- 
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bestraften zurückzuführen ist. Es hat also auf dem Gebiete 
der Rückfälligkeit keine Verschlechterung» sondern eine Ver- 
besserung der Verhältnisse stattgefunden. 

Noch schärfer zeigt sich dies in dem nachstehenden, auf 
männliche Verurteilte beschränkten Diagramm, in das ich 
auch zur Beleuchtung die für die Eigentumsverbrechen Einfluß 
besitzende und daher mittelbar die Gesamtstraffälligkeit beein- 
flussende Roggenpreislinie eingezeichnet habe. 

Aus den Kurven ergibt sich unwiderleglich, daß auch die 
Bewegung der Rückfälligen von gewissen gemeinsamen Straf- 
fälligkeitsfaktoren abhängig ist, die das statistische Bild be- 
stimmen. Unter diesen gemeinsamen Faktoren spielt die wirt- 
schaftliche Lage, die sich in der Roggenpreislinie kennzeichnet, 
eine bedeutende Rolle. Die individuellen Faktoren sind zum 
Teil für alle Straffälligen ebenfalls gemeinsam (wie der Einfluß 
des Alters). Insoweit als die individuellen Straffälligkeitsbe- 
dingungen bei den Vorbestraften anders geartet sind» als bei 
den Nichtvorbestraften, bewirken sie ein Abweichen der Kurven. 
Dies ist insbesondere bei den Unverbesserlichen, wiederholt 
Rückfälligen der Fall. In dem Diagramm bewirken sie ein 
Abflachen der Kurve, die Hebungen und Senkungen sind nicht 
so scharf ausgeprägt. Es zeigt sich aber aus dem Diagramm, 
daß der Umfang dieses Einflusses auf das Gesamtbild über- 
schätzt wird. 

7. Zu demselben Erj^bnis gelangt man, wenn die Alters- 
gliederung der Vorbestraften mit jener der Verurteilten über- 
haupt verglichen wird. Es zeigt sich nämlich, daß auch bei 
den Vorbestraften die neuerliche Straffälligkeit zum großen 

Teile nur eine Alterserscheinung ist, daß auch die Rück- 

2» 



.*^* 



r^S» 
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Fälligkeit mit zunehmender Reife sinkt, ein Umstand, 
der übrigens für jeden erfahrenen Kriminalisten nichts Über- 
raschendes bietet. Dieses Sinken findet nicht in dem gleichen 
Umfange statt wie bei den Nichtvorbestraften^ da die Kurve 
durch die in die höheren Altersstufen aufsteigenden Berufs- 
verbrecher ungünstig beeinflußt wird. Eine besondere Stellung 
nehmen die Unzuchtsverbrechen ein, da hier die schwere Be- 
lastung der Jugendlichen (Unzucht mit Kindern) mit der zu- 
nehmenden Gelegenheit der Befriedigung des Geschlechtstriebes 
auf anderem Wege schon mit dem 18. Lebensjahre sinkt, 
während naturgemäß die Anteile der Vorbestraften in den 
höheren Altersstufen ansteigen. Ich bringe nachstehend die 
Berechnung für 1902 und bemerke hierzu, daß nur die größeren 
Zahlen verwertbar sind, da die kleineren zufälligen Schwan- 
kungen ausgesetzt sein können, eine Berechnung für einen 
größeren Zeitraum nicht erfolgt ist. 

Noch deutlicher wird die Sache in der graphischen Dar- 
stellung, die ich nachstehend mit Beschränkung auf die männ- 
lichen Verurteilten gebe. 

Ich habe wiederholt dagegen Stellung genommen, daß man 
die Rückfälligkeit nach den Sträflingen der Strafanstalten be- 
urteilt. Nur volle Unkenntnis der tatsächlichen Verhältnisse 
oder, was noch schlimmer ist, Tendenz kann dazu führen, aus 
dem Lebensgange wiederholt Rückfälliger der Strafanstalten 
Rückschlüsse auf die Rückfälligkeit im allgemeinen und den 
Wert der Strafe zu ziehen. Der Bodensatz, der schließlich 
zurückbleibt, ist mit der großen Masse nicht identisch, die nie 
Gegenstand einer fragwürdigen Gefängnispsychologie wird. Ich 
werde auf diesen Punkt in der Folge zurückkommen, vorläufig 
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wollte Ich nur aus der Statistik den Unwert der landläußgen 
Phrasen von der Verderblichkeit der beutigea Stra&echtspflege 
in bezug auf die Spezialprävention Teststellen. 
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8. Bekanntlich zieht man auch aus der Rascbbeit des Rück- 
falles Folgerungen. Ahgeseben davon, daß die Österr. Statistik 
in diesem Teile sehr onverläDlich ist (im Jahre 1901 war bei 
35 "/o der Rückfallsverurteilungen die Dauer gar nicht er- 
mittelt), sind Schlußfolgerungen an sich gewagt. Ich habe ge- 
zeigt, daO bei der Rückfölligkeit ebenso wie bei der Straf- 
ßlligkeit eine aufsteigende Belastung der zu Ausschreitungen 
geneigteren jüngeren Altersklassen vorliegt. Es müssen sich 
daher in diesen Altersklassen die Rückfälle auf einen kürzeren 
Zeitraum zusammendi^ngen. Daraus folgt, daß die Statistik 
zunächst an sich verläßlich gemacht und sodann die Berech- 
nung nach Altersklassen geordnet geführt werden müßte. Aber 
anch unter dieser Voraussetzung wird man keine nnbedingt 
verläßlichen Aufschlüsse aus der Statistik erwarten dürfen, da 
die neuerliche Straffälligkeit, ebenso wie die ursprün^iche 
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von den verschiedensten Faktoren abhängig ist und die Sta- 
tistik darüber keinen Aufschluß erteilen kann, in welcher 
Aufeinanderfolge in Wirklichkeit entdeckte und unentdeckte 
Straftaten verübt werden und in welchem Verhältnis diese 
Aufeinanderfolge zu jener der Verurteilungen steht. Es sind 
nicht gerade die geriebensten Straffälligen, die sich in rascher 
Aufeinanderfolge — festnehmen lassen. 

Will man aus der Statistik nähere Anhaltspunkte über das 
eigentliche Verbrechertum unter den Rückfälligen gewinnen, so 
muß man nach Straftaten unterscheiden, und zwar sowohl nach 
jenen, wegen deren die letzte Verurteilung erfolgte, als nach 
jenen, die den Grund der Vorstrafen bildeten. Die österr. 
Statistik gibt nur in der ersterwähnten Richtung Aufschluß. 
In den Jahren 1902 und 1903 kamen auf 100 wegen des be- 
treffenden Verbrechens (männliche) Verurteilte: 

a) wegen Verbrechens mehr als zweimal Vorbestrafte bei 
Majestätsbeleidigung 11.5 und 14.0, Religionsstörung 11.5 und 
11.4, Diebstahl 8.6 und 11.0, Raub 10.6 und 7.4, Brandlegung 
7.1 und 9.4; 

b) wegen Verbrechens zweimal oder öfter Vorbestrafte bei 
Majestätsbeleidigung 20.2 und 24.7, Raub 20.2 und 14.8, Re- 
ligionsstörung 17.3 und 18.6, Diebstahl 15.2 und 17.7, Brand- 
legung 12.4 und 17.2, Verleumdung 11.4 und 11.6, Wider- 
setzung gegen obrigkeitliche Personen 10.8 und 11.0; 

c) wegen Verbrechens überhaupt Vorbestrafte bei Majestäts- 
beleidigung 36.9 und 42.5, Raub 43.3 und 34.5, Verleumdung 
34.7 und 29.0, Diebstahl 30.1 und 32.5, Mord 25.9 und 35.6, 
Religionsstörung 30.8 und 29.3, Brandlegung 28.3 und 31.3. 

Unter diesen hat man die Verbrecher im engeren Sinne zu 
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suchen, bezüglich deren der gegründete Verdacht besteht, daß 
sie auf der Verbrecherlaufbahn beharren werden (ich habe die 
weiblichen Verurteilten mit Rücksicht auf die geringen abso- 
luten Zahlen beiseite gelassen). Ich bemerke, daß die große 
Zahl der wegen Verbrechens Vorbestraften bei Majestätsbeleidi- 
gung und Religionsstörung auf den Umstand zurückzuführen 
ist, daß diese beiden Verbrechen eben sehr häufig von voll- 
kommen verkommenen Menschen zu dem Zwecke zeitweiliger 
Versorgung im Gefängnis verübt werden. 

Zieht man die absoluten Ziffern in Betracht, so bekommt 
man einen Überblick über die Zahl der in einem Jahre wegen 
Verbrechens verurteilten, wiederholt wegen Verbrechens rück- 
fälligen Personen. Für das Jahr 1902 ergeben sich die Ziffern 
der Tafel S. 26 (wobei ich nur jene Verbrechen anführe, bei 
denen mindestens 10 Verurteilungen erfolgten). 

Aus dieser Tafel ist zu ersehen, daß die Zahl der als Ver- 
brecher im engeren Sinne anzusehenden Verurteilten wesent- 
lich geringer ist, als gewöhnlich nach den GesamtzifPem an- 
genommen wird. 

Wir besitzen keine Statistik über den Stand der rückfälligen 
Verbrecher, dieser läßt sich auch nicht aus der Zahl der ver- 
urteilten und der aus den Strafanstalten entlassenen kombi- 
nieren. Leicht zu erheben wäre, wie viele Rückfällige sich zu 
einem bestimmten Zeitpunkte, etwa am Jahresschlüsse, in den 
Strafanstalten befinden. Mit Hinzurechnung der im nächsten 
Jahre Verurteilten hätte man eine ungefähre Vorstellung von 
der Stärke der wiederholt Rückfälligen in Österreich. 

Die Gefängnisstatistik gibt uns aber darüber Aufschluß, wie 
viele Rückfällige in einem Jahre aus den Strafanstalten ent- 
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lassen — oder wie insbesondere die Psychiater hervorzuheben 
pflegen — wieder auf die Mitmenschen „losgelassen^ werden. 
In den Jahren 1902 bis 1905 waren es 2905, 2835, 2683, 
2709 Männer und 315, 342, 310, 329 Weiber. Man darf diese 
Personen selbstverständlich nicht zusammenzählen, da sie zum 
Teile identisch sind. Betrachten wir jene des Jahres 1905, 
so waren unter diesen bereits vorbestraft wegen Verbrechens: 

Männer Weiber 



einmal 


904 


107 


zweimal 


631 


83 


dreimal 


427 


61 


viermal 


261 


36 


fünfmal 


181 


13 


öfter 


305 


29 


zusammen 


2709 


329 



Nimmt man die mindestens dreimal wegen Verbrechens vorbe- 
straften als kaum mehr zu retten an, so würde dies mindestens 
1174 Männer und 139 Weiber geben, die in diesem Jahre 
voraussichtlich besser hinter Schloß und Riegel geblieben wären. 

9. Die deutsche Kriminalstatistik ist weit eingehender be- 
arbeitet als die österreichische. Sie liefert aber trotzdem im 
allgemeinen auf unserem Gebiete keine verläßlicheren Ergeb- 
nisse als die österreichische, da sie die schwere und leichte 
Straffälligkeit zusammenfaßt. Es macht sich dies insbesondere 
auf dem Gebiete der Rückfälligkeit bemerkbar, wenngleich ge- 
rade auf diesem Gebiete die neue Methode der Rückfalls- 
statistik zu beachtenswerten Ergebnissen geführt hat (ich ver- 
weise auf meine Abhandlung „Die deutsche Rückfallsstatistik^ 
Archiv f. Kriminalanthropol. Bd. 19). 
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Nachstehend führe ich die deutschen Ziffern mit Beobachtung 
desselben Gedankenganges an, wie ich dies bei den öster- 
reichischen getan habe, soweit dies durchführbar ist. 

Vor allem fehlt die Altersgliederung, so daß ich nur die 
Gesamtzahl der Strafmündigen den Jugendlichen gegenüber- 
stellen kann. Dies gibt nicht das richtige Bild, da einerseits 
Erwachsene und Jugendliche nicht getrennt berechnet sind, 
anderseits zu den Erwachsenen die Zeit der höchsten Er- 
hebung der Straffälligkeit (18 bis 21 oder 21 bis 25 Jahre) 
gezählt ist und dadurch die Klarstellung der Tatsache unmög- 
lich gemacht ist, daß die ansteigende Straffälligkeit zunächst 
eine Alterserscheinung und eine Folge der stärkeren Beteiligung 
der jüngeren Altersklassen am Erwerbsleben ist. Von 1896 
bis 1901 liegt eine Berechnung vor, auf die ich später zurück- 
kommen werde. Die nachstehende Tafel umfaßt die Gesamt- 
straffälligkeit. 



Deutschland. 

Jahresdurchschnitt d. Ver- 
urteilten auf 10000 Straf- 
mündige (Altersklasse) 


über- 
haupt 


Männer 


Weiber 


Jugend- 
liche 


männ- 
liche 


weib- 
liche 


1882—1885 


100.2 


168.5 


37.6 


56.3 


89.7 


22.9 


1886—1890 


102.0 


173.7 


36.4 


59.6 


96.6 


22.5 


1891—1895 


115.5 


197.8 


40.0 


70.0 


115.3 


24.6 


1896—1900 


119.7 


208.3 


38.1 


72.5 


120.7 


23.9 


1901 


122.3 


213.8 


37.8 


73.9 


123.5 


24.1 


1902 


124.0 


216.1 


38.8 


74.8 


124.8 


24.4 


1903 


120.3 


209.5 


37.8 


72.3 


121.0 


232 


1904 


121.4 


211.8 


37.8 


70.8 


118.1 


23.3 



Aus diesen Ziffern lassen sich Schlüsse in Bezug auf die 
Bewegung des Verbrechertums überhaupt nicht ableiten, weil 
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die für solche Schlüsse ungeeigneten Straftaten eingeschlossen 
sind. 
Besseren Aufschluß gibt nebenstehende Tafel. 
In dieser Tafel sind die Verletzungen der Wehrpflicht ein- 
bezogen, ich habe jedoch bei den drei in Frage kommenden 
Altersstufen des männlichen Geschlechts die Anteile in Klam- 
mer gesetzt, die ohne diese Einbeziehung auf 10000 Angehörige 
der Altersstufe entfallen. 

Ordnet man die in diese Zusammenstellung aufgenommenen 
Straftaten nach dem Höhepunkte des Auftretens, so ergibt sich, 
daß beim männlichen Geschlechte dieser Höhepunkt erreicht 
wird in der Altersstufe von: 

15 — 18 Jahren bei den Unzuchtstatbeständen (4.1), 
18 — 21 y, „ gefährlicher Körperverletzung (101.2), 
18 — 21 „ „ einfachem Diebstahl (62.6), 
18 — 21 » » schwerem Diebstahl (14.9), 
18—21 „ y, Hehlerei (3.9), 
18—21 „ „ Sachbeschädigung (20.7), 
21 — 25 „ „ Widerstand gegen Beamte (17.3), 
21 — 25 „ „ einfacher Körperverletzung (24.3), 
21 — 25 „ „ Unterschlagung (14.2), 
21—25 „ „ Betrug (14.6), 
während bei der Beleidigung der Höhepunkt in die Altersstufe 
von 30 bis 40 Jahren fällt. Weder Beleidigung, noch einfache 
Körperverletzung können jedoch besonders beachtet werden, 
da ihre Verfolgung von der Privatanklage, bzw, dem Antrage 
des Verletzten abhängt und begreiflicherweise auch in Deutsch- 
land keine besondere Neigung bestehen dürfte, gegen unreife 
Burschen diesen Anstoß zu einem Strafverfahren zu geben. 
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I. Einleitung. 



Beim weiblichen Geschlechte kommen überhaupt nur der 
einfache Diebstahl (23.3), die Unterschlagung (2.8) und der 
Betrug (3.9) in Betracht, bei welchen der Höhepunkt in das 
Alter von 18 bis 21 Jahren fällt. 

Stellt man beim männlichen Geschlechte die fünf Tatbe- 
stände, gefährliche Körperverletzung, einfacher Diebstahl, ein- 
fache Körperbeschädigung, Sachbeschädigung und schwerer 
Diebstahl, graphisch dar, so ergibt sich ein Bild, das klar 
zeigte daß die Befürchtungen übertrieben sind, welche mit 
Rücksicht auf die Straffälligkeit Jugendlicher vielfach ausge- 
sprochen werden. Man darf sich nicht durch absolute Zahlen 
täuschen lassen, wenn ihnen die Bevölkerung eines großen 
Reiches gegenübersteht. Noch entscheidender ist aber das 
rasche Sinken der Straffälligkeit in den höheren Altersklassen. 

Für die spätere Zeit und zum Vergleich größerer Zeiträume 
gibt nachstehende Tafel, leider mit Beschränkung auf Straf- 
mündige einerseits und Jugendliche andererseits Aufschluß. 



In Deutschland kamen Verurteilte auf 


StrafmQndige 


Jugendliche 


10000 Angehörige 


1882—1891 


1892-1901 


1882-1891 


1892—1901 


Verbrechen und Vergehen . . 


108.7 


125.1 


57.4 


71.2 


Widerstand gegen die Staatsgewalt 


3.9 


4.4 


0.39 


0.56 


Hausfriedensbruch 


4.7 


5.6 


0.81 


1.4 


Beleidigung 


13.0 


14.5 


1.2 


1.9 


leichte Körperverletzung . . . 


5.8 


7.1 


1.4 


1.9 


gefährliche „ ... 


16.0 


23.0 


6.3 


10.1 


einfacher Diebstahl 


25.4 


22.9 


27.6 


29.5 


schwerer „ 


3.1 


3.3 


4.4 


5.7 


Unterschlagung 


• 4.6 


5.2 


2.6 


3.3 


Hehlerei 


22 

4.5 
2.1 


2.0 
6.1 
1.7 


1.4 
2.2 
1.0 


1.8 


Betrue 


2.8 


Jagd- und Fischereivergehen . . 


0.8 


Sachbeschädigung 


3.9 


4.7 


3.2 


4.4 
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Es zeigt sich, daß die Straffälligkeit auf dem Gebiete der 
gewinnsüchtigen Straftaten wider das Vermögen im allgemeinen 
nicht gestiegen ist (ohne Jagd- und Fischereivergehen 39,8 
und 39,5), dagegen bei den Jugendlichen eine Steigerung zu 
verzeichnen ist (38,2 und 43,1). Es liegt also eine ähnliche 
Erscheinung wie in Osterreich vor, die ich auf die gesteigerte 
Beteiligung der Jugendlichen am Erwerbsleben zurückführe. 
Zweifellos auf derselben Ursache beruht die erhöhte Straf- 
fälligkeit der Jugendlichen auf dem Gebiete der auf Gewalt- 
tätigkeit zurückzuführenden Straftaten. Hier ist auch die Be- 
lastung der „Erwachsenen* ziflfermäßig gewachsen — Vermehrung 
des Verbrechertums drückt sich in ihnen nicht aus. Gerade 
auf diesem Gebiete ist es besonders bedauerlich, daß der Auf- 
bau der Statistik nicht nach Altersklassen erfolgte, weil wir 
dadurch Aufschluß bekämen, bis zu welcher Altersklasse die 
Steigerung reicht« 

Ein Vergleich der Bewegung der Verurteilungen Vorbestrafter 
und nicht Vorbestrafter nach Gruppen von Straftaten ergibt, 
daß die Zahl der Vorbestraften zugenommen, der Nichtvor- 
bestraften abgenommen hat. Meiner Ansicht nach ist dies ein 
Zeichen, daß zu viel gestraft wird, so daß in bestimmten der 
Straffälligkeit mehr ausgesetzten Volkskreisen eine Übersättigung 
mit vorbestraften Personen eintritt. Ohne Klarstellung, worin 
die Vorstrafe bestanden hat, läßt sich übrigens aus ihrem 
Vorhandensein wenig ableiten. Bezeichnend ist die Bewegung 
der Diebstahlsverurteilungen gegen jene wegen Körperver- 
letzung. Die Zahl der letzteren hat jene der ersteren bei den 
Nichtvorbestraften bereits überschritten, ebenso wenn man 
Vorbestrafte und Nichvorbestrafte zusammenzählt. 

Hoe gel , Einteilung. ^ 3 
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10« Über das gewerbsmäßige Verbrechertum gibt die deutsche 
Kriminalstatistik durch die getrennte Zählung der Rückfälligen 
bei Diebstahl und Betrug Anhaltspunkte. Hier kommt bereits 
der gleichartige Rückfall zum Ausdruck. 

Entgegen den Lehren der kriminal-anthropologischen Schule 
zeigt die Statistik, daß sich das Verbrechertum den Verhält- 
nissen anzupassen versteht. Die Verurteilungen wegen Betruges 
in wiederholtem Rückfall überwiegen bereits jene wegen 
schweren Diebstahles in wiederholtem Rückfall. 



Auf |0000 Strafmfindlge wurden verurteilt wegen 



einfachen Diebstahles 



schweren 



y» 



» 
n 



in wiederholtem Rückfall . 
in wiederholtem Rückfall . 



Betruges 



in wiederholtem Rückfall 



1882—1891 



21.9 
3.5 
2.4 
0.77 
4.1 
0.41 



1892—1901 



19.6 
3.3 
2.6 
0.75 
5.4 
0.77 



In einer anderen Berechnung werden beim Diebstahle auch 
Vorstrafen wegen Raubes und Hehlerei einbezogen und die 
Zahl solcher Vorstrafen berücksichtigt. Es ergibt sich dabei 
folgendes: 



Auf 10000 Strafmündige entfallen 
Verurteilungen wegen 


1882-1886 


1887 1891 


1892-1896 


1897—1901 


Diebstahles nach Vorstrafen 










wegen Diebstahles, Raubes, 










Hehlerei 2 3 


3.04 


2.56 


2.74 


2.52 


4—5 


0.94 


0.90 


0.91 


0.86 


6 und mehr . . . 


0.32 


0.41 


0.46 


0.49 


Betruges nach Vorstrafen wegen 










Betruges 2—3 


0.23 


0.33 


0.44 


0.41 


4—5 


0.06 


0.11 


0.16 


0.19 


6 und mehr . . . 


O.Ol 


0.04 


0.07 


0.13 



3* 
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Die deutsche Rfickfallsstatistik rechnet die dritte Klasse zum 
gewerbsmäßigen Verbrechertum, wobei noch aus den anderen 
Klassen ein nicht berechenbarer Anteil hinzukäme. Von Be- 
deutung ist das allerdings der absoluten Zahl nach unbedeutende 
Anwachsen der mindestens sechsmal Rückfölligen beim Dieb- 
stahl und der Verurteilten beim Betrug überhaupt. 

Seit dem Jahre 1896 läßt sich die Beteiligung jugendlicher 
und der nächsten Altersklasse statistisch darstellen. 



Auf 10000 der Altersklasse 


Jugendliche 


Im Alter von 18—25 Jahren 


entfielen Verurteilte 


unbestrafte 


vorbestrafte 


unbestrafte 


vorbestrafte 


1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 


56.9 
57.1 
60.5 
59.5 
60.7 
60.4 


13.1 
13.0 
13.8 
13.7 
13.8 
13.5 


154.8 
155.7 
155.0 
152.1 
142.7 
145.1 


72.8 
75.8 
79.4 
79.1 
75.3 
80.1 



Aus dieser Tafel erhellt das Aufsteigen zu der Altersklasse 
der größten Strai^lligkeit und zugleich, wie in dieser sich 
auch die Rückfälligkeit am stärksten geltend macht. Wie groß 
sodann der Abfall in den nächsten Altersklassen ist, läßt sich 
gegenwärtig statistisch nicht zeigen. 

Die sogenannte rückblickende Statistik ermöglicht eine an- 
nähernde Berechnung, wie viele von den in einem Jahre ver- 
urteilten Erstbestraften im Laufe der nächsten Jahre wieder 
bestraft werden. Es liegt für das Jahr 1894 eine solche Be- 
rechnung auf die nächsten zehn Jahre vor. Ich gebe nur die 
allgemeinen Ziffern — ohne Unterscheidung zwischen ver- 
wandtem und nicht verwandtem Rückfall, da diese Unterschei- 
dung nur nach drei großen Gruppen (Straftaten gegen Staat 
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und öfFentliche Ordnung, gegen die Person und gegen das 
Vermögen) gemacht wird, in jeder dieser Gruppen aber ver- 
hältnismäßig wenig bedeutende Verurteilungen eingeschlossen 
sind. 



Von 100 im Jahre 


1904 Ver- 

J t 


überhaupt 


nicht 
vorbestrafte 


vorbestrafte 


urteilten wurden neueraings 
bestraft im 


1 


2-4 


5 u. öfter 


I.Jahre 

3. y, 

4. „ 

5. „ 

6. „ 

7. « 

8. 1, 

9. , 
10. „ 








9.47 
7.46 
5.23 
4.06 
3.02 
2.32 
1.97 
1.69 
1.40 
1.15 


4.63 
3.66 
2.81 
2.38 
1.92 
1.56 
1.40 
1.25 
1.06 
0.89 


13.03 
9.80 
7.07 
5.45 
4.17 
3.20 
2.80 
2.38 
2.06 
1.66 


18.63 
14.71 
9.62 
7.27 
5.01 
3.71 
2.92 
2.49 
1.97 
1.62 


24.27 
19.92 
12.88 
8.81 
5.86 
4.06 
3.06 
2.36 
1.69 
1.37 


Zusammen . . 
Nicht bestraft . 








37.77 
62J23 


21.56 
78.44 


51.62 
48.38 


67.95 
32.05 


84.28 
15.72 



Am meisten interessieren uns die nichtvorbestraft gewesenen; 
soweit die Statistik überhaupt herangezogen werden kann, er- 
gibt sich, daß der Anteil der im Laufe der nächsten zehn Jahre 
neuerdings Bestraften keineswegs erschreckend ist. Er ist nur 
etwas größer, als der Anteil der innerhalb drei Jahren rück- 
fällig gewordenen bedingt Begnadigten (20%). Nimmt man 
von den Erstbestraften auch nur drei Jahre (11,10), so kommen 
die bedingt Begnadigten weit schlechter weg. Von der ameri- 
kanischen Fürsorgeerziehung ist gar nicht zu reden, da dort 
30 bis 40% der in Fürsorge genommenen innerhalb dieser 
Zeit rückfällig werden sollen. Die zwingende Folgerung ist, 
daß man uns bei Anempfehlung derartiger Einrichtungen mit 
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der Statistik vom Leibe bleiben soll, denn diese spricht das 
gerade Gegenteil dessen aus, was die Anhänger dieser Ein- 
richtungen damit beweisen wollen. 

Zum Schlüsse möchte ich noch erwähnen, daß die englische 
Statistik seit Jahren eine polizeiliche Erhebung der Gewohn- 
heitsverbrecher veröffentlicht. Es wird jedoch ausdrücklich 
hervorgehoben, „that the figures as to the number of habitu- 
al criminals for any one year in any one locality are of 
little value". Mit diesem Vorbehalte führe ich an, daß für 
England und Wales in den Jahren 1901 bis 1905 ungefähr die 
Zahl mit 4183, 4320, 4187, 3955 und 4035 ermittelt wurde. 
Die Hauptmasse bildeten die Diebe (1905:3436), zunächst 
kommen die Hehler (377). Im Jahre 1905 entfielen auf das 
männliche Geschlecht 3241, auf das weibliche 794. 



IL Die Scheidung der Straffälligen 
nach ihrer Gesinnung. 

1« Vorläufig dürfte kaum jemand im Ernst daran denken, 
an Stelle der Tatbestände des Strafrechts den Begriff der sozialen 
Gefährlichkeit zu setzen. Wenn aber auch jemand eine solche 
Theorie in die Tat umsetzen wollte, es würde keine Gesetz- 
gebung darauf eingehen, denn durch Verwirklichung dieses 
Gedankens würde eine in ihrer Tragweite unberechenbare, die 
Freiheit aller Staatsbürger bedrohende Waffe in die Hand der 
Strafrechtspflege gegeben werden. Weder Juristen noch Psy- 
chiatern könnte diese Waffe anvertraut werden. Ich wieder- 
hole, was ich vor Jahren ausgeführt habe (Straffölligkeit und 
Strafzumessung S. 7), daß das Strafrecht nicht blos nach Liszt 
die magna Charta des Verbrechers, sondern vor allem jene 
des NichtVerbrechers ist. 

Wir werden daher nach wie zuvor davon ausgehen müssen, 
daß das Strafgesetz zunächst die Aufgabe hat, die Tatbestände 
klarzustellen, in denen nach dem Willen des Gesetzgebers 
bestimmte Rechtsgüter strafrechtlich geschützt werden sollen, 
und daß zugleich das Maß dieses Schutzes entsprechend dem 
Werte des angegriffenen Rechtsgutes für die Gesellschaft aus- 
gesprochen werden muß. Wir müssen zunächst von der Tat 
ausgehen, es ist für den Gesetzgeber und den Richter un- 
möglich, mit der Person des Täters zu beginnen (auf das kämen 
die Vorschläge Lammasch, Zweck und Mittel der Strafe, Z. f. 
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g. St. 9, 422, hinaus). Nur auf dem bisherigen Wege gelangen 
wir zur magna Charta einerseits des Nichtverbrechers, ander- 
seits des Verbrechers, oder wie Liszt ausführt, zum Schutz 
des sich gegen das Gesetz auflehnenden gegen eine Bestrafung 
außerhalb der gesetzlichen Schranken, zur Verwirklichung des 
Gedankens, daß das Strafrecht die gesetzliche Schranke der 
Kriminalpolitik sei. Geschieht aber dies, so gehen wir unab- 
weislich von dem bisherigen Gerechtigkeitsgedanken aus, die 
fibrigen Strafzwecke können nur im Rahmen desselben Ver- 
wirklichung finden. Das ist der Standpunkt des geltenden 
Rechtes — zunächst die Tat und dann den Täter zu berück- 
sichtigen. Es kann und darf nicht Aufgabe des Strafrechtes 
sein, die Begehung einer an sich geringfügigen Tat, bei der 
wir einen Täter mit verworfener Gesinnung kennen lernen, 
als Anlaß zu benützen, die Gesellschaft vor der Möglichkeit 
einer schwereren Betätigung dieser Gesinnung durch eine 
Schutzstrafe zu sichern und auf diese Weise Vorsehung zu 
' spielen (siehe insbesondere Wach, Die kriminalistischen Schulen 
und die Strafrechtsreform 1902). Die Beziehung der Strafe 
zur Tat und zum Täter ist zu ermöglichen. Strafandrohung, 
Strafzumessung und Strafvollzug haben dieser Doppelaufgabe 
der Strafe gerecht zu werden. In bezug auf die Tat kommen 
deren Natur und Schwere, der Grundsatz der Generalprävention, 
der Zweck der Genugtuung für den Verletzten in Betracht. In 
bezug auf den Täter gilt vor allem die Spezialprävention. Es 
ist aber klar, daß auch die Generalprävention gleichzeitig als 
Spezialprävention wirkt und umgekehrt diese auch die Wirkung 
der anderen versieht. Ich halte den gekünstelten Gegensatz 
von Vergeltungsstrafe und Zweckstrafe für vollkommen verfehlt 
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und schließe mich in dieser Richtung Merkel an (Strafrecht, 
S 69 ff. und Kriminalistische Abhandlungen I, 9 ff., II, 687). Auch 
die Vergeltungsstrafe „ist Zweckstrafe und mißt sich an den Be- 
dingungen ihres Zweckes '. Auch die sogenannte Vergeltungs- 
strafe, wie sie in den geltenden Strafgesetzen verwirklicht ist, 
verfolgt insbesondere Zwecke der Prävention, sie läßt nur 
diese nicht überwuchern. Ich bin kein Anhänger des Namens 
„Vergeltungsstrafe', weil er den Gegnern die Möglichkeit zu 
Angriffen gibt, die den tatsächlichen Verhältnissen nicht ent- 
sprechen. Kaum ein Anhänger der klassischen Schule vertritt 
den Standpunkt der Vergeltung im Sinne eines absoluten 
Strafzweckes (es gilt dies unter anderem auch von Sonntag, 
Z. f. g. Str. I, 480 und Schmidt, Aufgaben der Strafrechts- 
pflege, die den Vergeltungsgedanken in den Vordergrund stellen). 
Das Wesen liegt meiner Ansicht nach darin, daß die Strafe 
nicht zum Zwecke der Generalprävention oder der Spezial- 
prävention in ein Mißverhältnis zur Bedeutung der konkreten 
Tat gerät, d. h. daß sie gerecht im Sinne der herrschenden 
Anschauung bleibe, und daß umgekehrt durch einseitige Her- 
vorhebung des Täters die Spezialprävention nicht die General- 
prävention vereitle. Merkel (a. a. O. J 70) hebt hervor, daß 
Gerechtigkeit nicht Zweck, sondern Eigenschaft der Strafe ist. 
Mir scheint es von geringer praktischer Bedeutung zu sein, 
ob man die Gerechtigkeit Strafrechtszweck nennt oder lediglich 
das Strafmaß bestimmen läßt (Kl ein feil er, Bekämpfung des 
Verbrechens, A. f. St. 1889, S. 166). Die einseitige Betonung 
der Spezialprävention würde in den einen Fällen zu einer die 
übrigen Strafzwecke schädigenden Straflosigkeit oder Milde 
führen (wenn die Gefahr des Rückfalles ausgeschlossen oder 
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unwahrscheinlich ist), in den anderen Fällen aber zu einer in 
grellem Mißverhältnisse zur verübten konkreten Rechtsver- 
letzung stehenden Härte (wenn die Gefahr des Rückfalles 
zweifellos gegeben ist). Sollen diese beide Folgen vermieden 
werden, so müssen wir zwingend an einer Verhältnismäßig- 
keit zwischen Strafe und Schuld festhalten, wobei sowohl 
die Tat und ihre Beziehung zur Wichtigkeit des verletzten 
Rechtsgutes und zum Genugtuungsbedürfnis des Verletzten, 
als auch der Täter und seine Beziehung zur Tat, sowie seine 
Gefährlichkeit für die Rechtsordnung berücksichtigt werden 
können. 

Klar scheint mir aber auch ferner zu sein, daß man des 
Vergeltungsgedankens selbst im Strafrechte niemals entraten 
kann, da ihm eine hohe ethische Bedeutung beikommt, deren 
Mächtigkeit nicht abschätzbar ist. Der Einfluß, welchen dieser 
das Volksbewußtsein durchdringende Gedanke im Sinne der 
Vorbeugung nimmt, läßt sich naturgemäß statistisch nicht er- 
härten, da es keine Statistik der zwar bedachten, aber nicht 
begangenen Verbrechen gibt. Diesen Einfluß leugnen, heißt 
außerhalb des Lebens stehen. Auch in dieser Richtung schließe 
ich mich dem von Merkel (a. a. O.) vertretenen Standpunkte 
an. Es ist Aufgabe der Gesetzgebung und der Rechtsprechung, 
diese ethische Seite der Strafe sorgfältig zu wahren und sich 
dieser wirksamen Waffe bei Bekämpfung des Verbrechens zu 
bedienen. Kommt dem Vergeltungsgedanken tatsächlich eine 
solche Wirkung zu, so hat der Vergeltungsgedanke praktische 
Bedeutung, gleichviel ob man persönlich Indeterminist oder 
Determinist ist, oder, wie ich dies gegenüber jeder unbewiesenen 
und unbeweisbaren Hypothese tue, der Frage der Willens- 
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Freiheit zwar persönlich indifferent gegenüber steht, aber auf 
dem Gebiete des Strafrechtes der allgemeinen Volksanschauung 
entsprechend von dem auf bedingter Willensfreiheit aufgebauten 
Schuldgedanken ausgeht. Logisch vereinbarlich halte ich aller- 
dings Vergeltung und Verantwortlichkeit mit Determinismus 
nicht — in dieser Richtung kann ich mit Merkel nicht über- 
einstimmen. Ich will noch erwähnen, daß es auch mit dem 
Vergeltungsgedanken verträglich ist, bei einem geringen Maße 
menschlicher Schuld von der Verhängung der angedrohten 
Strafe abzusehen. Es muß dies aber in den besonderen Um- 
ständen des einzelnen Falles gerechtfertigt sein, da ein Absehen 
von der Strafe, das nur den Gesichtspunkt der Spezialprä- 
vention berücksichtigt, die Strafandrohung insbesondere bei 
allen geringfügigen Gesetzesübertretungen in Frage stellen 
würde. 

Vor allem ist es aber mit dem Gerechtigskeitsgedanken voll- 
kommen vereinbar, wenn im Gesetze der subjektiven Seite 
der Tat Rechnung getragen wird. Es ist dies, wenn auch nicht 
stets folgerichtig, von der Gesetzgebung seit Ende des 18. Jahr- 
hunderts bis zur Gegenwart geschehen, ob nach der milderen 
Seite hin, wie bei Behandlung des Kindesmordes oder des 
Familiendiebstahles, oder nach der strengeren, wie bei Behand- 
lung des Rückfalles, bei Berücksichtigung besonderer Ver- 
pflichtungsverhältnisse. Es ist dies insbesondere durch die hi- 
storisch leicht nachweisbare allmähliche Ausdehnung der richter- 
lichen Strafzumessung geschehen, deren Umfang stets von der 
Vorfrage abhängig war, ob die Richter dieser Aufgabe gewachsen 
sein werden. 

2. Man beachte, was Feuerbach (Lehrb. d. peinl. Rechtes 
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$. 118 ff.) von seinem Standpunkte des psychologischen 
Zwanges über die inneren Elemente der Schuld geschrieben 
hat: „Der Dolus wird immer bestimmt durch das Dasein einer 
sinnlichen Triebfeder, welche den Willen antreibt, die Tat 
zu wollen. Da nun überhaupt die Größe der Gefahr (in der 
Vorstellung des Gesetzgebers) die Größe der Strafbarkeit In 
concreto begründet (S 103), so ist die Strafbarkeit einer 
dolosen Handlung umso größer, je gefährlicher die 
sinnlichen Triebfedern waren, die derTat zum Grunde 
lagen'. „Es hängt der Grad der Gefährlichkeit einer sinn- 
lichen Triebfeder ab, I. von ihrer Intensität: mit jemehr 
Kraft und Heftigkeit sie gewirkt hat, desto strafbarer ist 
die Handlung; II. von ihrer Festigkeit: jemehr sie einge- 
wurzelt und in dem Gemüte herrschend, je unverbesser- 
licher sie also ist, desto größer die Strafbarkeit; III. von ihrem 
Umfange: auf jemehr Rechtsverletzungen sie ihrer Natur 
nach gerichtet ist, desto strafbarer die Handlung, die aus ihr 
entsprang.' Später heißt es, daß man aus der Stärke der 
Hindernisse, welche der Begehung des Verbrechens entgegen- 
standen und welche durch die Begierde überwunden worden 
sind, den Grad der Stärke der Begierde erkenne. „Hieraus 
folgt I. eine rechtswidrige Begierde, welche bis zur Leiden- 
schaft oder zur Gewohnheit gestiegen ist, also die freie 
Wirksamkeit der höheren Gemütskräfte selbst aufgehoben hat, 
bewirkt erhöhte Strafbarkeit der durch sie bestimmten Hand- 
lung • . .* 

Sein Grundgedanke ist daher von jenem der „modernen 
Schule" nicht weit entfernt, indem er die Strafandrohung der 
inneren Gefährlichkeit des Täters, gleichviel ob diese auf 
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Leidenschaft oder Gewohnheit heruht, anpassen und dadurch 
den stärkeren «sinnlichen Antrieb^ aufheben will. 

Auf einem ähnlichen Gedanken beruhen die Strafzumessungs- 
gründe der älteren Gesetzgebung, mögen sie auch in ihren 
Einzelheiten anfechtbar sein. Zur Erläuterung führe ich die 
Grundsätze des geltenden österreichischen Rechtes an, die im 
wesentlichen mit jenen des Strafgesetzes vom 3. September 
1803 übereinstimmen. 

Im Verbrechensteile werden zuerst die erschwerenden (S 43 
bis 45), dann die mildernden Umstände (S 46 bis 47) behandelt. 
Allgemeine Erschwerungsumstände sind Größe und Reif- 
lichkeit der Überlegung, geflissentliche Vorbereitung, Größe 
des Schadens oder der verursachten Gefahr, Schwierigkeit der 
gegen die Tat zu gebrauchenden Vorsicht, Umfang der Pflichten- 
verletzung. Als besondere Erschwerungsumstände werden 
aufgeführt: Begehung mehrerer Verbrechen verschiedener oder 
derselben Art, Rückfall wegen des gleichen Verbrechens, Ver- 
führung anderer, Urheberschaft, Anstiftung oder Anführung bei 
einem von mehreren begangenen Verbrechen (die Hinter- 
gehung des Richters durch Erdichtung falscher Umstände ist 
durch die neue Strafprozeßordnung als derogiert anzusehen). 
Die Mild erungsum stände werden unterschieden, je nachdem 
sie sich auf die Person oder die Tat beziehen. Auf die 
Person beziehen sich: Alter unter 20 Jahren, Verstandes- 
schwäche, vernachlässigte Erziehung, bisher untadelhafter 
Lebenswandel, Begehung der Tat auf Antrieb eines Dritten, 
Furcht oder Gehorsam, oder in einer aus dem gewöhnlichen 
Menschengefühle entstandenen heftigen Gemütsbewegung, An- 
lockung durch aus fremder Nachlässigkeit aufgestoßene Ge- 
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legenheit, Verleitung durch drückende Armut, Streben, den 
Schaden gutzumachen oder weitere üble Folgen zu verhindern, 
Selbststellung und Geständnis, Aufdeckung anderer Verbrecher, 
unverschuldete Untersuchungshaft. Auf die Tat beziehen sich: 
Zurückbleiben der Tat beim Versuch, freiwillige Enthaltung 
von größerem Schaden, geringer Schade, vollkommene Schad- 
loshaltung. 

Man sieht, daß das veraltete österreichische Recht seit einem 
Jahrhundert nicht bloß die Tat, sondern auch den Täter be- 
rücksichtigt. Im fünften Hauptstück ($ 48 bis 55) wird die 
Strafzumessung behandelt, die Möglichkeit von Verschärfungen 
und das Herabgehen unter das Mindestmaß oder die Verände- 
rung der Strafart im Wege des außerordentlichen Milderungs- 
rechtes (gegenwärtig ergänzt durch § 338 St. P. O.). 

Ahnlich, wenn auch weniger klar, ist die Frage im zweiten 
Teile für Vergehen und Übertretungen geregelt. 

Die Bestimmungen des österreichischen Rechtes rechtfertigen 
es also, daß Mittelstadt (Schuld und Strafe, G. S. 46, S.252) 
den Vorwurf zurückweist, als ob man bis jetzt nur das Ver- 
brechen und nicht den Verbrecher gekannt hätte. 

Die Bestimmungen sind zweifellos veraltet, es liegt ihnen 
aber ein richtiger Gedanke zugrunde. 

3. Ich trete für eine gesetzliche Regelung der Straf- 
zumessung ein. Ich habe jüngst (Gerichtssaal Bd. 71, 
S. 378 f.) den Nachweis versucht, daß die sowohl in Deutsch- 
land wie in Osterreich sich zeigenden Mängel in der Straf- 
bemessung keineswegs auf die Durchführung des Gerechtigkeits- 
gedankens im Gesetze zurückzuführen seien. In Österreich 
liegt die Schuld zum Teil in den ganz unmöglich gewordenen 
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Strafsätzen, deren Durchbrechung im Wege des außerordent- 
lichen Milderungsrechtes die Rechtsprechung jedes Haltes be- 
raubte, zum Teil in der geringen kriminalistischen Schulung 
des Richterstandes. Die gesetzlichen Strafzumessungsgründe 
wurden allmählich vorwiegend dazu verwendet, um durch eine 
mehr oder minder willkürliche Hervorhebung von Milderungs- 
umständen das außerordentliche Milderungsrecht zu ermöglichen 
— es war unter solchen Umständen schwer, gleichzeitig in 
den Fällen, in welchen Strenge zur Sicherung der Gesellschaft 
am Platze ist, dieselben Zumessungsgründe in einem anderen 
Sinne zu gruppieren und zu verwerten. 

Ich kann nur wiederholen, was ich an dem angeführten Orte 
ausgeführt habe. Der Gesetzgeber müsse sich bei Abfassung 
des Gesetzes zunächst selbst ein System zurechtlegen, nach 
welchem er die Strafsätze für die mannigfachen Verletzungen 
der verschiedenen Rechtsgüter in ein richtiges Verhältnis zu- 
einander zu bringen und bei den einzelnen Straftaten nach ein- 
heitlichen Grundsätzen abzustufen hat. Er muß hierbei eine 
Wertung der verletzten Rechtsgüter, der Mittel des Angriffes 
und der persönlichen Eigenschaften und Verhältnisse des Täters 
vornehmen, soweit mit diesen Umständen generell ein Einfluß 
auf die Strafandrohung zu verbinden ist. Es kann nach den 
herrschenden Anschauungen nicht gleich behandelt werden, ob 
eine vorsätzliche Körperbeschädigung keinen, einen leichten, 
schweren oder tödlichen Erfolg nach sich gezogen hat. Wird 
diesen Erfolgen bei einzelnen Straftaten Rechnung getragen, 
dann muß dies in entsprechender Weise bei allen durchgeführt 
werden, bei welchen sie sich zu ereignen pflegen. Der gleiche 
Vorgang ist zu beobachten, wenn dem Werte der Sache bei 
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Verletzung von Vermögensrechten die Bedeutung eines straf- 
erhöhenden Umstandes beigelegt wird. In allen diesen Fällen 
ergibt sich die Notwendigkeit einer Kombinierung der Be- 
wertung des verletzten Rechtsgutes mit jener des Verletzungs- 
mittels und anderer Begleitumstände typischer Art. Zahlreiche 
Strafzumessungsgründe werden sich daher im Gesetze als Tat- 
bestandsmerkmal oder als Qualifikationsumstand finden. Ich 
verweise auf den Mißbrauch der Amtseigenschaft der Beamten, 
dem eine Bedeutung in den eigentlichen und uneigentlichen 
Straftaten gegen ein öffentliches Amt zukommt, aber auch bei 
anderen Straftaten zukommen kann und in diesen Fällen folge- 
richtig vom Richter als erschwerender Umstand behandelt 
werden soll. Die Größe des Schadens oder der Gefahr, der 
Beweggrund des Täters, sein Verhalten nach der Tat sind 
ebenfalls solche Umstände. Es wird beispielsweise die in 
$ 213 des deutsches Gesetzes als Strafminderungsumstand ver- 
wertete schwere Provokation, und ebenso der in $211 und 
$212 zur Scheidung von Mord und Totschlag verwendete 
Umstand des Mangels der Überlegung auch bei der Körper- 
verletzung als richterlicher Milderungsumstand verwertet wer- 
den müssen; die gewinnsüchtige Absicht, welche vielfach als 
Tatbestandsmerkmal aufgenommen ist (beispielsweise die Nöti- 
gung zur Erpressung macht) oder den Strafsatz verändert (wie 
bei der Beihilfe zur Fruchtabtreibung), wird in anderen Fällen 
vom Richter als erschwerend anzunehmen sein (so beim Landes- 
verrat). Unter Umständen können sogar die Begriffe Vorsatz 
und Fahrlässigkeit zu gesetzlichen oder richterlichen Zumessungs- 
gründen werden, wie bei einzelnen Gefährdungstatbeständen. 
Überläßt es nun der Gesetzgeber vollständig der Theorie 
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und Praxis, die Gesichtspunkte zu gewinnen, von welchen bei 
der Strafbemessung auszugehen ist, dann müssen in ihr not- 
wendig die Gegensätze der Lehrmeinungen und Anschauungen 
zum Ausdruck kommen; die richterliche Strafzumessung wird 
vielfach bewußt oder unbewußt von anderen Gesichtspunkten 
ausgehen als der Gesetzgeber und dadurch in Widerstreit mit 
dem Aufbau des Gesetzes geraten, sich in entgegengesetzter 
Richtung bewegen, oder sie wird vollständig zur Schablone 
übergehen. 

Wenn ich daher für eine gesetzliche Regelung der Straf- 
zumessung eintrete, so muß ich andererseits vorausschicken, 
daß ich eine mathematische Veranschlagung des Wertes der 
einzelnen Zumessungsgründe für verfehlt halte. 

In dieser Richtung ist das italienische Strafgesetz am 
weitesten gegangen. Geminderte Zurechnungsfähigkeit, ver- 
schuldete Trunkenheit, Überschreitung der Grenzen der Not- 
wehr und des Notstandes, Gemütserregung, jugendliches Alter, 
Taubstummheit, vollendeter und nicht beendigter Versuch, An- 
stiftung, Beihilfe, Rückfall, Zusammentreffen, Amtseigenschaft 
bringen allgemein die Veränderung des Strafsatzes durch 
Herabsetzung oder Erhöhung um einen aliquoten Teil (ein 
Sechstel, ein Drittel, die Hälfte, zwei Drittel) nach sich, wozu 
noch ähnliche Strafsatzänderungen im besonderen Teile kom- 
men. Abgesehen von der hierdurch verursachten verwickelten 
Berechnung der Strafsätze im Einzelfalle ist der Grundgedanke 
unrichtig, denn das Gewicht der angeführten Umstände richtet 
sich nach den Verhältnissen des Einzelfalles, läßt sich nicht 
von vornherein veranschlagen, und es ist psychologisch un- 
denkbar, daß der Richter aus der Summe der für die Beur- 

Hoegel, Einteilung. 4 
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teilung der Tat und des Täters ausschlaggebenden Umstände 
einzelne vorweg ziffermäßig in Anschlag bringt und dann mit 
dem Reste die Strafgröße findet 

Ich halte aber auch eine Verzifferung des Wertes einzelner 
Zurechnungsgründe in dem gemäßigten Umfange für unrichtig, 
in welchem sie im deutschen Gesetz vorgenommen wird, näm- 
lich abgesehen von dem jugendlichen Alter bei Versuch, Bei- 
hilfe und Zusammentreffen (In Bezug auf die nähere Begrün- 
dung verweise ich auf die Ausführung a. a. O.)- 

Was den Inhalt der gesetzlichen Regelung der richterlichen 
Strafzumessung anbelangt, so wäre der Grundsatz voranzu- 
stellen, daß auf die Schwere der Tat, die Größe des Ver- 
schuldens, die Gefährlichkeit des Täters und die voraussicht- 
liche Wirkung der Strafe bei Festsetzung der Strafe innerhalb 
des gesetzlichen Strafsatzes insoweit Rücksicht zu nehmen sei, 
als dieses nicht bereits durch Aufstellung besonderer Straf- 
sätze geschehen ist. 

Ein außerordentliches Milderungsrecht wäre im Gesetze 
weder in der Form dieser Einrichtung, wie sie sich im öster- 
reichischen Gesetze findet, noch in der Form der mildernden 
Umstände des deutschen Gesetzes beizubehalten, es wären 
vielmehr die Strafsätze von vornherein so zu gestalten, daß 
auch die leichtesten Fälle in derselben Berücksichtigung finden 
können. Es wäre insbesondere in den Strafandrohungen eine 
ausgedehnte Möglichkeit der Wahl verschiedener Strafarten zu 
schaffen, so daß vor allem stets den Beweggründen zur Tat 
Rechnung getragen werden kann. In zahlreichen Fällen wird 
neben Zuchthaus Gefängnis und Haft (entsprechend der Festungs- 
haft und Haft des deutschen Gesetzes), neben Gefängnis Haft 
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und Geldstrafe angedroht werden können, neben Haft stets 
Geldstrafe. Ich verweise in dieser Richtung nur auf die poli- 
tischen Straftaten, die ebenso einer ehrlosen Gesinnung (Ge- 
winnsucht), als einer an sich achtenswerten Überzeugung ent- 
sprungen sein können. Dem entsprechend wird es sich emp- 
fehlen, in den Grundsätzen über die Strafzumessung auch eine 
Richtschnur über die Wahl der Strafart zu geben. Es wäre 
auf die allgemeinen Zumessungsgründe und sodann insbesondere 
darauf zu verweisen, daß auf die strengere Strafart zu erkennen 
sei nach wiederholtem gleichartigen Rückfall (in auf gleicher 
Triebfeder beruhenden Straftaten), wegen Hang zur Arbeits- 
scheu, besonderer Roheit und groben Eigennutzes. 

Was die einzelnen Strafzumessungsgründe anbelangt, so be- 
ziehen sie sich 1. auf die Persönlichkeit des Täters, 2. auf 
die Beschaffenheit der Tat, 3. auf das Verhalten nach der Tat. 
Demgemäß sind Milderungsumstände: 1. unbescholtenes Vor- 
leben, vernachlässigte Erziehung, Verstandesschwäche oder 
Willensschwäche, Alter unter 20 Jahren, Notlage, Verleitung 
durch andere, gebotene Gelegenheit, Gemütsaufregung; 2. ge- 
ringeres Maß der Beteiligung an der Tat, Verbleiben derselben 
beim Versuche, Geringfügigkeit der Verletzung oder Gefährdung; 
3. Reue, offenes Geständnis, Bestreben den Schaden nach 
Kräften gut zu machen, strafloses Verhalten nach der Tat 
während einer der Verjährung nahekommenden Zeit. Als Er- 
schwerungsumstände wären anzusehen: 1. Rückfälligkeit ins- 
besondere mit bezug auf Straftaten gleicher Triebfeder, lieder- 
liches Vorleben, Hang zur Arbeitsscheu ; 2. Verübung der Tat 
nach reiflicher Überlegung und Vorbereitung, besonders ver- 
werfliche Beweggründe, Mißbrauch eines öffentlichen Amtes 

4» 
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oder Dienstes oder eines anderen Vertrauensverhältnisses bei 
Verübung der Tat, Verleitung anderer zur Beteiligung an der- 
selben, Verbindung mit anderen zum Zwecke der Ausführung, 
Verübung mehrerer Straftaten oder Verletzung mehrerer Straf- 
bestimmungen durch eine Tat, Größe der Verletzung oder 
Gefahrdung; rohes oder schamloses Verhalten nach der Tat, 
Vereitlung der Möglichkeit gänzlicher oder teilweiser Schadens- 
gutmachung. 

Wird, wie ich meine mit Recht, die Möglichkeit der Ver- 
schärfung der Freiheitstrafe gegeben, so ist auch in dieser 
Richtung dem Richter eine gesetzliche Richtschnur zu geben, 
in welchen Fällen er von dieser Möglichkeit Gebrauch zu 
machen habe. (Im allgemeinen stimmt der Gedankengang, den 
Finger in seinem Gutachten zum 29. deutschen Juristentag 
verfolgt, mit dem meinigen überein, leider kann ich auf die 
Einzelheiten nicht mehr eingehen, da mir dieses Gutachten 
erst nach Fertigstellung dieser Abhandlung zugekommen ist.) 

Ich will nur noch mit einigen Worten den Einwand wider- 
legen, der sich beispielsweise noch in den Motiven der öster- 
reichischen Entwürfe von 1874 und seiner Nachfolger ge- 
funden hat und der unter anderem auch von Lammasch 
(Gerichtssaal Bd. 44, S. 198) vertreten wurde. Es sei bisher 
nicht gelungen, die Strafzumessungsgründe erschöpfend auf- 
zuzählen und den Wert der einzelnen zu bestimmen; es käme 
nicht auf eine Abzahlung, sondern auf die Würdigung des 
Wertes an und mangels der gesetzlichen Bestimmbarkeit des 
letzteren entscheide doch das richterliche Ermessen frei, das 
Gesetz habe nicht den Beruf eines Lehrbuches und könne bei 
dem Richter die gehörige Würdigung der für die Strafzumessung 
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maßgebenden objektiven und subjektiven Momente voraussetzen. 
Dem habe ich bereits seinerzeit (Straffälligkeit und Strafzu- 
messung S. 87) entgegengestellt, daß das Stillschweigen des Ge- 
setzgebers gefährlich sei. Er soll nicht veranlassen, daß 
mechanisch oder arithmetisch gezählt werde, aber er soll 
anderseits verhindern, ,,daß der sogenannte Gesamteindruck 
oder eine sich allmählich einbürgernde Taxe üblich werde, 
insbesondere aber, daß alle die heutigen, lebendigen Streit- 
fragen der Strafrechtslehre in den Strafen ein kaleidoskopartiges 
Abbild finden^. Es soll nicht jeder je nach seiner Richtung 
seinen Weg wandeln können, sondern gezwungen werden, jenen 
des Gesetzgebers zu beschreiten. Der Gesetzgeber muß daher 
über seine Richtung deutlich werden. Auch Liszt (Zweck- 
gedanke im Strafrecht, Z. f. g. St. 3, S. 29) hat, wenn auch von 
seinem Standpunkte, hervorgehoben, „der Richter soll ja bei 
Ausmessung der Strafe innerhalb des Strafrahmens dieselben 
Gesichtspunkte zur Anwendung bringen, welche den Gesetz- 
geber bei Aufstellung des Strafrahmens geleitet haben; wenn 
diese im Zweifel bleiben, wie soll die Ausmessung gelingen?^ 
Noch ärger würde die Sache, wenn der Gesetzgeber selbst 
zwischen zwei Richtungen schwankt und nach allen Richtungen 
Konzessionen machen will und der Zufall entscheiden soll, bei 
welchem Professor der Richter seinerzeit Strafrecht gehört 
hat, welches Lehrbuch er allenfalls noch besitzt oder sich in 
der Folge anschafft, oder ob er in der Folge die ganze Theorie 
überhaupt als grau auf den Nagel hängt. 

4« Wird auf dem angegebenen Wege Klarheit über den 
Gedankengang des Gesetzgebers geschaffen, dann können 
Widersprüche in der Strafbemessung, insbesondere Gegensätze 



54 n. Die Scheidung der Straffälligen nach ihrer Gesinnung. 

zwischen Gesetz und Rechtsprechung soweit hintangehalten 
werden, als dies im Wege der Gesetzgebung überhaupt möglich 
ist. Es ist ferner ausreichend Gelegenheit geboten, Tat und 
Täter zu würdigen. Dazu wäre — wie ich a. a. O. ausführte 

— ein weitgehendes Berufungsrecht in der Straffrage einzu- 
führen, so daß Fehler in der zweiten Instanz beseitigt werden 
könnten. Vollkommenheit wird man allerdings nie erreichen 

— es wäre aber im höchsten Grade bedenklich, aus diesem 
Grunde denselben oder anderen Personen im Wege einer nach 
subjektiven Momenten durchzuführenden Einteilung der Straf- 
fälligen eine weit größere, noch schwerer kontrollierbare Macht 
einzuräumen. 

Zunächst ist es aber ganz und gar ausgeschlossen, eine 
derartige Einteilung der Menschen mit einiger Gewähr für die 
Richtigkeit der Einreihung vorzunehmen. Es handelt sich eben 
nicht bloß um die äußersten Extreme auf beiden Seiten, sondern 
auch um die große Masse, die sich zwischen diesen Extremen 
befindet. 

In dieser Richtung stimme ich mit dem Psychiater Aschaffen- 
burg (Das Verbrechen und seine Bekämpfung, 1903, S. 165) 
vollständig überein, wenn er sagt: „Die Einteilung vom psy- 
chologischen Standpunkte aus würde die beste sein, wäre 
sie überhaupt möglich. Vorläufig aber ist die Aufgabe noch 
absolut unlösbar und führt nur zu ganz abenteuerlichen Kon- 
struktionen ohne Wert.** Wenn er aber in der Folge an- 
schließend an eine bei der Versammlung der I. K. V. in 
Heidelberg 1897 erfolgte Dreiteilung unter dem Gesichtspunkte 
der Gefährdung der Rechtssicherheit sieben Größen 
unterscheidet: 1. Zufalls-, 2. Affekts-, 3. Gelegenheits-, 4. Vor- 
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bedachts-y 5. Rückfalls-, 6. Gewohnheits-, 7. Berufsverbrecher^ 
so ist sofort einzuwenden, daß derartige Größen zwar theore- 
tisch aufstellbar sind, daß aber die Einreihung der Straffälligen 
praktisch sehr bedenklich wäre und Aschaffenburg gibt 
schließlich selbst zu, daß es nicht immer möglich sein wird, 
auch bei längeren individuellen Studien jeden richtig einzu- 
reihen, und daß sich oft eine der Formen aus der anderen 
entwickle. Damit hört sich die Möglichkeit auf, mit einer 
solchen Einteilung Folgen zu verknüpfen. 

Merkel (L. des deutschen Strafrechtes, 1889, $ 68) sagt: 
„Die Verbrecher selbst lassen sich mit Rücksicht auf die ihnen 
gegenüber zu verfolgenden Zwecke unter anderem in jugend- 
liche Deliquenten, bei welchen der Besserungszweck sich in 
besonderem Maße geltend macht, und Erwachsene, ferner in 
Gewohnheitsverbrecher, bei welchen es sich um eine Änderung 
ihrer Grundstimmung, eventuell um Unschädlichmachung han- 
delt, und Gelegenheitsverbrecher scheiden. Bei zahlreichen 
Verbrechern handelt es sich spezieller um eine Gewöhnung an 
Arbeit und Ordnung, weil ihre Verbrechen mit einem Mangel 
hieran zusammenhängen, während bei anderen in dieser Hin- 
sicht keine Aufgabe besteht.^ Das mag theoretisch bestechend 
sein, praktisch ist damit wenig anzufangen. 

Es gilt dies auch von dem an sich richtigen Gedanken, von 
dem Calker in einem jüngst gehaltenen Vortrage (Strafrecht- 
liche Bedeutung der Gesinnung) ausgegangen ist, daß zu unter- 
scheiden sei zwischen dem ethisch nicht verwerflichen Ver- 
brecher, dem Normalfall der Übereinstimmung von Gesinnung 
und Handlung, dem gewohnheits- und gewerbsmäßigen Verbrecher 
und dem Verbrecher aus Lust als der gefährlichsten Form. 
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Vor allem darf nicht übersehen werden, daß bei den Erst- 
bestraften und der großen Zahl der ein- oder mehrmals Rück- 
fälligen die Frage, ob sie der Verbrecherlaufbahn verfallen 
werden, gar nicht gestellt werden kann. Es wäre in der Regel 
der Fälle eine Vermessenheit, diesen Blick in die Zukunft 
anders als etwa theoretisch tun zu wollen, d. h. an die Be- 
antwortung schwerwiegende Folgen zu knüpfen. Die falsche 
Beantwortung könnte zur Folge haben, daß jemand Gewohn- 
heitsverbrecher wird, weil er zu früh als solcher behandelt 
wurde. So bequem es heute ist zu sagen, die vorausgegangenen 
Strafen seien bei einer großen Zahl von unverbesserlichen 
Verbrechern nutzlos gewesen, so schlimm wäre es, den Vor- 
wurf hinnehmen zu müssen, die Strafrechtspflege habe durch 
vorzeitige dauernde Anhaltung — ob sie nun fragwürdigen 
Besserungsversuchen oder der Sicherung dienen soll — das 
Schicksal des Angehaltenen endgiltig besiegelt. 

Darüber muß man sich zuerst klar werden, daß von einer 
Besserung an sich verdorbener Elemente (also mit Ausschluß 
der infolge schwerer Leidenschaftsverbrechen zu längeren Frei- 
heitsstrafen Verurteilten) in der Gemeinschaftshaft nichts zu er- 
warten ist, mag man diese nun Zuchthaus oder irgendwie anders 
benennen, denn auf den Namen kommt es doch nicht an. 

Das was Wahlberg vor nahezu 40 Jahren (Pr. d. Indivi- 
dualisierung 154 f.) über die Illusion der Besserung in der Ge- 
meinschaftshiift geschrieben hat, verdient wiederholt zu werden. 
„Es scheint dem Prinzip der Individualisierung eine große 
Auswahl und Mannigfaltigkeit der Freiheitsstrafen zu entspre- 
chen. Ohne drei, vier Arten derselben glaubt das auf gemein- 
samer Haft beruhende Strafsystem nicht auskommen zu können, 
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Kettenstrafe, Zuchthaus-, Arbeitshaus-, Gefängnis- und Festungs- 
haft. Auch innerhalb dieser Artverschiedenheiten sollte noch 
spezialisiert werden. — Und mit großer Zuversicht wurde 
behauptet, daß nur die gemeinsame Strafhaft über das Füllhorn 
mannigfaltiger, der Individualität anzupassender Mittel der 
Pönitentiarbehandlung verfügen könne. Wir glauben jedoch 
das Gegenteil nachweisen zu können und begründen zunächst 
den Satz, daß die Freiheitsstrafe in der Regel in Einzel- 
haft abgebüßt werden soll. Das Verbrechen wird indivi- 
duell begangen. Die Strafe darf nur das schuldige Individuum 
treffen in Anpassung an dessen Strafwürdigkeit. Außer der 
gesetzlich angedrohten und richterlich zuerkannten Strafe darf 
dem Sträfling kein weiteres Übel zugefügt werden und muß 
dieselbe so eingerichtet sein, daß sie das Ehrgefühl des Übel- 
täters schont und denselben mindestens vor weiterer Entsitt- 
lichung schützt im Interesse der Rechtsordnung. Die Ver- 
nachlässigung dieser Forderungen hat den schlechten Erfolg 
der jetzigen Freiheitsstrafen hauptsächlich verursacht, weil 
dadurch mehr die äußerlich gleiche physische als die innere 
und individualisierende Einwirkung auf den Sträfling beachtet, 
derselbe mit kontagiösen Übeltätern zusammengesperrt und 
dessen Ehr- und Schamgefühl wenig geschont wird. Den vor- 
erwähnten Forderungen und Voraussetzungen steht die Regel 
der wenig oder schlecht geteilten gemeinsamen Strafhaft ent- 
gegen. — Durch diese wird die Gefahr des wechselseitigen 
Verderbens, der moralischen Infektion der besseren Sträflinge 
herbeigeführt und das Unrecht begründet, daß dem besseren 
Sträflinge das moralische Übel des Zusammenleben- 
müssens mit Verbrechern zugefügt wird, welches man mit 



58 n. Die Scheidung der Straffälligen nach ihrer Gesinnung. 

der Freiheitstrafe ihrem Wesen nach nicht verbinden kann. 
Im Begriffe der Freiheit strafe ist das erniedrigende und 
verderbliche Moment des Zusammenlebens mit schlechten 
Sträflingen nicht enthalten. Diese können sich einen gebiete- 
rischen nachteiligen Einfluß anmaßen, lenksame, der Besserung 
zugängliche Mitgefangene können von den schlechten Sträflingen 
terrorisiert und mißhandelt werden. Regungen des Gewissens 
finden in der gemeinsamen Haft leicht schamlose Verspottung. 
Ruchlose, schmutzige Reden derselben können das bessere 
Gefühl abstumpfen, keine Klassifikation der Sträflinge schützt 
zuverlässig gegen diese Übel. Dazu kommt das ansteckende 
Mißtrauen gepaart mit falscher Scham und Mißgunst, welche 
auch in Klassenabteilungen schädlich wirken. Die ungleiche 
individuelle Beschaffenheit der Sräflinge läßt sich 
ganz zuverlässig nicht anders klassifizieren als durch 
Isolierung der Sträflinge von einander. Eine nieder- 
schlagendere Verurteilung der gemeinsamen Strafhaft kann es 
nicht geben, als das schon zum Gemeinplatz gewordene Er- 
gebnis, daß die Sträflinge in der Regel die Strafanstalt schlechter 
verlassen, als sie diese betreten hatten, daß zahlreiche Rück- 
fälle, verbrecherische Unternehmungen und Bruderschaften auf 
das Zusammenleben in dem Zuchthause, auf die Abtötung des 
Ehr- und Schamgefühls und auf den Sittenverderb in der ge- 
meinsamen Haft zurückführen.^ 

Diese Sätze gelten heute wie vor 40 Jahren. Sie gelten für 
Erwachsene wie für Jugendliche, für Vorbestrafte und Erst- 
verbrecher, für Vollwertige und Minderwertige. Wer glauben 
machen will, daß man eben „anders behandeln** müsse, möge 
zuerst den Beweis erbringen, daß er es trifft. Die Gelegenheit 
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ergibt sich ja im nächsten Zuchthause auch nach den be- 
stehenden Vollzugsvorschriften. 

Ich wiederhole hier, was ich an anderem Orte (Zur Reform 
der Freiheitstrafen, M. Sehr. f. Kriminalpsychologie, 1905) 
geschrieben habe: 

„Ich bin ein unbedingter Anhänger der Einzelhaft^ soweit 
sie ohne Schaden für die körperliche und geistige Gesundheit 
vollzogen werden kann. Sie ist vor allem bei allen kurz- 
zeitigen Freiheitsstrafen unbedingt geboten. Es wäre wohl 
mehr als überflüssig, alle die bekannten Gründe, die für die 
Einzelhaft angeführt werden, hier zu wiederholen. Klar muß 
für jeden, der mit dem Vollzug kurzzeitiger Freiheitstrafen 
vertraut ist, sein, daß die Gemeinschaftshaft in der Regel der 
Fälle bestenfalls wenig wert ist. Sie birgt aber eine solche 
Fülle von Gefahren in sich, daß es geradezu eine schwere 
Verantwortung für den Staat in sich schließt, wenn er jährlich 
Tausende von Verurteilten diesen Gefahren aussetzt. Unver- 
dorbene Menschen während der Untersuchungshaft oder kurz- 
zeitiger Freiheitstrafen in Gemeinschaft mit anderen Häftlingen 
oder Sträflingen zu bringen, bezüglich deren entweder die sitt- 
liche Beschaffenheit nicht feststeht oder aber über ihren Tief- 
stand kein Zweifel besteht, ist ein Unrecht, ein Übel, das der 
Staat zuzufügen nicht berechtigt ist. Wie viele dadurch 
im Laufe der Zeiten zugrunde gegangen sind, indem sie in 
der Gemeinschaft verdorben wurden, läßt sich nicht absehen. 
Aber auch verdorbene Elemente gleicher oder verschiedener 
Stufe gehören zum mindesten während der Untersuchungshaft 
und während kurzzeitiger Freiheitstrafen nicht in Gemeinschaft, 
denn was bei solchen an sich empfänglichen Menschen noch 
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zu verderben ist, wird da gründlich besorgt. Die Erfahrung 
lehrt uns, daß nach einer Reihe in Gemeinschaftshaft zuge- 
brachter Vorstrafen nur zu häufig alle Mühe verloren ist. Die 
Reform muß bei den Gerichtsgefängnissen und den Strafan- 
stalten für Kurzzeitige einsetzen, indem sie hier den Grundsatz 
unbedingter Einzelhaft durchführt. In erster Linie kommen die 
Einzelgerichte (Bezirksgerichte^ Amtsgerichte) in Betracht, denn 
bei diesen kommt die große Zahl der Erstverurteilungen vor. 
Ein nicht unerheblicher Teil der heutigen Verbrecher hätte 
gerettet werden können, wenn sie die ersten Freiheitstrafen 
nicht in den Gemeinschaftszellen der Einzelgerichte verbüßt 
hätten, wo zu den sonstigen Nachteilen der Gemeinschaft regel- 
mäßig noch der Mangel an Arbeit oder Beschäftigung tritt. 
Diesem Mangel wird die Zelle allerdings nicht abhelfen, aber 
die Wirkung des Arbeitsmangels ist in der Gemeinschaft eine 
wesentlich andere als in der Zelle. 

Daß die Kostenfrage angesichts der schweren sittlichen 
Schäden und der Opfer an Menschen eine Rolle spielen kann, 
ist an sich bedauerlich. Es ist aber zugleich ein Zeichen 
kurzsichtiger Finanzpolitik, wenn die Reform der Gerichts- 
gefängnisse mit Rücksicht auf den einmaligen Aufwand vereitelt 
wird, den die Umbauten und Neubauten verursachen, oder 
wenn, um einige Prozente der Bausummen zu ersparen, Ge- 
meinschaftsräume statt Einzelzellen gebaut werden. Kurzsichtig 
ist diese Politik, weil ein einziger Mensch, der infolge der 
verderblichen Wirkung der Gemeinschaft mit schlechten Ele- 
menten in der Haft oder auch nur wegen Wirkungslosigkeit 
einer derartigen Scheinstrafe auf die Verbrecherlaufbahn gerät, 
dem Staate und seinen Mitbürgern im Laufe seines Lebens 
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einen größeren Aufwand verursachen kann, als die zweckent- 
sprechende Herstellung eines bezirksgerichtlichen Gefängnisses 
erfordert. 

Ich verweise in bezug auf die finanzielle Seite der Frage 
auf die lehrreiche Darstellung, die Kr ohne (Strafanstalten und 
Gefängnisse in Preußen, I.) über die Entwicklung der Gefäng- 
nisse des preußischen Ministeriums des Innern gibt. Wenn 
auf Grund der gewonnenen Erfahrungen bei den Bauherstel- 
lungen mit solcher Sparsamkeit und Rücksicht auf den Zweck- 
mäßigkeitsstandpunkt vorgegangen wird, wie dies gegenwärtig 
in Preußen der Fall ist, stellt sich der Aufwand nicht als ein 
unerschwinglicher heraus. Insbesonders ist zu beachten, was 
Kr ohne über die räumlichen Ausmaße der Einzelzellen bei 
kurzzeitigen Strafen sagt. Die Beschränkung dieser Ausmaße 
auf jenes der Schlafzellen^ wenn es sich um Strafen bis zu 
zwei Wochen handelt, ermöglicht weitere bedeutende Erspar- 
nisse an Raum und Kosten. 

Um jedes Mißverständnis zu beseitigen, bemerke ich schon 
an dieser Stelle, daß ich mir die Einzelhaft in den Gerichts- 
gefangnissen und Strafanstalteü selbstverständlich ebenfalls 
nicht als in dem Sinne unbedingt denke, daß alle Sträflinge 
derselben unterworfen sein würden. Dies wäre schon mit 
Rücksicht auf den Gefängnisdienst ausgeschlossen und auch 
unnötig, weil ein nicht unbedeutender Teil der Strafgefangenen 
stets aus vollkommen verläßlichen, vom sittlichen Standpunkte 
unverdorbenen Leuten bestehen wird (z. B. die Mehrzahl der 
wegen Körperverletzung Verurteilten). Für diese sind die 
Schlafzellen bestimmt, während sie tagsüber die Hausarbeiten 
einschließlich allfälliger Gartenarbeiten verrichten. Die gegen- 
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wärtig für das preußische Ministerium des Innern geltenden 
Grundsätze rechnen auf 500 Zellenhäftlinge etwa 50 — 60 der- 
artige Hausarbeiter. Je kleiner das Gefängnis ist, desto größer 
wird naturgemäß der Anteil der Hausarbeiter im Verhältnis 
zur Gesamtheit sein. 

Für die Zuchthausgefangenen, wie für die langzeitigen Ge- 
fängnissträflinge ist die Zellenhaft ausgeschlossen, dagegen soll 
an dem Grundsatze der nächtlichen Einzellung festgehalten 
werden, denn die Gemeinschaft bei Nacht bringt ungeachtet 
sorgfältigster Überwachung nicht zu verhindernde Nachteile 
mit sich, die um so größer werden, je kleiner die Zahl der zu 
langzeitigen Strafen Verurteilten wird, denn in demselben Maße 
steigt der Anteil der in Grund und Boden Verdorbenen. Das 
Schweiggebot bei Tag ist wertlos, undurchführbar und gegen 
die menschliche Natur. Es ist besser offen reden zu lassen, 
als die Sträflinge zu heimlichem Verkehr während der Arbeit 
zu leiten und gleichzeitig unnötig Anlaß zu Disziplinarstrafen 
zu schaffen. 

Außerordentlich schwierig ist die Frage der Behandlung der 
Jugendlichen. Nur die unverdorbenen Elemente eignen sich 
für eine erzieherische Behandlung in Gemeinschaft (mit nächt- 
licher Einzellung). Mit solchen Jugendlichen günstige Ergeb- 
nisse zu erzielen (wie dies seinerzeit in den Jugendabteilungen 
in Prag und Marburg der Fall war), beweist gar nichts. So- 
bald eine derartige Auslese nicht getroffen werden kann und 
man gezwungen ist, auch bedenkliche Elemente in die Ge- 
meinschaft zu nehmen, ist die Gemeinschaftshaft bei Jugend- 
lichen begreiflicherweise noch weitaus gefährlicher als bei Er- 
ivachsenen, da die Jugendlichen für schlechte Einflüsse zu- 



II. Die Scheidung der Straffälligen nach ihrer Gesinnung. 63 

gänglicher sind. Verdorbene Jugendliche, insbesondere jene 
der Großstädte sollen daher kurzzeitige Freiheitstrafen ebenso 
wie die Erwachsenen in den Einzelzellen, längere wenigstens 
so lange in solchen verbüßen, bis einige Gewähr einer Um- 
kehr gegeben ist — oder die Auszellung sich als unvermeidlich 
erweist. Ursprünglich warmer Anhänger von selbständigen 
Jugendabteilungen und Besserungsanstalten bin ich im Laufe 
der Jahre den Ergebnissen derselben gegenüber skeptisch ge- 
worden. 

Dem Überwiegen der Zellenhaft kann entgegengestellt wer- 
den, daß dadurch die Arbeiten im Freien, insbesondere land- 
wirtschaftlicher Natur verhindert werden. Dies ist nicht 
richtig. Dort wo eine für solche Arbeiten geeignete Bevölkerung 
besteht, hindert die Zelle nicht, solche Arbeiten während der 
dazu geeigneten Zeit verrichten zu lassen. Eine Anzahl von 
2^11en wird einfach im Sommer nur als Schlafzelle benützt 
werden. Für den Winter wird Zellenbeschäftigung eintreten 
müssen. Derartige Arbeiten werden jedoch entsprechend auf 
Zwecke der Anstalt und allenfalls für öffentliche Körperschaften 
eingeschränkt werden müssen. Die Vermietung an Private hat 
stets Nachteile und Gefahren im Gefolge. Näher besehen sieht 
sich die Sache nämlich meist wesentlich anders an, als sie 
mitunter dargestellt wird. 

In Österreich werden seit dem Jahre 1886 Sträflingsabtei- 
lungen zu Wildbachverbauungen abgesendet. Auch in 
dieser Richtung darf man sich keiner Täuschung hingeben. 
Zunächst sind diese Abordnungen sehr kostspielig. Die Justiz- 
verwaltung arbeitet mit einem bedeutenden Abgang gegenüber 
dem Aufwände in der Strafanstalt. Dann aber hängt der Er- 
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folg wesentlich von der Art der Sträflinge der betreffenden 
Anstalt ab. In einer Anstalt, in welcher viele wegen Körper- 
beschädigung bestrafte Angehörige der ländlichen Bevölkerung 
oder an schwere Arbeit gewöhnter Berufskreise angehalten sind, 
ist es ein leichtes, eine vollständig verläßliche Wildbach- 
abteilung zusammenzustellen. In Anstalten mit überwiegend 
großstädtischen Sträflingen, bei denen das Durchgehen und die 
geringe Eignung zu derartigen Arbeiten in Frage kommt, geht 
das natürlich nicht so leicht. In größerem Umfange sind da- 
her derartige Entsendungen nicht durchführbar.^ 

5. Man kann nun die Frage umgekehrt stellen, nämlich nach 
der Behandlung jener, bezüglich derer kaum mehr ein Zweifel 
an der Unverbesserlichkeit übrig bleibt. 

Es hätte wenig Zweck, die juristische Literatur dieses Ge- 
bietes referierend darzustellen. — Es dürfte jedoch von Wert 
sein, an der Hand der Entwicklung der ganzen Frage im Schooße 
der Internationalen kriminalistischen Vereinigung zu 
zeigen, wie allmählich die Beantwortung der Frage der Rück- 
fälligkeit auf jene des sogenannten Gewohnheitsver- 
brechertums gedrängt wurde und wie schließlich auch hier 
die Lösung nicht gefunden wurde. Ich bemerke voraus, daß 
ich damit den Männern, die sich mit dieser Frage beschäftigten, 
keineswegs einen Vorwurf machen will, dazu schätze ich ihre 
Stellung in der Strafrechtswissenschaft zu hoch ein, außerdem 
bin ich selbst Mitglied der I. K. V., wenn ich auch über die 
Grundlagen des Strafrechtes wesentlich andere Anschauungen 
besitze, als die Vorkämpfer der durch diese Vereinigung ver- 
tretenen Reformbewegung. 

Kitzinger (Die L K. V. 1905 S. 70 u. f.) hat den Werde- 
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gang der Frage in der I. K. V. so übersichtlich und objektiv 
dargestellt, daß ich seiner Darstellung folgen kann. Er zeigt, 
wie zunächst von dem Problem des Rückfalles ausgegangen 
wurde, und zwar weniger von der Frage der Verhütung des 
Rückfalles, als von jener der Maßregeln gegen bereits rück- 
fällig gewordene Verbrecher. Die Erörterung begann mit der 
F'rage, i, welches die Gebrechen des Systems seien, welches 
zum Zwecke der Bekämpfung des Rückfalles von der Mehr- 
zahl der modernen Gesetzgebungen befolgt wird^ (Kongreß 
Brüssel 1890). Einer der beiden Referenten, van Hamel, 
ging vom Begriffe des Gewohnheitsverbrechens aus, erklärte 
die Behandlung „des Rückfalles als bloßen Strafschärfungs- 
grund nur gegenüber einer Minderheit dieser Gewohnheits- 
verbrecher für berechtigt, nämlich denen gegenüber, die durch 
Abschreckungsstrafe gebessert werden können und die dem 
verbrecherischen Motiv nach den Gelegenheitsdelinquenten 
nahestehen, während gegenüber der Mehrheit der besserungs- 
fähigen Gewohnheitsverbrecher die Strafe neben der Ab- 
schreckung auch auf ihre erziehliche Wirkung ausgestaltet wer- 
den müsse, unverbesserliche Gewohnheitsverbrecher aber un- 
schädlich zu machen seien^. 

Bei der Versammlung in Bern (1890) wurde bereits die Frage 
aufgeworfen, wie der Begriff des unverbesserlichen Gewohnheits- 
verbrechers im Gesetze zu bestimmen sei und welche Maß- 
regeln gegen diese Verbrechergruppe zu empfehlen seien, 
während bei der vorausgegangenen deutschen Landesversamm- 
lung (1890) noch beiden Richtungen Rechnung getragen wurde, 
wie der Begriff des Rückfalles gesetzlich zu bestimmen sei 
und welche Strafmittel wiederholt Rückfälligen (Unverbesser- 

Hoegel, Einteilung. 5 
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liehen) gegenüber zu empfehlen seien. Bei dieser Versamm- 
lung fanden folgende Sätze die Zustimmung: Zur Konstruktion 
des Rückfalles habe der Gesetzgeber selbst bestimmte Delikts- 
gruppen zusammenzufassen, wobei die Gleichartigkeit des 
Rechtsgutes sowohl wie die präsumtive Motivgleichheit Berück- 
sichtigung finden könne. Die Rückfallsverjährung sei beizu- 
behalten, der wiederholte Rückfall soll einen notwendigen 
Strafschärfungsgrund bilden, als Strafmittel werde eine der 
Art oder dem Maße nach geschärfte Freiheitstrafe mit Zu- 
lassung nachfolgender Unterbringung im Arbeitshaus empfohlen. 
Von Lilienthal als Referent betonte, daß der Rückfall nicht 
ausnahmslos den Schluß auf ein schwereres Verschulden zu- 
lasse und daß darum auch die härtere Bestrafung nicht aus- 
nahmslos am Platze sei. Bezüglich des Arbeitshauses hebt 
Kitzinger mit Recht hervor, daß diese Maßregel gegenüber 
denjenigen völlig unangebracht sei, deren verbrecherischer 
Hang nicht in Arbeitscheu bestehe (ich werde in der Folge 
zeigen, daß dieses Strafmittel überhaupt einen sehr frag- 
würdigen Wert besitzt). 

Die Versammlung hat sich ferner »für die dauernde Unter- 
bringung der vor dem Strafrichter für unverbesserlich erklärten 
Übeltäter in besonderen Abteilungen der Zucht-, Arbeits- und 
Irrenhäuser (mit Zulassung einer probeweisen Entlassung nach 
fün^ähriger Detention) ausgesprochen". Von Lilienthal ver- 
warf die Identifizierung der Unverbesserlichen mit den wieder- 
holt Rückfälligen und teilte sie in solche ein, die sich infolge 
einer an das Pathologische anstreifenden Degeneration nicht 
bessern können (dauernde Unterbringung in besonderen An- 
stalten) und solche, die sich nicht bessern wollen, wozu er 
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die durch Trunk, Prostitution und Landstreicherei arbeitsunfähig 
gewordenen Individuen rechnet (lebenslängliche Einsperrung 
mit Vorbehalt probeweiser Entlassung nach 5 Jahren). 

In der Versammlung zu Bern stellte sich bereits eine Oppo- 
sition gegen den Begriff der Unverbesserlichkeit ein. Das 
Ergebnis war die Annahme von wenig besagenden Sätzen: 

1 . Es gibt Übeltäter, bei denen wegen ihres psychischen (phy- 
sischen?) und moralischen Zustandes die gewöhnliche Reaktion 
der Strafe nicht ausreicht. 2. Es gehören hierzu namentlich 
die wiederholt Rückfälligen, welche als entartete oder gewerbs- 
mäßige Verbrecher anzusehen sind. 3. Diese Übeltäter sind 
je nach dem Grade der Entartung und der Gefährlichkeit zum 
Zwecke der Unschädlichmachung und womöglich der Besserung 
besonderen Maßnahmen zu unterwerfen. 

Beim nächsten Kongreß (Christiania 1891) wurde die Frage 
der Unverbesserlichen neuerdings aufgeworfen. Es wurden 
3 Fragen gestellt: 1. Kann durch die Erfahrung die Art der- 
jenigen strafbaren Handlungen festgestellt werden, welche die 
sogenannten Unverbesserlichen zumeist zu begehen pflegen? 

2. Besteht erfahrungsgemäß im Hinblicke auf diese Gruppe 
von Verbrechern der Rückfall in der wiederholten Begehung 
derselben oder verschiedenartiger strafbarer Handlungen? S.Wei- 
che gesetzlichen Bestimmungen und welche Gestaltung des 
Strafvollzuges sind dieser Gruppe von Verbrechern gegenüber 
zur Anwendung zu bringen? 

Die Lösung dieser Frage ist nicht gelungen — jedoch nicht, 

wie Kitzinger annimmt, infolge Mängel der Rückfallsstatistik. 

Wenn diese auch jemals imstande wäre, die psychologischen 

Elemente des Rückfalles ziffermäßig klar zu legen, so wären 

5» 
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wir damit nicht um einen Schritt weiter gekommen. Wir 
wissen auch heute, daß eine große Zahl von Menschen unter 
gleichen äußeren Umständen nicht straffällig wird, unter wel- 
chen andere straffällig werden. Wir wissen, daß die über- 
wiegende Mehrzahl der straffällig gewordenen nicht rückfällig 
wird (in dem Sinne einer nochmaligen Verurteilung) und daß 
in der Folge von den Rückfälligen stets wieder ein Teil abfällt 
und zwar mit zunehmender Altersreife. Wir wissen umgekehrt, 
daß an den anscheinend unverbesserlichen Rückfälligen die 
bisherigen Strafen erfolglos blieben. Ob wir uns das in doch 
zweifelhaften Prozenten ausrechnen können oder nicht, hilft 
uns über die Tatsache nicht hinweg. 

Abgesehen von der nicht von Erfolg begleiteten Aktion 
zur Herbeiführung einer vollen Aufschluß gebenden Rückfalls- 
statistik wurde damals auf Antrag van Hamel ausgesprochen, 
das vom Gericht über den unverbesserlichen Gewohnheits- 
verbrecher ausgesprochene Urteil dürfe kein endgiltiges sein, 
„es müsse die endgiltige Entscheidung von einem nachträg- 
lichen Verfahren abhängig gemacht werden, das sich auf die 
Prüfung der Persönlichkeit des Verbrechers, seiner Vergangen- 
heit, seines Verhaltens während einer noch zu bestimmenden 
Probezeit usw. zu erstrecken habe". 

Die I. K. V. war daher bei der Frage des unbestimmten 
Strafurteiles angelangt. 

Beim nächsten Kongreß (Paris 1893) befürwortete van Hamel 
diese Einrichtung als Mittel sozialer Verteidigung gegen die 
Unverbesserlichen und suchte sie der korrektioneilen Nach- 
haft des deutschen Gesetzes näher zu bringen, um sie auf 
diesem Wege annehmbarer zu machen. Es ist dies mit Rück- 
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sieht auf die Abteilungsbeschlfisse des 28. deutschen Juristen- 
tages bemerkenswert. Die Mehrzahl der Redner erklärte sich 
aber gegen diese Einrichtung, eine Abstimmung wurde ver- 
mieden. 

Beim folgenden Kongreß (Antwerpen 1894) sprachen sich 
die Gutachter Gautier und Prins gegen die Einführung des 
unbestimmten Strafurteiles aus. Der Grundsatz eigne sich 
„nur für die Anwendung auf Spezialanstalten, wie Arbeits- 
häuser, Trinkerasyle, Erziehungsanstalten für Jugendliche, die 
nicht eigentlich den Charakter der Strafe tragen; das Regime 
der Strafanstalten hingegen sei gänzlich ungeeignet, die nötige 
Grundlage für eine Beurteilung der Persönlichkeit des Sträf- 
lings im Hinblick auf sein eventuelles Verhalten in der Frei- 
heit abzugeben, namentlich rücksichtlich der Gewohnheits- 
verbrecher, die sich erfahrungsgemäß schon gegenwärtig diesem 
Regime am besten fügen, dadurch das Urteil der Anstalts- 
beamten zu ihren Gunsten beeinflussen und durch das unbe- 
stimmte Strafurteil geradezu zu Reuekomödianten erzogen 
würden^. In bezug auf die Unverbesserlichen hob Gautier 
den logischen Widerspruch hervor, der darin liege, daß Jemand, 
der für unverbesserlich erklärt wird, nicht lebenslänglich in 
Gewahrsam genommen wird, sondern auf unbestimmte Dauer, 
nämlich so lange, bis er sich auf Grund periodischer Prüfungen 
als gebessert oder ungefährlich erweist. Auch gegenüber Ge- 
wohnheitsverbrechern, bei denen nur mit der Wahrscheinlich- 
keit des Rückfalles gerechnet werden muß, sei nicht das un- 
bestimmte Strafurteil, sondern die Verurteilung zu bestimmten 
langdauemden Freiheitsstrafen mitMöglichkeit der bedingtenFrei- 
lassung nach Verbüßung eines Teiles der Strafzeit das Richtige. 
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Bei dem Kongresse schloß sich die Mehrheit der Redner 
den Referenten an, eine Abstimmung erfolgte nicht. 

Dieses negative Ergebnis ist meiner Ansicht nach sachlich 
und formell von Bedeutung. Sachlich, weil es zeigt, daß die 
Aufstellung eines besonderen Begriffes des Gewohnheitsver- 
brechers und des Unverbesserlichen schweren Bedenken unter- 
liegt, formell, weil es die Objektivität der Beratungen im 
Schöße der I. K. V. dartut^ die ursprünglich die Forderung, daß 
die Unterscheidung zwischen Gelegenheits- und Gewohnheits- 
verbrechern als Grundlage für die Bestimmungen der Straf- 
gesetzgebung zu dienen habe, und daß unverbesserliche Ge- 
wohnheitsverbrecher, auch wenn es sich um die oftmalige 
Wiederholung kleinerer Vergehungen handle, für eine möglichst 
lange Dauer unschädlich zu machen seien, in ihre Satzungen 
aufgenommen hatte. Bekanntlich wurden beim Kongreß in 
Lissabon (1897) durch Änderung des Grundgesetzes diese und 
die übrigen eine bestimmte Richtung beinhaltenden Sätze ge- 
strichen und damit den Anhängern der klassischen Schule die 
Mitarbeiterschaft ermöglicht. 

Ich verweise schließlich auf den Widerspruch, der in der 
deutschen Landesgruppe des L K. V. gegen die begrifflichen 
Unterscheidungen der Verbrechergruppen von Krohne, Asch- 
rott, Frank, Leppmann, Felisch, Köbner, Rosen- 
feld, Kopelinski und Kraepelin erhoben wurde (Kit- 
zinger 134). 

6. Die Frage der strafrechtlichen Behandlung von 
Rückfall, gewohnheitsmäßigem und gewerbsmäßigem 
Verbrechertum bildete einen Gegenstand der Beratungen 
des 28. Deutschen Juristentages in Kiel. Ich führe zuerst die 
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Leitsätze an, welche die beiden Gutachter Max Ernst Mayer 
und Aschaffenburg aufgestellt hatten. 

I. Prof. Dr. Max Ernst Mayer. 

„1. a) Der Begriff des Rückfälligen ist ungeeignet, den des 
Gewohnheitsverbrechers zu ersetzen. 

b) Der Rückfall des Gelegenheitsverbrechers in ein Ge- 
legenheitsverbrechen ist innerhalb des ordentlichen Straf- 
rahmens zu würdigen. 

c) Der Rückfall des Gewohnheitsverbrechers in die ge- 
wohnheitsmäßige Begehung strafbarer Handlungen ist als ein 
die Strafe des Gewohnheitsverbrechers erhöhender Umstand 
zu behandeln. (Vgl. These 4, c.) 

2. a) Die Begriffe ^»gewohnheits- und gewerbsmäßige Be- 
gehung strafbarer Handlungen^ sind als gesetzliche Tatbe- 
standsmerkmale einwandsfrei ; eine Legaldefinition wäre ge- 
fährlich. 

b) Der Begriff des unverbesserlichen Gewohnheitsverbrechers 
ist gesetzgeberisch unbrauchbar. (Daher These 1, c). 

c) Wegen gewerbs- oder gewohnheitsmäßiger Begehung einer 
strafbaren Handlung kann auch gestraft werden, falls der Täter 
noch keine Vorstrafen erlitten hat. 

3. a) Die gewerbsmäßige Begehung eines Verbrechens oder 
Vergehens und die verschiedenartiger Verbrechen oder Ver- 
gehen sind in der Form eines allgemeinen Strafschärfungs- 
grundes zu berücksichtigen. 

b) Die gewohnheitsmäßige, nicht dem Erwerbe dienende 
Begehung verschiedenartiger Verbrechen oder Vergehen ist 
ebenso zu behandeln wie die gewerbsmäßige Begehung. 
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c) Die gewohnheitsmäßige, nicht dem Erwerbe dienende 
Begehung eines einzelnen Delikts ist je nach der Natur des 
Delikts strenger zu bedrohen oder der ordentlichen Straf- 
drohung zu überlassen und somit im besonderen Teile zu be- 
rücksichtigen. 

4. a) Die für die Fälle der Thesen 3 a und 3 b aufzustellende 
Strafdrohung muß ihrer Mindest- und Höchstgrenze nach aus 
einem Vielfachen der für die einfache Begehung angedrohten 
Strafen, ihrer Art nach, soweit es sich um ein Jahr oder 
länger dauernde Strafen handelt, aus Zuchthaus bestehen. 

b) Die Höhe der anzudrohenden und der auszusprechenden 
Strafe muß mit Rücksicht auf die Aufgaben des Strafvollzugs 
bestimmt werden. 

c) Dieselben Gesichtspunkte (a und b) müssen die gegen 
den rückfölligen Gewohnheitsverbrecher zu richtenden Strafen 
beherrschen; außerdem muß ihm gegenüber, falls er ein Ver- 
brechen oder schwereres Vergehen begangen hat, neben der 
zeitigen Zuchthausstrafe lebenslängliche zulässig sein. 

5. a) Das Wesen der Strafzumessung und die Aufgaben des 
Strafvollzugs erfordern, daß die gegen Gewohnheitsverbrecher 
gerichteten Strafurteile als relativ bestimmte erlassen werden. 

b) Das relativ bestimmte Strafurteil muß in jedem einzelnen 
Fall in verschiedenen Grenzen zulässig sein; seine Spann- 
weiten müssen nach der Höhe der angedrohten Strafe be- 
messen werden und beträchtlich geringer sein als die Weite 
des gesetzlichen Strafrahmens. 

c) Innerhalb der Grenzen des richterlichen Urteils bestimmt 
ein Strafvollzugsamt die endgültige Strafe unter Berücksichti- 
gung des moralischen und körperlichen Zustandes des Straf- 
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lings und der Lebensbedingungen, die ihn in der Freiheit er- 
warten.** 

II. Prof. Dr. med. Aschaffenburg. 

„ 1 . Rückfall, gewohnheits- und gewerbsmäßiges Verbrecher- 
tum sind Begriffe, die sich nicht mit genügender Sicherheit 
gegeneinander abgrenzen lassen. 

2. Sie sind daher nur in beschränktem Maße zur Bestim- 
mung der strafrechtlichen Folgen verwertbar. 

3. Die Straftat ist nur als ein Merkmal zu betrachten, das 
im Rahmen der Gesamtindividualität zu werten ist. 

4. Die Strafart muß sich der Individualität anpassen. 

5. Der Strafvollzug muß ein progressiver werden^ der von 
der Einzelhaft bis zur Beschäftigung im Freien fortschreitet. 

6. Die Strafdauer muß abhängig gemacht werden von der 
Strafwirkung. 

7. Gegen Verbrecher, die gemeingefährliche Delikte wieder- 
holt, gewohnheitsmäßig oder gewerbsmäßig begehen, ist eine 
Strafe von unbestimmter Dauer zu verhängen. Wann der 
Versuch einer Beurlaubung gemacht werden kann, hängt von 
dem Urteil einer Strafvollzugskommission ab. Der Verbrecher 
hat das Recht, nach bestimmten Zwischenzeiten, die von der 
Art und Häufigkeit der Straftat abhängig zu machen sind, 
eine neue Beurteilung seitens der Strafvollzugskommission zu 
verlangen. 

8. Zum Schutze der Rechte des Strafgefangenen, sowie zur 
dauernden Aufrechterhaltung der Verbindung niit der Außen- 
welt ist jedem zu längerer oder unbestimmter Strafe Verur- 
teilten ein Berufsvormund zur Seite zu stellen.^ 
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Beide Gutachter standen daher auf dem Standpunkte der 
Verwertbarkeit des Begriffes der Gewohnheit (sowie jenes der 
Gewerbsmäßigkeit) und des unbestimmten Strafurteiles. Be- 
richterstatter waren Prof. Dr. Kahl und ich. Da ich zweiter 
Berichterstatter war und Kahl einen großen Teil dessen, was 
ich vorzubringen gedachte, bereits angeführt hatte, entschloß 
ich mich kurzweg, meinen Bericht nicht zu erstatten und in 
freier Rede gegen die Gutachten und gegen Kahl zu polemi- 
sieren und nur nebenbei zu erwähnen, welche Anträge ich 
gestellt hätte. Es war mir nämlich bereits vor Beginn der 
Verhandlung klar, daß die Sätze des ersten Berichterstatters 
der Abstimmung zugrunde gelegt werden, und mir fehlte die 
Neigung, unnötige Mühe aufzuwenden. 
Kahl beantragte folgende Sätze: 

»I. Die im RStGB. vorgesehene Behandlung von Rückfall, 
gewohnheitsmäßigem und gewerbsmäßigem Verbrechertum 
ist ungenügend. Um sie wirksam zu gestalten, werden 
folgende Änderungen des geltenden Rechts erforderlich 
und ausreichend sein: 

1. Der Rückfall des Gelegenheitsverbrechers in ein Ge- 
legenheitsverbrechen bildet, wie schon jetzt das fort- 
gesetzte Verbrechen, nur einen erhöhenden Strafzu- 
zumessungsgrund innerhalb des ordentlichen Straf- 
rahmens. 

2. Außer diesem Falle bildet der gleichartige oder un- 
gleichartige Rückfall sowie stets die gewohnheits- oder 
gewerbsmäßige Begehung einer strafbaren Handlung 
einen allgemeinen Strafschärfungsgrund. Beim Vor- 
handensein mildernder Umstände kann der Richter 
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die Strafe innerhalb des ordentlichen Strafrahmens 
wählen. 
3. Gegen gemeingeföhrliche und rückfällige Gewohnheits- 
verbrecher ist neben der Strafe auf Sicherungsnachhaft 
von unbestimmter Dauer zu erkennen. Über dje jeder- 
zeit widerrufliche Entlassung entscheiden gemischte, 
aus Organen der Anstaltsleitung, Beamten der Staats- 
anwaltschaft und Ehrenbeamten gebildete Kommissionen. 

II. Für die unter I vorgesehene gesetzliche Regelung emp- 
fiehlt sich die Annahme folgender Grundsätze: 

1 . Eine Legaldefinition des Begriffs der gewohnheits- und 
gewerbsmäßigen Begehung strafbarer Handlungen ist, 
ebenso wie eine solche des rückfälligen Gelegenheits- 
verbrechers, zu unterlassen. 

2. Ein Begriff des unverbesserlichen Rückfälligen oder 
Gewohnheitsverbrechers ist in das Gesetz nicht auf- 
zunehmen. 

3. Die Vorbestrafung des Täters darf keine Voraussetzung 
für die Annahme der gewohnheits- oder gewerbs- 
mäßigen Begehung strafbarer Handlungen bilden. 

III. Von der allgemeinen Regelung auszunehmen und einer 
sonderrechtlichen Ordnung zu unterstellen sind: 

1. Die strafrechtliche Behandlung der geistig minder- 
werten Gewohnheitsverbrecher; 

2. Die strafrechtliche Behandlung der gewerbsmäßigen 
Prostitution; 

3. Die strafrechtliche Behandlung des gewerbsmäßigen 
Bettler- und Landstreichertums. 

IV. Durch die allgemeine Regelung soll ebenfalls die Bei- 
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behaltung derjenigen Bestimmungen im besonderen Teil 
nicht ausgeschlossen sein, nach welchen die Gewerbs- 
mäßigkeit der Begehung entweder begrifflich und natürlich 
ein die Strafbarkeit begründendes Merkmal, wie etwa 
bejm Glücksspiel, darstellt, oder nach welchen durch die 
besondere Natur eines Delikts, wie etwa beim unberech- 
tigten gewerbsmäßigen Jagen, die Unterstellung unter 
die allgemeine Strafschärfung nicht angezeigt erscheint. 

V. Die Beschlußfassung über Art und Maß der besonderen 
Strafmittel gegen rückfällige, gewohnheits- und gewerbs- 
mäßige Verbrecher sowie über den Strafvollzug wird zu- 
rückgestellt für die nach Maßgabe der Beschlüsse des 
26. Deutschen Juristentages von 1902 demnächst ein- 
tretende selbständige Verhandlung über das Strafmittel- 
system und die Gestaltung des Strafvollzugs. Den künf- 
tigen Referenten über beide Fragen wird für diese 
Beratung die besondere Würdigung der These 4 des 
Gutachtens von Professor Dr. M. E. Mayer und der 
Leitsätze 4 — 6 und 8 von Professor Dr. med. Aschaffen- 
burg aufgegeben.** 

Meine Leitsätze hätten gelautet: 

„1. Der Rückfall ist im allgemeinen innerhalb des richter- 
lichen Stra&umessungsrechtes unter Bedachtnahme auf die 
sonstigen Umstände der Tat zu berücksichtigen. 

2. Eine Erhöhung der gesetzlichen Strafausmaße soll in 
Fällen wiederholten Rückfalles nur bei solchen Straftaten statt- 
finden, bei welchen stra^olitische Gründe diesen Vorgang 
nötig erscheinen lassen. 

3. Bei Aufstellung strengerer Strafandrohungen für wiederholt 
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Rückfällige ist einerseits durch ein entsprechendes Höchstmaß 
für länger dauernde Verwahrung gemeingefährlicher, offenbar 
unverbesserlicher Verbrecher Vorsorge zu treffen, anderseits 
aber die Möglichkeit offen zu lassen, daß auch gegen wieder- 
holt Rückfällige ein entsprechend niederes Mindestmaß für 
solche Fälle zur Verfügung steht, in welchen die Verübung 
der Tat nicht unter den Gesichtspunkt der Gemeingefährlich- 
keit fällt oder sonst schwerwiegende Milderungsumstände ge- 
geben sind. 

4. Auch auf wiederholt rückfällige Verbrecher soll die be- 
dingte Strafentlassung unter besonderen Voraussetzungen an- 
wendbar sein. 

5. Die Begriffe der Gewohnheitsmäßigkeit und Gewerbs- 
mäßigkeit sind als Allgemeinbegriffe des Strafrechtes nicht 
verwertbar.* 

So wie die Dinge lagen, beschränkte ich mich, einige Ände- 
rungen in den Sätzen Kahls zu beantragen, die auf Be- 
seitigung des Begriffes der Gewohnheitsmäßigkeit und der 
Einrichtung der korrektioneilen Nachhaft als einer verschleierten 
unbestimmten Strafe abzielten. Prof. Gerland trat mir insofern 
bei, als er die Worte „von unbestimmter Dauer* zu streichen 
beantragte. Die Beschlüsse erfolgten — abgesehen von einigen 
anderen Änderungen — im Sinne der Beibehaltung des ge- 
wohnheitsmäßigen Verbrechens und der korrektioneilen 
Nachhaft auf unbestimmte Dauer. 

7i Bevor ich auf die Frage der Aufstellung des Gewohn- 
heitsverbrechers als eines besonderen Typus eingehe, will 
ich mich nur mit wenigen Worten mit der Gewerbsmäßig- 
keit beschäftigen. 
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Die Gewerbsmäßigkeit kommt nur für bestimmte Straf- 
taten in Frage, bei welchen die Möglichkeit besteht, durch die 
Wiederholungsich eine einigermaßen dauernde Erwerbsquelle zu 
verschaffen. Dazu gehören vor allem bestimmte Straftaten 
gegen das Vermögen, wie Diebstahl, Betrug, Wucher, Hazard- 
spiel, Börsenspiel und andere Ausbeutungsstraftaten^ Wilderei 
und Fischfrevel, allenfalls Münz- und Kreditpapierfälschung, 
Erpressung, in einzelnen südlichen Ländern noch der Raub. 
Dann kommen andere Straftaten in Betracht, die um Geld verübt 
werden, wie Unzucht wider die Natur, Abtreibung der Leibes- 
frucht, Kuppelei, Prostitution, Bettel, aber auch noch Mord in 
der Form der Engelmacherei und des Giftmordes, Gefahrdung 
und fahrlässige Körperverletzung in Fällen der Kurpfuscherei 
und der Charlatanerie bei Ärzten, in industriellen Betrieben 
und bei Bauführungen. 

Die nähere Betrachtung zeigt sofort, daß strafrechtlich eine 
Sonderstellung des gewerbsmäßigen Verbrechers als Personen- 
kategorie undenkbar ist, daß vielmehr eine besondere strengere 
Behandlung des gewerbsmäßigen Verbrechens als erschwerter 
Begehungsform eintreten muß, wobei allerdings die verwerfliche 
Gesinnung des Täters neben der erhöhten Gefährdung öfTent- 
licher und privater Interessen zu beachten ist. Das subjektive 
Moment kann in den Vordergrund treten, vermag aber ebenso« 
wenig eine besondere Verbrecherart zu schaffen, als etwa die 
Verübung einer auf gewalttätigen Beweggründen beruhenden 
Straftat mit besonderer Rohheit. Es kann insbesondere Ge- 
werbsmäßigkeit der Begehung vorliegen, ohne daß der Täter 
selbst als Verbrecher im engeren Sinne zu bezeichnen wäre, 
auf Seite des Täters kann Notlage als Beweggrund vorliegen. 
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Wir werden uns daher beschränken müssen, bei bestimmten 
Straftaten, bei denen kriminalpolitische Erwägungen dies er- 
heischen, die Gewerbsmäßigkeit als straferhöhend zu behandeln, 
es aber im übrigen dem Richter überlassen, im gegebenen 
Falle alle Strafzumessungsgründe nach ihrem gegenseitigen 
Gewichte abzuwägen. Bei einer großen Zahl von gewerbsmäßig 
verübten Straftaten wird der Strafvollzug keine Gelegenheit 
zur Beurteilung der Frage eines anfälligen Rückfalles nach 
wiedererlangter Freiheit geben. Man denke nur an den ge- 
werbsmäßigen Wucher oder an eine derartige Fruchtabtreibung 
seitens einer Hebamme. 

Ich komme nun auf die Unterscheidung zwischen Gelegen- 
heitsverbrecher und Gewohnheitsverbrecher. 

Der Gedanke, der dieser Unterscheidung zu Grunde liegt, 
ist zweifellos nicht ohne weiteres von der Hand zu weisen. 
Es sind jedoch sowohl die Form, in der er einen Ausdruck 
gefunden hat, als auch die Folgen, die sich an diese Unter- 
scheidung knüpfen würden, nicht zu rechtfertigen. (Gegen die 
Unterscheidung unter anderen Bar, Reform des Strafrechtes, 
S. 18, ferner Dochow, Zur Lehre von dem gewerbs- und 
gewohnheitsmäßigen Verbrechen, 1871, S. 74, der auch die 
damalige Literatur anführt, Buri, Zweckgedanke im Strafrecht, 
Z. f. g. Str. 4, S. 169, nach einer Rezension meines Kollegen 
Am s Chi auch der Japaner Shigema Oba, Unverbesserliche 
Verbrecher, 1908.) 

Man kann zunächst weder diejenigen, die nur gelegentlich 
eine mit Strafe bedrohte Tat begehen, noch jene, die „gewohn- 
heitsmäßig" Handlungen dieser Art begehen, unter je einen 
gemeinsamen Hut bringen, man kann sie aber auch von ein- 
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ander nicht scharf scheiden, am allerwenigsten derart, daß alle 
Straffälligen entweder in die eine oder in die andere Art ge- 
hören würden. Der Name Gelegenheits- oder Gewohnheits- 
„verb recher" ist unbedingt verwerflich. 

Die weitaus überwiegende Mehrzahl der Straffälligen, welche 
die Statistik machen, haben sich bei irgend einer Gelegenheit 
zu einer Straftat hinreißen lassen oder sie ohne dabei viel zu 
denken begangen. Ihnen steht die noch weit größere Zahl 
von Menschen gleich, die dasselbe getan haben, ohne deshalb 
verfolgt oder verurteilt worden zu sein. Hierbei kommen 
leichte und auch schwere Straftaten in Frage. Die überwiegende 
Mehrzahl der Staatsbürger hat in ihrem Leben mit oder ohne 
Bestrafung nicht bloß eine, sondern verschiedene Straftaten, 
wenn auch leichter Natur, begangen. Alle diese Menschen 
heben sich von ihrer Umwelt in gar keiner Richtung ab, viel- 
leicht tun sie noch sehr entrüstet, wenn von Straftaten die 
Rede ist, oder fühlen sich beirrt, wenn sie als Geschworene 
zu richten haben. Diese Tatsache bietet gar nichts so Er- 
schreckendes, wenn — was in der Theorie so beharrlich über- 
sehen wird — erwogen wird, daß die große Masse der Straf- 
taten der menschlichen Natur entsprechen, keineswegs irgend 
einen Zug der Entartung aufweisen. Es gehört ein gewaltiger 
Mangel an Psychologie dazu, selbst bei Körperverletzungen 
oder Straftaten wider fremdes Vermögen zunächst an die Mög- 
lichkeit einer Abnormität zu denken. 

Nun ist es aber ebenso klär, daß die Triebe, die den Ein- 
zelnen dazu führen, gelegentlich gegen ein Strafgesetz zu 
handeln, dauernde sein können, daß sich daher bei jedem 
Einzelnen die Versuchung, solche Handlungen zu begehen, 
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notwendig wiederholen müsse und daß der Einzelne daher 
auch wiederholt dieser Versuchung unterliegen kann. Unter 
diesen „Gelegenheitsverbrechern" befindet sich eine nicht un- 
erhebliche Zahl von Menschen, die zwar nicht bei jeder sich 
ihnen bietenden Gelegenheit unterliegt, aber doch von Zeit zu 
Zeit zu unterliegen pflegt. In diese Gruppe gehören vor allem 
die Altersklassen der Jugendlichen im weiteren Sinne, nämlich 
bis zum 25. Lebensjahre, mit Rücksicht auf die geringere 
Widerstandskraft, Unüberlegtheit, größere Leidenschaftlichkeit, 
die diesen Altersklassen anhaften, die ungeordneten Lebens- 
verhältnisse, in denen sie sich vielfach befinden, auf ihren 
ledigen Stand oder, falls sie verheiratet sind, auf die Unzu- 
kömmlichkeiten, mit denen vorzeitige Ehen Jiäufig verbunden 
sind. Diese wiederholt straffällig werdenden Personen enthalten 
Elemente, die dauernd mit dem Strafgesetze in Widerstreit 
bleiben, ohne daß, solange die gemeinsamen Bedingungen be- 
stehen, markante äußerliche Unterschiede bestehen müßten. 
Unter den wiederholt rückfälligen „Gelegenheitsverbrechem* 
gibt es Unverbesserliche in dem Sinne, daß eine gewiße Wahr- 
scheinlichkeit des zeitweiligen Rückfalles besteht. Ihrer wahr- 
scheinlichen Rückfälligkeit fehlt zunächst das Merkmal der 
Gemeingefährlichkeit. Außerdem befinden sich neben ihnen 
jene, die in der Folge dem Verbrechertum verfallen, die sich 
aber in den ersten Jahren vielfach wenig oder gar nicht von 
den übrigen Rückfälligen unterscheiden. 

Darin liegt nun der Kardinalpunkt der Frage. Rückfällige 
und zugleich gemeingefährliche Verbrecher, die eine dauernde 
Gefahr für die menschliche Gesellschaft bilden, sind als solche 
regelmäßig erst mit Sicherheit festzustellen, wenn sie eine 

Hoegel, Einteilung. 6 
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längere Verbrecherlaufbahn hinter sich haben. So leicht es 
nun ist, und so wenig Scharfsinn es erfordert, bei diesen aus- 
zusprechen, daß die vorausgegangenen Strafen erfolglos ge- 
blieben sind, so gefährlich wäre es, aus der großen Menge 
der Rückfälligen mit einiger Sicherheit bei Einzelnen die Pro- 
gnose des künftigen unverbesserlichen Verbrechers zu stellen. 

Es ergibt sich daher, daß wir unter den Verbrechern stets 
eine bestimmte Zahl als unverbesserlich und gemeingefährlich 
bezeichnen können, daß wir aber ihnen keine anderen 
abgrenzbaren Verbrecherarten gegenüberstellen können, weil 
bei den übrigen in der Regel ihre Einreihung unsicher ist. 
Mit Wahrscheinlichkeiten darf man aber praktisch nicht arbeiten, 
da jede falsche Beurteilung in pessimistischem Sinne schweres 
Unrecht nach sich ziehen kann. Wenn jemand vorzeitig als 
unverbesserlich mit den für Gewohnheitsverbrecher vorge- 
schlagenen Maßregeln getroffen wird, dann besteht eben die 
Wahrscheinlichkeit, daß er zum Gewohnheitsverbrecher wird, 
weil diese Maßregeln geradezu — wie ich später zeigen werde 
— dazu führen. Begreiflicherweise erleichtert diese Tatsache 
die Behauptung, daß die ursprüngliche Voraussage richtig war, 
etwa wie bei einer falschen Diagnose auf Blattern, welche die 
Abgabe in ein Blatternspital und dort die Ansteckung zur Folge 
gehabt hätte. 

Betrachten wir die sich aus der großen Menge der Straf- 
fälligen allmählich abhebenden, dem Verbrechertum anscheinend 
oder wirklich unrettbar verfallenen, so ist deren Bezeichnung 
mit dem Ausdrucke »Gewohnheitsverbrecher" unrichtig. 

Der Begriff der Gewohnheitsmäßigkeit findet sich sowohl im 
deutschen, als im österreichischen Strafrechte. 
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Im deutschen Gesetze ist die gewerbsmäßige und gewohn- 
heitsmäßige Begehung bei Hehlerei und Wucher (§ 260 und 
302, d) nebeneinander unter strengere Strtife gestellt, ferner mit 
strengerer Strafe bedroht, wer gewohnheitsmäßig verringerte 
Münzen in Verkehr bringt (§ 150) und wer gewohnheitsmäßig 
oder aus Eigennutz der Unzucht Vorschub leistet (§ 180). Man 
stelle sich nun nach dem sprachlichen Sinne der Gewohnheit 
vor, daß sich jemand diese Straftaten angewöhnt. Am schärfsten 
tritt die Unrichtigkeit des Ausdruckes in der Gegenüberstellung 
gewohnheitsmäßig oder aus Eigennutz bei der Kuppelei hervor, 
welche Gegenüberstellung schließen ließe, daß jemand uneigen- 
nützig lediglich aus schlimmer Gewohnheit kuppelt. Aus diesem 
unrichtigen Wortgebrauche ergeben sich auch die gezwungenen 
Versuche, zu einer brauchbaren Auslegung zu kommen (siehe 
Frank, Strafgesetzbuch, § 74 Z. 5 „der aus öfterer Begehung 
entstandene, fortwährende Hang zu wiederholter Begehung^, 
Liszt, Lehrbuch, § 55 „Gewohnheit ist mithin der durch 
wiederholte Begehung einer bestimmten Handlung hervorge- 
rufene Hang zu deren weiterer Begehung"). Daneben laufen 
die Versuche, theoretisch Gewohnheitsmäßigkeit auch anzu- 
nehmen, wenn nur Wiederholung ohne vorausgegangene Vor- 
bestrafungen vorliegt. 

Ähnliche Schwierigkeiten schafft der Begriff der Gewohnheits- 

mäßigkeit im österreichischen Rechte, in welchem er beim 

Diebstahl und Betrug (§ 176 I, 203), beim Wucher (§ 4 des 

Gesetzes vom 28. November 1881, R. G. Bl. Nr. 47), mittelbar 

bei der Bestrafung eingealterter Trunkenheit unter gefährlichen 

Verhältnissen (§ 524) aufgenommen ist. Auch hier berührt die 

Tatsache eine Schwierigkeit, daß nicht so sehr das Stehlen usw. 

6* 
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zur Gewohnheit geworden ist, als die zugrunde liegende Arbeits- 
scheu oder Neigung, sich ohne Arbeit Mittel zum Unterhalt 
oder zur Befriedigung von Trieben zu verschafTen. Die Probe 
auf die Richtigkeit des Gesagten würde sich sofort ergeben, 
wenn einem sogenannten Gewohnheitsdiebe eine für seine 
Bedürfnisse ausreichende Rente ausgesetzt würde. Ein echter 
Gewohnheitsdieb, der nur um des Stehlens wegen stiehlt, er« 
weckt Bedenken in Bezug auf seinen Geisteszustand. 

Eine echte Gewohnheitsstraftat liegt vor, wenn sich der ein« 
gewurzelte Hang geradezu auf die Tat bezieht. Dies kommt 
vor bei der Wilderei, sofern sie um ihrer selbst willen 
betrieben wird, weshalb man seinerzeit mitunter zu dem immer- 
hin bedenklichen Mittel gegriffen hat, eingefleischte Wilderer 
als Jäger anzustellen und auf diese Weise ihre illegale Leiden- 
schaft in eine legale umzuwandeln und ihr den Reiz des Ver- 
botenen zu nehmen. In diesem Sinne gibt es Gewohnheits- 
trinker und ist bei Sittlichkeitsverletzungen und bei der Land- 
streicherei von Gewohnheit zu sprechen. 

In der Tat hat unter anderen auch v. Liszt sich gegen den 
Ausdruck Gewohnheitsverbrecher ausgesprochen (Lehrbuch 
S 14). Er wählt den Ausdruck Zustandsverbrecher (Cha- 
rakter- oder Tendenzverbrecher, Chronische Kriminalität) und 
unterscheidet innerhalb derselben zwischen Besserungsfähigen 
und Unverbesserlichen (ich verweise auf die seinerzeitige Unter- 
scheidung, die V. Liszt, „Zweckgedanke im Strafrecht", Z. f. g. 
Str. Bd. 3, gemacht hatte: 1. Besserung der besserungsfähigen 
und besserungsbedürftigen, 2. Abschreckung der nicht besserungs- 
bedürftigen und 3. Unschädlichmachung der nicht besserungs- 
fähigen Verbrecher, die mir ganz undurchführbar erscheint). 
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8« Die Bezeichnung wäre schließlich von nebensächlicher 
Bedeutung, wesentlich ist, daß sich der unverbesserliche Ver* 
brecher von den übrigen nicht mit Sicherheit scheiden läßt, 
und daß es unzulässig erscheint, ihn gewissermaßen losgelöst 
von seiner Tat einer Freiheitsstrafe zu unterwerfen, die ledig- 
lich durch den Vorbeugungszweck gerechtfertigt werden kann. 
Hier müssen sich die Anschauungen der klassischen Schule 
von jener der neuen trennen. 

Es ist allerdings vom Gerechtigkeitsstandpunkte zulässig, den 
wiederholt rückfälligen Verbrecher, bei dem die bisherigen 
Mittel der Repression vergeblich waren, anläßlich eines neuer- 
lichen Rückfalles strenger zu bestrafen, aber für diese strengere 
Strafe muß eine der Schwere der letzten Tat entsprechende 
Grenze gesetzt werden. Es darf ihm kein Übel auferlegt 
werden, das außer Verhältnis zu dem steht, was er zuletzt 
begangen hat — selbst auf die Gefahr hin, daß er nach Straf- 
verbüßung neuerlich rückfällig wird. 

Im übrigen ist bezeichnend, daß auch die Gegner dieser 
Anschauung nicht wagen, die von ihrem Standpunkte einzig 
folgerichtige lebenslängliche Freiheitsstrafe vorzuschlagen. Un- 
bestimmte und relativ bestimmte Strafe, lebenslängliche Strafe 
mit probeweiser bedingter Entlassung sind nur eine Verschlei- 
erung der im Innern bestehenden Bedenken gegen eine den 
Strafcharakter verlierende, von der Tat losgelöste, sich gegen 
die Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit des künftigen Rück- 
falles allein richtende Vorbeugungshaft. 

Vor allem ist es ganz und gar ausgeschlossen, daß man bei 
sogenannten Zustandsverbrechern zwischen Besserungsfähigen 
und Unverbesserlichen unterscheidet. Dieser Blick in die 
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Zukunft der Psyche eines Menschen, dessen Leben in dem 
einen wie in dem anderen Falle eine Kette von Straftaten war, 
ist ein Ding der Unmöglichkeit. Ebenso ist es vollkommen 
ausgeschlossen, diese Diagnose in der Strafhaft zu stellen. Es 
ist ein bedeutender Unterschied, ob man an die bisherige 
Unverbesserlichkeit bestimmte Folgen durch Straferhöhung 
knüpft, oder ob man dies mit Bezug auf eine, wenn auch in 
hohem Grade wahrscheinliche künftige dauernde Unverbesser- 
lichkeit tut. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß auch nach der gegne- 
rischen Meinung eine Loslösung von der Tat nicht stattfinden 
kann, da der sogenannte Gewohnheitsverbrecher auch mit 
seiner Gewohnheit ganz außer Zusammenhang stehende ge- 
legentliche Straftaten begehen kann. 

Ich komme auf die stets wieder auftauchende Frage der 
unbestimmten Strafe mit wenigen Worten zu sprechen 
(dieser Gegenstand wird von R. Schmidt im besonderen be- 
handelt werden, in Bezug auf meine Stellungnahme verweise 
ich auf „Straffälligkeit und Strafzumessung^ 130, wo ich mich 
insbesondere auch gegen Kr aepelin undForel gewendet habe). 
Ich kann mich vor dem »Geist der amerikanischen Hoffnungs- 
freudigkeit", von dem Hartmann (Die Strafrechtspflege in 
Amerika, 1906, und seine Ausführungen beim 28. Deutschen 
Juristentag) mit so viel Begeisterung spricht, nicht beugen. 
Ich kenne allerdings das amerikanische Gefängniswesen nicht 
aus eigener Anschauung, habe aber gefunden, daß das Urteil 
über fremdländische Einrichtungen bei Männern von Tempera- 
ment und optimistischer Veranlagung allzusehr durch äußere 
Eindrücke und die übliche Hervorhebung angeblicher Erfolge 
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seitens der Träger dieser Einrichtungen beeinflußt wird. Durch 
meinen Beruf und das Studium der Gefängnisse und Besserungs- 
anstalten verschiedener Staaten skeptisch geworden, war ich 
stets bestrebt, mir den Blick hinter die Kulissen zu verschaffen. 
Ich habe unter anderem wahrgenommen, daß die Erfolge der 
englischen Besserungsanstalten, welche so vielen in rosigem 
Lichte erscheinen, sich in Wirklichkeit auf ein sehr beschei- 
denes Maß einschränken, und es haben mir Engländer von 
Freimut diese Beurteilung als richtig zugegeben. Von ameri- 
kanischen Verhältnissen darf man sich nun um so weniger 
blenden lassen, als uns für diese selbst jene Kontrolle fehlt, 
welche die Kriminalstatistik gewährt. Das Wenige, was auf 
diesem Gebiete erhoben wird, zeigt jedoch, daß jenseits des 
Wassers der Rückfall einen Umfang besitzt, gegenüber dem 
wir mit unseren Verhältnissen sehr zufrieden sein können. 
Im Übrigen werden in den Vereinigten Staaten mit alten Ver- 
brechern anscheinend ebensowenig Besserungsexperimente ge- 
macht wie in englischen Zuchthäusern. Dazu würde sich die 
Gemeinschaft auch sehr wenig eignen. Der „Elmiraschwindel* 
wird mit ausgesuchtem Material aufgeführt. 

In Bezug auf die „Indeterminated sentences'' verweise ich 
zunächst auf das abfällige Urteil, welches William Tallack, 
damals Sekretär der Howard Association (European and Ame- 
rican progress in penal reform) und Kr ohne (Handbuch des 
Gefängniswesens) abgegeben haben. Was die Beschaffenheit 
des amerikanischen Strafvollzuges hinter den Kulissen betrifft, 
so hat Tallack (Penological and Preventive Principles S. 85f.) 
eine auf vollkommen sichere Quellen gestützte scharfe Schilderung 
der nichts weniger als nachahmenswerten Zustände gegeben. 
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Die Bedenken gegen jede Art unbestimmten Urteiles sind 
bekannt und bereits vor langer Zeit hervorgehoben worden 
(siehe unter anderen auch Wahlberg, Prinzip der Individua- 
lisierung, 1869, S. 147, später Wach, Die Reform der Freiheits- 
strafe, S. 38 f., vor allem aber die scharfe Kritik bei Mittel- 
stadt, Schuld und Strafe, G. S. 46, S. 242). Zunächst kann 
das Strafende von der Ansicht irgend einer Kommission über 
die erfolgte oder nicht erfolgte Besserung nicht abhängig ge- 
macht werden. Das Gefängnis ist der ungeeignetste Ort für 
die Erforschung des Innenlebens eines Sträflings, in dieser 
Richtung darf man sich durch die einzelnen Vollzugsbeamten, 
die sich in ein gutes Licht setzen wollen, nicht täuschen lassen. 
Das Verhalten eines Sträflings im Gefängnis läßt aber insbe- 
sondere keinen Schluß darauf zu, wie er sich in der Freiheit 
aufführen werde. In dieser Richtung ist eine Vollzugskom- 
mission nach fünf Jahren genau so klug, als ein Jahr früher 
oder später. Man kann allerdings bei der bestimmten Strafe, 
sei es im Wege der Gnade, sei es im Wege einer Rechtsein- 
richtung früherer (bedingter oder unbedingter) Entlassung einen 
Strafrest als Belohnung guter Führung während einer längeren 
Straf haft und zur Aufmunterung für das Leben in der Freiheit 
nachsehen, wobei man einfach damit rechnet, daß der Entlassene 
im Falle neuerlicher Straffälligkeit eben neuerdings und zwar 
strenger bestraft wird. Es wäre aber geradezu unverantwort- 
lich von vornherein, wenn auch zwischen einer Mindest- und 
Höchstdauer, das Strafausmaß von den Organen der Gefängnis- 
verwaltung abhängig zu machen. Unvermeidlich kommt hierbei 
der Einfluß der untersten Organe zur Geltung, die verschie- 
densten Zufälle können eine Rolle spielen, die Stimmung des 
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Sträflings und jene der Gefängnisbeamten, deren größere oder 
geringere Vorliebe für militärische Disziplin, für Äußerlich- 
keiten u. d. m. Das Elmirasystem — abgesehen von seinem 
unsinnigen und lächerlichen Beiwerk — ist auf dem ganz und 
gar falschen Gedanken aufgebaut, „daß die Hoffnungslosigkeit 
der vornherein bestimmten Strafe ihre Träger mit Verzweiflung 
überwältigen müsse''. Die amerikanischen Sträflinge sind auch 
aus keinem anderen Holze als die europäischen — sie sind 
sogar vielfach Europäer — , bei uns ist es aber Erfahrungs- 
tatsache, daß gerade die bestimmte, wenn auch lange dauernde 
Strafe den Sträfling mit der Hoffnung auf Freiheit erfüllt. In 
Österreich bäumen sich die Verurteilten gegen die relativ be- 
stimmte Zwangsarbeitsanstalt auf, weil hier die feste Grenze 
fehlt. Die schlechtesten Elemente rechnen einfach mit der 
Höchstdauer dieser sogenannten Nachhaft. 

Ich komme damit auf die Kritik dieser korrektionellen 
Nachhaft. Ich habe bereits beim deutschen Juristentag her- 
vorgehoben, daß diese Nachhaft nichts anderes bedeute, als 
die unbestimmte Strafe (ebenso Straffälligkeit und Strafzu- 
messung, S. 161, ferner Straffälligkeit wegen Arbeitsscheu in 
Österreich, Z. f. Pr. u. öff. R. d. G. B. 25—27, und in der 
Folge „Das Strafmittelsystem des geltenden Rechtes'' im „ Recht '^ 
1908, Nr. 1). 

In Osterreich ist die Zwangsarbeitsanstalt nichts anderes als 
eine Verlängerung der Freiheitsstrafe. In ihrer Strenge ent- 
spricht sie ungefähr dem schweren Kerker, sie teilt mit ihm 
alle Mängel und Nachteile der Gemeinschaft, vermehrt durch 
die Verbitterung, welche die Überstellung von dem Gefängnisse 
in die Anstalt hervorruft. Wird sie an eine bezirksgericht- 
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liehen Strafe angeschlossen, also von einem Einzelrichter die 
Zulässigkeit der Abgabe in eine Zwangsarbeitsanstalt ausge- 
sprochen, so ergibt sich der unhaltbare Zustand, daß ein Einzel- 
richter, der sonst nur bis 6 Monate Freiheitsstrafe verhängen 
kann, nun mittelbar bis zu 3 Jahren erkennt. 

In Deutschland kommt es schließlich auf dasselbe hinaus 
und dies gilt von allen Versuchen, diese Nachhaft in das Straf- 
gesetz einzufügen (siehe bei Birkmeyer „Strafe und sichernde 
Maßnahmen "^ 1906). 

Aufrichtiger ist der dem Antrage Hippel (4. Vers, der 
deutschen Landesgruppe der I. K. V.) zugrunde liegende Ge- 
danke, bei Arbeitsscheustraftaten unmittelbar auf eine längere 
Arbeitshausstrafe zu erkennen. Nur ist aber nicht einzusehen, 
weshalb hierfür ein neues Strafmiltel notwendig ist. Diese 
Straftaten könnten nach wiederholtem Rückfalle als Vergehen mit 
Gefängnis bis zu 2 Jahren bedroht werden, wobei es dann 
Erwägung des Strafvollzuges sein wird, ob Vollstreckung in 
Einzelhaft oder Gemeinschaft richtiger ist. Gegenüber vielen 
Landstreichern (z. B. den Zigeunern) wäre die Einzelhaft die 
beste Waffe im Sinne sowohl der Spezialprävention, als in 
jenem der Generalprävention (s. auch Sichart, Bestrafung 
des Betteins und der Landstreicherei Z. f. g. Str. 1893 S. 13). 
Auch hier wäre eine bestimmte Strafe auszusprechen. 

Ich erwähne nebenbei, daß die in Belgien von Le Jeune 
auf Grund des Gesetzes vom 27. Nov. 1891 eingeführten 
Bettlerhäuser die Hoffnungen, welche auf sie gesetzt wurden, 
wie sich sehr bald herausstellte, in keiner Weise erfüllt haben. 

Das norwegische Strafgesetz enthält in S 65 die Be- 
stimmung, daß im Falle der Verurteilung wegen mehrerer der 
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im Gesetze bezeichneten Straftaten den Geschworenen die 
Frage vorgelegt werden kann, „ob der Täter in Anbetracht der 
Beschaffenheit der Verbrechen, der ihnen zugrunde liegenden 
Triebfeder oder der in ihnen sich offenbarenden Gesinnung, 
als besonders gefährlich für die menschliche Gesellschaft oder 
für das Leben, die Gesundheit oder das Wohl einzelner an- 
gesehen werden muß'. Im Falle der Bejahung dieser Frage 
kann das Urteil bestimmen, „daß der Verurteilte, solange es 
erforderlich erscheint, im Gefängnis zurückbehalten werden 
kann, jedoch nach Verbüßung der festgesetzten Strafzeit nicht 
über das Dreifache dieser Zeit hinaus und in keine^i Falle 
länger als 15 Jahre über die Strafzeit hinaus''. 

In Wirklichkeit kommt diese Bestimmung äußerst selten zur 
Anwendung — sie ist daher graue Theorie geblieben. 

Im übrigen ist es mir einfach unverständlich, wie man 
meinen kann, daß in der Gemeinschaft wiederholt rückfälliger, 
bereits empfindlich vorbestrafter Menschen Besserungserfolge 
erzielt werden können. Muß das aber verneint werden, dann 
leidet der Gedanke der Nachhaft auch noch an einer Unauf- 
richtigkeit. 

Ich bin an sich gegen den Ausspruch „sichernder Maß- 
nahmen'^ dieser oder jener Art durch den Strafrichter, nur 
aus Gründen der Zweckmäßigkeit würde ich im Falle Annahme 
der Unzurechnungsfähigkeit die Abgabe in eine Strafirren- 
anstalt oder eine Trunkenheilanstalt durch den Strafrichter an- 
ordnen lassen, um die Entscheidung durch einen zweiten 
Richter zu ersparen. Dem Arbeitshause würde ich aber nur 
die Funktion der Zuweisung von Arbeit an Arbeitsscheue durch 
eine besonders organisierte Behörde zuteilen. 
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9. Meiner Ansicht nach hätte es bei dem Grundgedanken 
zu verbleiben, daß der Rückfall in der Gesetzgebung als 
straferhöhender Umstand zu verwenden sei, jedoch nur im 
Rahmen des gleichartigen Rückfalles, wobei der Gesetzgeber 
von vornherein bestimmte Gruppen von Straftaten aufzustellen 
hätte, die infolge ihrer Triebfeder als zusammengehörig zu 
betrachten seien. Während bei einzelnen Gruppen es kriminal- 
politisch nicht zu rechtfertigen wäre, der Tatsache der wieder- 
holten Rückfälligkeit einen weitgehenden Einfluß auf den Straf- 
rahmen einzuräumen (Straftaten aus Leidenschaft, Körperver- 
letzung und Sittlichkeitsverletzungen), soll dies bei jenen 
Gruppen stattfinden, bei denen die Rückfälligen sich infolge 
zutage getretener Arbeitsscheu bisher als unverbesserlich und 
gemeingefährlich erwiesen haben. Es trifft dies inbesondere 
auf die Gruppe Raub, Erpressung, Diebstahl, Veruntreuung, 
Betrug und Hehlerei zu, bei der etwa nach fünfmaligem Rück- 
falle und einer vorausgegangenen Zuchthausstrafe unter der 
Voraussetzung der Erheblichkeit des neuen Rückfalles (Schwere 
des Verbrechens oder Höhe des Schadens) Strafsätze bis zu 
10, 15 oder 20 Jahren aufzustellen wären. In erster Linie 
käme der Diebstahl und der Betrug in Betracht, dem die 
meisten unverbesserlichen Verbrecher obliegen, und in bezug 
auf welchen bis zu 10 oder 15 Jahren gegangen werden kann. 

Dabei wäre an dem Grundsatze der Rückfallsverjährung fest- 
zuhalten und die Möglichkeit einer früheren Entlassung zu 
schaffen. Meiner Meinung nach wäre jedoch die bedingte Ent- 
lassung durch die unbedingte Entlassung als Belohnung guter 
Führung zu ersetzen, wodurch sowohl die Gefahren, die mit 
der Überwachung während der Bewährungszeit für den Ent- 
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lassenen verbunden sind, vermieden würden, als auch der 
Mißstand, daß die endgiltige Strafnachsicht doch nur auf Grund 
eines negativen Ergebnisses erfolgt, des nicht erfolgten Nach- 
weises oder der Nichtentdeckung eines neuen Rückfalles neben 
der wirklichen guten Führung. 

Vor allem bin ich aber für die gänzliche Beseitigung der 
Schmälerung der staatsbürgerlichen Rechte als Straf- 
folge, auch bei wiederholt Rückfälligen. Ich wiederhole, was 
ich jüngst ausgeführt habe (Strafmittelsystem „Recht** 1908 
No. 1): „Meiner Ansicht nach wären alle diese Bestimmungen 
zu streichen und durch entsprechende Bestimmungen des 
bürgerlichen und Verwaltungsrechts zu ersetzen. Es ist nicht 
Aufgabe des Strafrichters, derartige Verluste oder die Unfähig- 
keit, bestimmte Rechte zu erlangen, auszusprechen. Nicht die 
Verurteilung zu einer bestimmten Strafe, sondern die Tatsache, 
daß jemand eine ihn ehrlos oder vertrauensunwürdig erscheinen 
lassende Tat begangen hat, soll auch fernerhin bürgerlich- 
oder öffentlich-rechtliche Folgen nach sich ziehen. Die Tat- 
sache soll in der Regel durch ein Strafurteil bewiesen werden, 
sie kann unter Umständen (z. B. wegen Flucht des Täters) auf 
andere Art beweisbar sein, sie muß nicht unter allen Um- 
ständen ein Verbrechen oder Vergehen begründen. Verweist 
man die Regelung derartiger Rechtsfolgen auf das Gebiet, das 
sie unmittelbar berühren, dann ist es möglich sie diesem 
Gebiete besser anzupassen, als dies bei einem generalisieren- 
den Ausspruche möglich ist. Zugleich kann man dem Er- 
messen der mit der Durchführung betrauten Behörde einen 
entsprechenden, Billigkeitserwägungen Rechnung tragenden Spiel- 
raum geben. Hierdurch würde auch der zu unhaltbaren Er- 
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gebnissen führenden Rehabilitationsbewegung das nach außen 
wirksamste Argument entzogen.^ Ich bemerke hierzu, daß ich 
diesen Gedanken bereits vor längerer Zeit (Straffälligkeit und 
Strafzumessung) vertreten habe. 

Ebenso wäre die Polizeiaufsicht zu beseitigen, deren 
Nachteile ihre Vorteile überwiegen oder doch sehr in Frage 
setzen. 

Schließlich glaube ich hervorheben zu sollen, daß ein Kar- 
dinalpunkt der Frage die möglichste Ausdehnung der Einzelhaft 
bei allen kurzzeitigen Freiheitsstrafen (und während der Unter- 
suchungshaft) ist, denn durch diese allein wird der verderb- 
liche Einfluß im Gefängnisse oder Zuchthause beseitigt^ der 
Nachwuchs des Verbrechertums eingeschränkt, sofern noch die 
Möglichkeit hierzu bei den einzelnen Straffälligen und Rück- 
fälligen gegeben ist. Es gilt dies vor allem auch für die 
Jugendlichen. 

Die Einzelhaft ermöglicht es, auch die kurzzeitige Freiheits- 
strafe für Erstbestrafte, wie für verdorbene Elemente wirksam 
zu gestalten und das Gebiet der langzeitigen Freiheitsstrafe 
wesentlich einzuschränken (ich verweise auf meine Abhandlung 
„Zur Reform der Freiheitsstrafe** M. f. Kriminalpsychologie 
1905). 

Geboten erscheint es mir ferner, so lange als möglich bei 
Erstbestraften wie bei Rückfälligen das Stigma des Ver- 
brechers und des Zuchthauses zu vermeiden. Wir müssen 
zwischen den beiden Extremen der Freiheitsstrafe, der Haft 
als Strafe der mit einem sittlichen Makel nicht belasteten 
Straftaten und dem Zuchthause, als Strafe für die an sich durch 
ihre Schwere, die niedrige Gesinnung des Täters oder dessen 
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Unverbesserlichkeit und Gemeingefährlichkeit gekennzeichneten 
Straftaten, das Hauptgebiet der Mittelstufe, dem Gefängnisse, 
bewahren und diese Scheidung auch äußerlich dadurch kenn- 
zeichnen, daß Verurteilung zu Zuchthaus mit einer Verurteilung 
wegen Verbrechens identisch ist. Nicht die Strafandrohung, 
sondern die im gegebenen Falle ausgesprochene Strafe 
soll entscheiden, ob jemand äußerlich als Verbrecher 
bezeichnet wird. Der Umstand, daß der Gesetzgeber durch 
wahlweise Androhung von Zuchthaus und Gefängnis zwei Arten 
derselben Straftat in einen Tatbestand vereinigt hat, weil er 
sie durch bestimmte Merkmale nicht von vornherein trennen 
konnte, soll nicht zur Folge haben, daß die Schwierigkeit einer 
gesetzlichen Unterscheidung den Richter zwingt, trotz Aus- 
spruch der Vergehenstrafe wegen Verbrechens verurteilen zu 
müssen. 

Ich würde diesem Gedanken durch eine Bestimmung Aus- 
druck geben, „Verbrechen sind Straftaten, welche im Gesetze 
ausschließlich mit Todesstrafe oder Zuchthausstrafe bedroht 
sind, oder bei welchen im Falle der wahlweisen Androhung 
einer dieser Strafarten das Gericht auf eine solche zu erkennen 
findet^. Ich habe, soweit dies im Rahmen des geltenden 
österr. Strafrechtes durchführbar erscheint, in einer kürzlich 
veröffentlichten Schrift „Teilreformen auf dem Gebiete des 
österr. Strafrechtes" gezeigt, wie meiner Ansicht nach dieser 
Gedanke vorläufig zum Teil gesetzgeberisch durchgeführt wer- 
den könnte. 

Wesentlich erscheint mir ferner die Wirksamkeit des Straf- 
verfahrens durch eine möglichst gute Ausgestaltung der Kri- 
minalpolizei und der mit der Strafrechtspflege betrauten Be- 
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hörden zu erhöhen. Je größer die Wahrscheinlichkeit der 
Entdeckung und Überweisung des Verbrechers ist, desto stärker 
wirkt das Strafrecht im Sinne der Vorbeugung. Dieser Ge- 
danke wurde unter anderem in einem 1893 erschienenen Be- 
richte des englischen Departmental Committee on Prisons 
zum Ausdruck gebracht, „es sei eine alte Erfahrung, daß 
Schnelligkeit und Sicherheit der Bestrafung wirk- 
samer für die Unterdrückung des Verbrechens sei, 
als die Strenge der Strafurteile^. Die erstmaligen, wie 
die wiederholt rückfälligen Verbrecher rechnen mit der Hoff- 
nung, nicht entdeckt zu werden. 

Wenn der Psychiater Pell mann in einem in Marienbad ge- 
haltenen Vortrage (Prager Medizinische Wochenschrift Nr. 45 
und 46 aus 1895) aus der Tatsache, daß ein so bedeutender 
Bruchteil der Verbrecher heute der Strafgerechtigkeit entgeht, 
den kühnen Schluß auf Abschaffung des Strafrechtes wegen 
Nutzlosigkeit ableitet, so ist dies eine bedenkliche Entgleisung. 
Daß seine psychiatrisch-anthropologische Unschädlichmachungs- 
lehre, auch wenn ihr Gesetzbuch mehr als den einen von ihm 
vorgeschlagenen Wunderparagraphen enthielte, daß jeder Ge- 
meingefährliche so lange als nötig unschädlich zu machen sei, 
ebenfalls nicht alle Gemeingefährlichen erreichen dürfte, ist 
klar. Pellmann hat seinen paradoxen Ausspruch allerdings 
einem etwas allzu kühnen Bilde entlehnt, welches Liszt in 
seinem Gutachten zur 1. Frage der vierten Hauptversammlung 
der I. K. V. (1893) gebrauchte. Mit derselben Logik müßte 
man aber selbstverständlich auch die Medizin abschaffen, denn 
auch dieser mißlingt in der Mehrzahl der Fälle, und zwar in 
den schwersten, die Heilung der Gebrechen, auch der Psy- 
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chiatrie ist es nicht gelungen, die Geisteskrankheiten und ihre 
Ursachen zu beseitigen. Die Medizin würde auch auf dem 
Gebiete des Strafrechtes weder vorbeugend noch heilend 
Wunder wirken. Noch weniger auf dem Gebiete des Straf- 
verfahrens. Die Diagnose des medizinischen Strafrichters 
müßte denn doch auch von dem Beweise der Tat ausgehen 
und die psychiatrischen Krankengeschichten geben in dieser 
Richtung einen schlechten Befähigungsnachweis. Die sonder- 
barsten, widersprechendsten Dinge werden oft auf Grund der 
Angaben des Kranken ohne weiteres^ geglaubt, ja es wird in 
der großen Zahl der Fälle nicht einmal versucht, die Wahrheit 
über das Vorleben des Kranken objektiv zu ergründen, ob- 
schon dies auch psychiatrisch nicht ohne Belang sein dürfte. 
Nach demselben Rezepte müßte man auch die Erziehung in 
der Familie und Schule abschaffen, da sie sich in zahlreichen 
Fällen wirkungslos erweist und Ausschreitungen nicht zu hin- 
dern in der Lage ist. In erhöhtem Grade gilt dies von Für- 
sorgeerziehung und Besserungsanstalten. 



Hoegel, Einteilung. 



IIL Die Jugendlichen. 



1. Eine verhältnismäßig einfache Scheidung der Straffälligen 
ergibt sich durch Trennung der Jugendlichen und Er- 
wachsenen, sobald man diese Trennung nach Altersklassen 
vornimmt. 

Bekanntlich läßt sich gegen diese Art der Trennung der 
Einwand erheben, daß die natürliche Entwicklung der Menschen 
sich an derartige Altersklassen nicht hält, daß diese Entwick- 
lung nach Volksstamm und Klima verschieden geartet ist und 
sich auch bei sonst gleichen allgemeinen Voraussetzungen in- 
dividuell aus biologischen Gründen, sowie infolge äußerer 
Ursachen, wie Ernährung, Erziehung und Einfluß der Umgebung 
nicht gleichmäßig gestaltet. 

Solange wir jedoch brauchbare allgemeine Kriterien für die 
Voraussetzungen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit und 
der Sonderbehandlung Jugendlicher nicht besitzen, die es uns 
ermöglichen würden, auf Altersgrenzen zu verzichten, müssen 
wir uns solcher bedienen. Es erscheint nur geboten, die 
Altersgrenzen derart festzustellen, daß sie nicht bloß der Regel 
der Fälle entsprechen^ sondern auch in Betracht kommende 
Minderheiten einschließen. Vereinzelte Ausnahmefälle ver- 
dienen keine Berücksichtigung, da sie regelmäßig auf patho- 
logischen Ursachen beruhen und daher unter diesem Gesichts- 
punkte berücksichtigt werden können. 

Vorangestellt muß werden, daß auch die Strafe keine Schädi- 
gung der straffällig gewordenen Jugendlichen, sondern ihre 
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Besserung im Sinne der Spezialprävention bezweckt, soferne 
sie eben noch möglich ist, und daß durch übertriebene Milde und 
übertriebene Fürsorge nur zu leicht nicht bloß der scheinbar 
beglückte Jugendliche, sondern auch seine Altersgenossen ver- 
schlechtert werden. Vollkommen verfehlt halte Ich den Ge- 
danken des Aufbaues eines besonderen Jugendstrafrechtes, das 
nur auf der Voraussetzung beruhen könnte, die Jugendlichen 
seien aus einem anderen Stoffe als die Angehörigen der ihnen 
folgenden Altersstufen. Die Gegenüberstellung der Jugend- 
lichen und Erwachsenen soll nur in dem Sinne erfolgen, daß 
für erstere einzelne ihrer geringeren Reife entsprechende Aus- 
nahmebestimmungen auf dem Gebiete des formellen und ma- 
teriellen Straf rechts zu schaffen wären. 

Der Gegenstand ist literarisch in den letzten Jahrzehnten 
von Berufenen und Unberufenen, von Kriminalisten, Päda- 
gogen, Psychologen und — Dilettanten derart umfassend be- 
handelt worden, daß kaum ein neuer Gesichtspunkt abzuge- 
winnen wäre, es sei denn, daß Originalität um jeden Preis 
„noch nicht dagewesenes^ schaffen will. Ich beschränke mich 
daher im wesentlichen darauf, das vorzubringen, was ich an 
verschiedenen Orten in bezug auf diesen Gegenstand bereits 
vorgebracht habe (so insbesondere Straffälligkeit und Straf- 
zumessung S. 175 ff.. Die Straffälligkeit der Jugendlichen 1902, 
u. a. O.). Daß ich im Laufe der Jahre auch auf diesem Ge- 
biete zurückhaltender wurde, erklärt sich daraus, daß ich eben 
immer mehr die Schattenseiten der Jugendabteilungen in den 
Gefängnissen und jene der Besserungsanstalten kennen lernte. 

2. Ich habe bereits in meiner statistischen Einleitung darauf 

hingewiesen, daß die angeblich bedrohliche Zunahme der Straf- 

7* 
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Fälligkeit Jugendlicher wesentlich an ihrem bedrohlichen Cha- 
rakter verliert, wenn man die Ziffern näher prüft und ins- 
besondere die Ursachen dieser sich bei uns bereits dem 
Stillstande nähernden Bewegung beachtet. Ich wiederhole, was 
ich (die strafrechtliche Behandlung jugendlicher Personen, 
österr. Gerichtszeitung 1904) seinerzeit ausgeführt habe. 

Gegenüber der Ansicht, daß das Ansteigen der Verurteilungs- 
ziflFern auf eine bedrohliche Verrohung und Entsittlichung der 
Jugend zurückzuführen sei, erklären die anderen — und dazu 
gehöre auch ich — diese Erscheinung durch die geänderten 
wirtschaftlichen Verhältnisse, welche mit sich bringen, daß die 
Jugendlichen zeitlicher in einem weniger widerstandsfähigen 
Alter in das wirtschaftliche Leben eintreten. Dazu kommt, 
daß die Mehrzahl der von Jugendlichen begangenen Straftaten 
keineswegs den Rückschluß auf eine vorhandene oder drohende 
Verkommenheit zuläßt. Wenn man die Einzelfälle einer näheren 
Betrachtung unterzieht, dann findet man, daß die überwiegende 
Mehrzahl der Straftaten Jugendlicher sich als Buben- oder 
Mädchenstreiche darstellen, auch wenn sie nach dem Gesetze 
unter die Straftaten wider die Sittlichkeit, die körperliche 
Sicherheit oder das Eigentum fallen. Die Schlußfolgerung, die 
der moderne Gesetzgeber zu ziehen hat, ist, daß später und 
weniger gestraft werden soll; es bedarf in der überwiegenden 
Zahl der Fälle auch durchaus keiner sogenannten Fürsorge- 
erziehung, diese hieße in der Regel der Fälle das Kind mit 
dem Bade ausschütten. Ein Allzuviel von Fürsorge würde zum 
alten Polizeistaat, hier wie auf anderen Gebieten der soge- 
nannten Sozialpolitik führen. Ich glaube ferner, daß es ein 
bedeutender Irrtum und vielleicht ein Stück Pharisäertum ist. 



III. Die Jugendlichen. 101 

wenn man meint, daß die Jugend der guten alten Zeit wesentlich 
besser gewesen sei. Sie kam nur nicht so oft mit Strafgesetzen 
in Widerstreit, teils weil die Gesetzgebung seinerzeit nicht für 
einen so dichten Stacheldraht von Strafbestimmungen Vorsorge 
traf, während jetzt gegen jeden Mißstand der Strafrichter an- 
gerufen wird, teils aber auch, weil wahrscheinlich in früheren 
Zeiten ein größerer Anteil jugendlicher Ausschreitungen unter 
der Hand abgetan wurde. Ein Blick in den Codex Austriacus 
zeigt, daß die Vorväter ebenfalls über die zunehmende Ver- 
rohung und Verderbnis klagten. 

Die Erfahrung und die Kriminalstatistik lehrt, daß das Gebiet 
der strafbaren Tatbestände wesentlich einzuschränken 
ist, für Erwachsene, wie für Jugendliche. Nicht jeder sozial- 
politische Schmerzenschrei muß durch einen Strafparagraphen 
beruhigt, nicht jede Ungebührlichkeit vor dem Strafrichter aus- 
getragen werden. Einfache Polizeiwidrigkeiten sollen der 
Polizei, Zuwiderhandlungen gegen Verwaltungsgebote der Ver- 
waltungsbehörde zur allfälligen Verhängung von Ordnungsstrafen 
oder zur Ordnung ohne Strafe überwiesen werden. Das Über- 
maß von Strafbestimmungen muß notwendig der Bevölkerung 
die Scheu vor dem Strafrichter rauben und dies gilt natürlich 
in erster Linie von den Jugendlichen. 

Die Erfahrung lehrt uns ferner, daß die Jugendlichen so 
spät als möglich dem Strafrichter überantwortet werden sollen. 
Dies geschieht vor allem durch Setzung einer Grenze der 
Strafmündigkeit. Man mag gegen dieselbe immerhin ein- 
wenden, daß sie die Berücksichtigung von Fällen ausnahms- 
weiser Frühreife verhindert. Ich bezweifle, daß dies ein Nach-, 
teil ist, denn so leicht es war und ist, den Lehrsatz „malitia 
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supplet aetatem^ auszusprechen, so schwer fällt es in Wirk- 
lichkeit, die Nutzanwendung zu ziehen — außer es wird ohne 
viel Überlegung aus der Schwere der Tat der Rückschluß auf 
die Bosheit gezogen. Die Frage, welche Altersstufe von der 
Zurechnung unbedingt ausgeschlossen werden soll, ist nach 
den Verhältnissen des Landes zu beurteilen. In Osterreich 
ergibt sich die Schwierigkeit, daß dem Geltungsgebiete des 
Gesetzes auch Südländer angehören, bei denen das Alter der 
Reife naturgemäß früher eintritt. Dies muß mit in den Kauf 
genommen werden. Die Beibehaltung des Alters bis zum voll- 
endeten 14. Lebensjahre empfiehlt sich für Osterreich schon 
mit Rücksicht auf die mit dieser Altersstufe endende Schul- 
pflicht. 

Ebenso richtig ist die Aufstellung einer Zwischenstufe 
(14 bis 18 Jahre), in welcher dem Richter die Beurteilung der 
Reife des Jugendlichen anheimgestellt ist. Unrichtig ist es, 
daß in Deutschland das entscheidende Merkmal der Reife nach 
französischem Muster ausschließlich in die erlangte Einsicht 
verlegt wird, während die Widerstandskraft, das Willensmoment, 
die gleiche Berücksichtigung verdient. 

Eine der wichtigsten Fragen ist die Behandlung der Jugend- 
lichen im Falle des Freispruches mangels Reife und im Falle der 
Verurteilung. In beiden Richtungen ist man nur zu geneigt, 
über das Ziel zu schießen. Es hat sich in den letzten Jahren 
ein wahrer Fürsorgeparoxismus entwickelt, bei dessen Um- 
armung der Fürgesorgte zu ersticken droht. Auch in dieser 
Richtung empfiehlt es sich, kühles Blut zu bewahren. Die 
überwiegende Mehrzahl der straffällig gewordenen Jugendlichen 
bedarf durchaus keiner staatlichen Nacherziehung. In der Regel 
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der Fälle genügt und entspricht der Urteilsspruch oder der 
Vollzug einer angemessenen Strafe — die auch in einer kurz- 
zeitigen Freiheitsstrafe von einigen Tagen bestehen kann. So 
wenig man einen Studenten wegen nächtlichen Einschiagens 
von Laternen oder Wachebeleidigung in eine Besserungsanstalt 
stecken wird, so wenig ist diese Maßregel wegen einer der 
gewöhnlichen Straffälligkeiten ungebildeter Jugendlicher geboten. 
Die Voraussetzung der Abgabe in eine Besserungsanstalt 
— und auf das kommt die Fürsorge regelmäßig hinaus — soll 
nur bei solchen Jugendlichen erfolgen, deren sittliche Ver- 
wahrlosung droht. Für alle anderen wäre diese Maßregel eine 
sehr bedenkliche Fürsorge; denn abgesehen von der Härte, 
die in der Dauer der Verwahrung liegt und sie als Freiheits- 
strafe empfinden läßt, bietet für bessere Elemente der Auf- 
enthalt in einer Besserungsanstalt, mag diese noch so glänzend 
und daher unpraktisch eingerichtet sein, eine bedenkliche Sache. 
Solche Anstalten sollen die ultimo ratio bleiben. Gerade die 
in England gewonnenen Erfahrungen weisen darauf hin (ich 
bin in dieser Richtung, wie ich bereits erwähnte, wesentlich 
skeptischer geworden und kann meine seinerzeitige — Straf- 
fälligkeit und Strafzumessung S. 177 — Befürwortung der 
Besserungsanstalten nicht mehr aufrecht erhalten). 

Eine ähnliche Warnung ist in bezug auf die Gestaltung des 
Vollzuges der Freiheitsstrafen an Jugendlichen am Platze. 

Vorauszuschicken ist, daß dem Richter die weitere Möglichkeit 
eröffnet werden soll, bei vorliegender Reife des Jugendlichen 
zwar mit einer Verurteilung vorzugehen, aber von der Ver- 
hängung einer Strafe abzusehen, wenn es sich um gering- 
fügige Straftaten handelt, der Täter unbescholten ist und die 
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Tat auf Unbesonnenheit, Not oder ähnliche berücksichtigungs- 
werte Beweggründe zurückzuführen ist. Ich denke dabei selbst- 
verständlich an keine bedingte Strafnachsicht. Mit diesem 
sogenannten Damoklesschwert bleibe man der Rechtspflege vom 
Leibe. Ein praktischer Kriminalist wird sich insbesondere 
durch die angeblichen Erfolge in Belgien und Frankreich nicht 
täuschen lassen, die hinter den Kulissen der amtlichen Statistik 
erheblich anders aussehen (ich verweise in dieser Richtung 
auf meine Ausführungen „Die Statistik der bedingten Ver- 
urteilung in Belgien und Frankreich^, Gerichtssaal, B. 62). 
Das Strafverfahren und das Urteil wird bei anständigen Ele- 
menten in der Regel die gewünschte Wirkung der Vorbeugung 
neuerlicher Straffälligkeit ausüben. Wer da meint, daß die 
Bewährungsfrist mehr erzielt, versteht sich schlecht auf die 
Wirklichkeit. Die ungeheure Mehrzahl der Erstbestraften bleibt 
überhaupt nur einmal bestraft, in den Ländern, die mit der 
bedingten Strafnachsicht nicht beglückt sind, ebenso wie in 
jenen Ländern, die mit derselben Staat machen. In England 
wird übrigens eine sehr bedeutende Zahl Jugendlicher (und 
Erwachsener) wegen Geringfügigkeit der Straftat vorbehaltlos 
freigesprochen. 

Erscheint es geboten, zu strafen und die Strafe zu voll- 
strecken, dann kommt es darauf an, ob mit einer Geldstrafe, 
einer kurzen oder langen Freiheitsstrafe vorzugehen ist. Auch 
die Geldstrafe wird in den meisten Fällen selbst dann den 
Dienst nicht versagen, wenn sie von Angehörigen des Jugend- 
lichen gezahlt wird. In Ansehung der Freiheitstrafen 
darf auch bei Jugendlichen sich keine Schablone einbürgern. 
Das Dogma der Unzulässigkeit der Einzelhaft ist unhaltbar. 
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Die kurzzeitigen Strafen sollen an Unverdorbenen unbedingt 
in Einzelhaft vollzogen werden, sofern dies mit Rücksicht auf 
die GemütsbeschaflFenheit des Verurteilten nicht geradezu aus- 
geschlossen erscheint. Wer nicht verwahrloste, irgend einer 
Gelegenheitsstraftat wegen verurteilte Jugendliche in gemein- 
schaftlichen Jugendabteilungen besser aufgehoben meint, gibt 
sich einer Täuschung hin. Diese sollen den schweren Ver- 
brechern und den Verwahrlosten vorbehalten bleiben. Auch 
soll nach Möglichkeit die Überstellung nicht verwahrloster 
Jugendlicher in eigene Anstalten für Jugendliche vermieden 
werden, da diese Überstellung moralische Nachteile mit sich 
bringt. Es ist besser, sie in den Gerichtsgefängnissen des 
Urteilsgerichtes zu belassen, wenn dieses Einzelzellen besitzt 
und die Strafdauer nicht allzulange ist. 

Wesentlich ist daran festzuhalten, daß die Straffälligkeit 
Jugendlicher eine Alterserscheinung ist, in der weitaus über- 
wiegenden Mehrheit der Fälle mit zunehmender Reife von selbst 
aufhört, und daß nur ein Bruchteil für die menschliche Ge- 
sellschaft verloren geht, dieser aber zumeist, bevor er vor 
den Strafrichter kommt, in Grund und Boden verdorben ist. 
Diesen kann allenfalls noch mit der Einzelhaft beigekommen 
werden, niemals mit der Gemeinschaftshaft, ob sie nun die 
Überschrift Gefängnis oder Besserungsanstalt trägt. 

3. Wenn ich auf die Einzelheiten übergehe, so führe ich 
zunächst an, wie ich mir die Fassung der unbedingten und 
bedingten Zurechnungsunfähigkeit Jugendlicher denke 
(siehe Teilreformen auf dem Gebiete des österreichischen 
Strafrechtes, S. 46f. und 52): 

^Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Tat das 14. Lebensjahr 
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nicht vollendet hatte (Strafunmündigkeit) oder im Alter vom 
vollendeten 14. bis zum vollendeten 18. Lebensjahre gestanden 
ist, jedoch infolge zurückgebliebener Entwickelung unfähig war, 
das Unrechtmäßige der Tat einzusehen oder seinen Willen zu 
bestimmen.« 

Als zweite Altersstufe habe ich jene von 14 bis 18 Jahren 
vorgeschlagen, in welcher der Möglichkeit zurückgebliebener 
Reifeentwicklung Rechnung zu tragen ist. Die Höchstgrenze 
stimmt mit der des $ 56 des deutschen Gesetzes überein. 
Über dieses Maß hinauszugehen (nach den seinerzeitigen Vor- 
schlägen der deutschen Landesgruppe der L Kr. V.), wäre 
nicht anzuraten, da erfahrungsgemäß schon in den Altersklassen 
von 17 bis 18 Jahren nur mehr vereinzelte Fälle zurückge- 
bliebener Entwicklung vorkommen und Fälle der Unzurech- 
nungsfähigkeit über diese Altersgrenze hinaus unbedingt bereits 
pathologischer Natur sind. Es handelt sich aber in der Alter- 
stufe der Jugendlichen um solche Fälle des Mangels der 
Zurechnungsfähigkeit, die nicht auf pathologische Ursachen, 
sondern auf zurückgebliebene Entwickelung zurückzuführen 
sind. 

Es wirft sich nun die Frage auf, was mit den Strafunmündigen 
und den mangels Reife freigesprochenen Jugendlichen zu ge- 
schehen habe. Die Entscheidung über den anfälligen Eintritt 
einer Fürsorgeerziehung wäre meiner Ansicht nach (Straffällig- 
keit und Strafzumessung, S. 180) entgegen Liszt (Strafe und 
Zwangserziehung, Z. f. g. Str., 1902, S. 161) und Ulimann 
(Einfluß des Alters, Z. f. Pr. u. öflF. R., 1876, S. 311) den 
Gerichten zu übertragen, die zunächst die Tatsache der Be- 
gehung der Straftat nach den Grundsätzen des Strafverfahrens, 
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wenn auch in einem anderen Verfahren» festzustellen hätten. 
Bei einem verwaltungsrechtlichen Verfahren wäre die Beein- 
flussung der Beweisaufnahme durch Zweckmäßigkeitsgründe zu 
befurchten. 

In Bezug auf Strafunmfindige hätte jedenfalls das Pflegschafts- 
gericht zu entscheiden. Was die mangels Reife außer Ver- 
folgung gesetzten Jugendlichen betrifft, so habe ich bisher die 
Ansicht vertreten, daß der Strafrichter anläßlich der Einstellung 
des Verfahrens oder des Freispruches auch die Entscheidung 
zu treffen hätte, ob der Jugendliche in eine Besserungsanstalt 
abzugeben sei, wenn sittliche Verwahrlosung vorliegt oder 
droht. Dafür sprechen insofern Zweckmäßigkeitsgründe, als 
der Strafrichter bereits volle Kenntnis des Falles besitzt, die 
sich der Vormundschaftsrichter erst erwerben muß. Dies ist 
auch der Standpunkt der meisten Gesetze (so § 56 des 
R. St. G.). 

Für Österreich bin ich in der letzten Zeit (Teilreformen 
S. 48) von diesem Gedanken abgekommen, da hier die Gefahr 
einer derartigen Überwucherung der Fürsorgebewegung besteht, 
daß zu besorgen ist, die Strafrichter werden in der Überweisung 
weitaus über das Ziel schießen und insbesondere zu diesem 
Zwecke Mangel an Reife annehmen, wenn er auch in Wirk- 
lichkeit nicht vorliegt. Es wird außerdem der Wert der 
Besserungsanstalten weitaus überschätzt (andere Fürsorgeein- 
richtungen spielen eine sehr untergeordnete Rolle). In Wirk- 
lichkeit ist der Besserungswert ein vielfach sehr zweifelhafter, 
die Anhaltung in der Anstalt wird von den Jugendlichen höherer 
Alterstufe ganz richtig als Freiheitstrafe empfunden. Meinen 
Erfahrungen nach sollte die Besserungsanstalt in erster Linie 
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die Unmündigen aufnehmen und die in späteren Jahren auf- 
genommenen räumlich trennen. Verwahrloste Jugendliche, die 
sich einer schwereren Straftat schuldig machen, gehören in 
die Einzelhaft des Gefängnisses. Daß es mit der Unterbringung 
in fremden Familien insbesondere dann Schwierigkeiten hat, 
wenn damit Gefahren für diese Familie bestehen, ist klar (siehe 
Krohne, Z. f. g. Str. 1, S. 80 f.). 

In der Fachliteratur, Tagespresse, bei Kongressen u. dgl. 
hat sich in dieser Frage ein derartiges Gedränge derjenigen 
entwickelt, die sich im Lichte der Humanität zeigen wollen, 
daß eine ruhige und rein sachliche Auffassung der Dinge 
sich schwer Geltung verschaffen kann, ganz abgesehen davon, 
daß die Aufdringlichkeit eines großen Teiles derjenigen, die 
sich möglichst laut zum Worte melden, abstoßend wirkt. Diese 
Kehrseite wird verschwinden, sobald die Frage abgebraucht 
und nicht mehr modern ist. Weit bedenklicher ist die Gefahr 
von Auswüchsen der Fürsorgetätigkeit seitens Freiwilliger. 
Dickens hat sie bei verschiedener Gelegenheit sehr sarkastisch 
geschildert. Es besteht die Gefahr einer Einmengung und 
Wichtigtuerei, die Schaden anrichten kann, sowohl in dem Sinne, 
daß sie ohne wirklichen Grund die natürliche Fürsorge in der 
Familie stört, als auch in der Richtung, daß sie unbedeutenden 
Vorfällen eine Wichtigkeit beimißt, die ihnen nicht zukommt, 
unnötige und geradezu schädliche Erziehungs- und Oberwachungs- 
versuche anstellt, die Objekte der Fürsorge für das Leben 
untauglich macht, sich als eine Erweiterung verkehrter Tanten- 
liebe darstellt. Im Großen und Ganzen bleibt das Leben die 
beste Schule. 

4. Sobald die Tätigkeit des Strafrichters auf das Alter von 
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14 Jahren aufwärts eingeschränkt ist und die nicht allzu große 
Zahl jener Jugendlichen ausgeschieden wird, von denen mit 
Berechtigung gesagt werden kann, sie seien in ihrer Entwick- 
lung derart zurückgeblieben, daß ihnen die Tat nicht zugerechnet 
werden könne, vereinfacht sich die weitere Behandlung der 
Frage wesentlich. 

Wir haben zwischen 3 Möglichkeiten zu unterscheiden: 
a) Die am mildesten zu beurteilenden Fälle sind, daß bisher 
nicht bestrafte Jugendliche eine objektiv geringfügige Straftat 
begangen haben, wobei wesentliche Milderungsumstände vor- 
liegen, und weder aus dem Gesichtspunkte der Generalprä- 
vention, noch aus jenem der Spezialprävention eine Strafe ge- 
boten erscheint. In Fällen dieser Art kann die im Schuld- 
spruch liegende Mißbilligung genügen (wenn nicht etwa eine 
Verstärkung derselben durch eine Geldstrafe zweckdienlich 
erscheint). Für Fälle dieser Art würde ich den Ausspruch er- 
möglichen, „daß von der Verhängung einer Strafe abgesehen 
werde". 

Dieser Ausspruch würde an Stelle des deutschen Verweises 
'reten, der meiner Ansicht nach doch nur eine Formalität ist 
and vollkommen ersetzt wird durch die Urteilsbegründung 
[nebenbei erwähnt würde ich diese Möglichkeit nicht auf Jugend- 
iche beschränken, sondern auch gegen Erwachsene eröffnen). 
Es handelt sich um einen unbedingten Straferlaß. Ich 
i^iederhole die Begründung, die ich an einem anderen Orte 
[Teilreformen S. 16) beigegeben habe. Der unbedingte Nicht- 
lusspruch einer Strafe hat gegenüber der auf fremdem Boden ge- 
wachsenen, auf ganz andersgeartete Verhältnisse zugeschnittenen 
und auch im Ursprungslande in ihrer Wirkung höchst zweifei- 
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haften Einrichtung des bedingten Straferlasses oder gar 
der bedingten Verurteilung vor allem den Vorzug, daß die 
Strafrechtspflege nicht gezwungen wird, an eine an sich un- 
bewiesene Voraussetzung förmlich eine Belohnung zu knüpfen. 
Die sogenannte gute Führung während der Bewährungszeit 
bleibt nämlich notwendig in der großen Zahl der Fälle eine 
bloße Annahme aus Mangel des Gegenbeweises, sie^ kann in 
zahlreichen Fällen sich als Prämie der Schlauheit darstellen. 
Mit dergleichen Unaufrichtigkeiten soll man dem Strafrechte 
ferne bleiben. Alle angeblich wohltätigen, erziehlichen Wir- 
kungen der sogenannten Bedingung sind eitel Schein. Die 
Gefahr, eine bedingt auferlegte geringe Strafe abbüßen zu 
müssen, hält nicht mehr von der Begehung einer neuen Straf- 
tat ab, als die auf diese selbst gesetzte Strafandrohung und 
die Tatsache, daß der Rückfällige eben als solcher behandelt 
zu werden in Betracht ziehen muß — wenn er überhaupt die 
Strafe in Betracht zieht. Wir leben in einer realen Welt und 
haben keinen Anlaß, fremde Einrichtungen abzuschreiben, weil 
einzelne Theoretiker vom grünen Tisch weg mit ihnen die 
alt gewordene Wissenschaft zu verbrämen suchen. Man hat 
den Versuch gemacht, der bedingten Verurteilung große Er- 
folge zuzuschreiben; seit aber die deutsche Statistik gelehrt 
hat, daß dort von den Nichtvorbestraften innerhalb 3 Y2 Jahren 
weniger (12,4 — 13,37o) rückfällig werden, als von den bedingt 
Begnadigten oder bedingt Verurteilten (Belgien 16,57o)> unter- 
läßt man es, sich auf die Statistik zu berufen. Die so viel 
gerühmten Erfolge haben sich in ebensolche Mißerfolge ver- 
wandelt, indem — soweit auf die Statistik etwas gegeben werden 
kann — die bedingte Verurteilung und der bedingte Straferlaß 
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den Rückfall fördert und nicht einschränkt. Allerdings mag 
dabei in Anschlag zu bringen sein, daß durch die Überwachung 
während der Probezeit mitunter kleinere Straffälligkeiten zum 
Vorschein kommen, die sonst niemand beachten würde. Nicht 
zu übersehen ist ferner, daß der bedingt zu einer Strafe 
Verurteilte einem bedenklichen Drucke seiner Umgebung aus- 
gesetzt ist — wie der Ticket -of-Leave- man des englischen 
Rechtes. 

Man glaubt den Gefahren der Überwachung dadurch begegnen 
zu können, daß man statt Polizeiorgane Fürsorgeorgane ver- 
wendet — als ob diese über den Verdacht der Wichtigtuerei, 
der Taktlosigkeit und der Aufdringlichkeit erhaben wären. Das 
Richtigste bleibt es, in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle 
straffällig Gewordene mit der Fürsorge zu verschonen, wenn 
sie derselben nicht bedürftig sind. Es ist eine Erfahrungs- 
tatsache, daß ein nicht geringer Teil der angeblichen Erfolge 
der Fürsorgetätigkeit gegenüber Sträflingen in Nichts zerrinnt, 
weil die entlassenen Sträflinge ohne diese Tätigkeit dasselbe 
Fortkommen gefunden hätten. 

Ganz entschieden muß dagegen Stellung genommen werden, 
daß der bedingte Straferlaß und die bedingte Verurteilung 
gewissermaßen als eine unabweisliche Forderung jeder modernen 
Strafgesetzgebung bezeichnet wird. Damit will man sich den 
Beweis der Nützlichkeit der Einrichtung ersparen und ihn durch 
ein Schlagwort ersetzen, das sich modern und populär aus- 
nimmt. Daß verschiedene Gesetzgebungen die Einrichtung auf- 
genommen haben, beweist gar nichts — wenn man weiß, wie 
solche Kopien fremder Einrichtungen, die gerade in der Mode 
sind, zustande kommen, es macht es eben einer dem anderen 
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nach. Im übrigen glaube ich auf das verweisen zu können, 
was seit Beginn der Bewegung gegen sie vorgebracht wurde, 
auch ich selbst habe zu der Frage wiederholt Stellung ge- 
nommen (so „ Straf falligkeit und Strafzumessung^ 1897 und so 
in jüngster Zeit „Statistik der bedingten Verurteilung in Belgien 
und Frankreich" Gerichtssaal B. 62, „Die deutsche Rückfall- 
statistik", Archiv für Kriminalanthropologie 19, Juristische 
Blätter 1906 No. 30, „Grenzen der Kriminalstatistik" statisti- 
sche Monatsschrift 1907). 

Der bedingte Straferlaß ist gegenüber Jugendlichen noch 
bedenklicher als gegenüber Erwachsenen, da die zu setzende 
Bedingung gerade in der Altersperiode der aufsteigenden Straf- 
fölligkeit unbedingt zu Mißerfolgen oder zur leeren Form herab- 
sinken muß. Es war dies ja der Grund, warum selbst v. Liszt, 
ungeachtet seiner Stellungnahme für den bedingten Straferlaß 
dessen Einführung bei Jugendlichen für bedenklich erachtete. 
Eine Bestimmung, nach der bei Straftaten, die bis zu 6 Mo- 
naten Freiheitstrafe oder Geldstrafe bis 2000 K. bedroht sind, 
gegenüber unbescholtenen Erwachsenen und Jugendlichen 
von einer Strafe unbedingt abgesehen werden kann, erfüllt 
den Zweck, Erstverurteilten eine Strafe zu ersparen, wenn 
gegebenenfalls eine solche überflüssig erscheint, vollständig. 
Erweist sich die Voraussetzung als unrichtig und tritt trotz der 
Warnung ein Rückfall ein, dann verfällt der Rückfällige eben 
der neuen Strafe, die infolge der Rückfälligkeit strenger aus- 
fallen wird. 

An sich erwägenswert wäre der Vorschlag, bei Jugendlichen 
den Legalitätsgrundsatz bei der öffentlichen Anklage zu durch- 
brechen (Schmölder, Die verwahrlosten Kinder 9. 5. 49. 157). 
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Dazu gehört jedoch eine ganz andere Organisation der Staatsan- 
waltschaft bei den Einzelgerichten, als sie in Osterreich, vielleicht 
auch in Deutschland besteht. Dem Durchbruch des Legalitäts- 
grundsatzes stehen außerdem andere schwere Bedenken entgegen. 

b) Bei der großen Masse der zu verurteilenden Jugendlichen 
handelt es sich um Straftaten, die zweifellos eine Strafe ver- 
dienen, bei denen aber ebenso zweifellos kein Erziehungsbe- 
dürfnis erweislich ist. Diese machen die Statistik der Straf- 
fälligkeit und Rückfälligkeit Jugendlicher. Einzelne verfallen dem 
Verbrechertum, sie unterscheiden sich aber zunächst von ihren 
Altersgenossen durch nichts. Hier ist die Strafe so einzu- 
richten, daß sie geeignet ist, ihren Zweck (Vorbeugung der 
Straffälligkeit und Rückfälligkeit) zu erfüllen, und den Jugend- 
lichen keinem verderblichen Einfluß aussetzt. Bei der Geld- 
strafe entföllt diese Gefahr, ihr Anwendungsgebiet ist jedoch 
naturgemäß beschränkt. Es wird sich daher regelmäßig um 
Freiheitstrafen handeln, die zur Anwendung kommen müssen 
(wobei Zuchthaus ausgeschlossen ist und eine Herabsetzung 
der Höchstmaße, wie bisher stattzufinden hätte). 

Ich habe bereits hervorgehoben, daß ich unbedingter Anhänger 
der Einzelhaft auch bei Jugendlichen bin. Sie ermöglicht 
kurze Strafen, sie verhindert nachteilige Einflüsse. Auch bei 
Bildung verschiedener Abteilungen können diese Einflüsse nie 
hintangehalten werden. Mir untersteht eine Jugendstrafanstalt 
mit 3 solchen Abteilungen, auch in der besten besteht die 
latente Gefahr der Verderbnis. Der verderbliche Einfluß eines 
Einzigen ist regelmäßig bereits eingetreten, bevor die Gefängnis- 
verwaltung über den Charakter dieses Einzelnen sich ein Urteil 
verschaffen konnte. Man darf eben nicht vergessen, daß die 

Hoegel, Einteilung. 8 
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Tatsache bisheriger Unbescholtenheit über den Charakter wenig 
Aofechluß gibt. 

In bezug auf die Einzelhaft stehe ich nicht allein (unter den 
Österreichern haben sich mir Lenz und Löffler in dieser 
Richtung angeschlossen). Ich fasse die Sache natürlich nicht 
derart doktrinär auf, daß ich etwa keine Ausnahmen gelten lasse. 
Ich bin beispielsweise nicht für vollständige Absonderung in 
Schule und Kirche, die ja doch durchbrochen wird. Hat man 
Grundstücke zur Verfügung, so kann man Jugendliche der 
ländlichen Bevölkerung bei Tage landwirtschaftlich beschäftigen 
— in der Nacht gehören sie in ihre Zelle, ebenso wenn sie 
nicht gut tun. Verträgt ein Jugendlicher die Einzelhaft aus- 
nahmsweise nicht, dann ist es häufig besser, ihn mit einem 
unbedenklichen Erwachsenen zusammenzusperren, als mit einem 
bedenklichen Altersgenossen. Dies gilt insbesondere für die 
Hafträume der Einzelgerichte (Bezirksgerichte, Amtsgerichte), 
wo sich stets ältere Sträflinge unbedenklicher Art befinden 
werden. 

Man kann nun einwenden, daß es sich nicht bloß um kurz- 
zeitige Strafen handle. In dieser Richtung geben sich die 
Meisten einer großen Täuschung über die Zahl der zu lang- 
zeitigen Freiheitstrafen verurteilten Jugendlichen hin. In Öster- 
reich ist diese Zahl äußerst gering. Die ungeheure Mehr- 
zahl verbüßt Freiheitstrafen bis zu 6 Monaten oder höchstens 
1 Jahr. 

Im Jahre 1905 wurden wegen Verbrechens (des österreichi- 
schen Rechtes, daher einschließlich zahlreicher Tatbestände, die 
in Deutschland nur Vergehen bilden) 6736 Jugendliche von 
14 — 18 Jahren verurteilt, hiervon zu Kerker strafen 
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Nun ist es klar, daß von den zu Strafen über 1 Jahr Ver- 
urteilten nur ein geringer Bruchteil in die jetzt erörterte Gruppe 
fällt, den meisten derselben klebt bereits das Merkmal der 
Verwahrlosung und sittlichen Verkommenheit an. 

Es ist daher eine Utopie, wenn Lenz (Das Jugendstrafrecht 
S. 56) für Jugendliche das Progressivsystem verficht, ganz ab- 
gesehen davon, daß die Zukunft der Freiheitstrafe meiner 
Ansicht keineswegs diesem System gehört, soweit es nicht 
bloß in der Disziplinarklasseneinteilung besteht. Gerade in 
England hat es sich nicht bewährt, die englische Gefängnis- 
strafe wird in der Zelle vollstreckt — beim Vollzug der Zucht- 
hausstrafe geben sich die Engländer keinen Illusionen hin. 
Das gemischte System der österr. Strafanstalten ist ein Muster 
dieser Art. Was die Zellenhaft erreicht hat, verdirbt die Ge- 
meinschaft, das nennt man zur Freiheit erziehen. Theoretische 
Experimente kann man auf diesem Gebiete nicht machen, ihr 
Mißerfolg würde zugleich die Vernichtung zahlreicher Menschen 
im Gefolge gehabt haben, bevor man sich entschließt, umzu- 
satteln. (Das jüngst erschienene Werk von Lenz: Die anglo- 

8* 
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amerikanische Reformbewegung im Strafrecht konnte ich nicht 
mehr berücksichtigen.) 

Ich muß ferner von allzuviel Erziehungsversuchen abraten. 
Die fortwährende „Einwirkung^ durch Beamte, Lehrer und 
Geistliche kann nur zu leicht zum entgegengesetzten Ergebnis 
führen. Für die große Masse wirkt die Zellenhaft von selbst, 
wenigstens in dem Sinne, daß sie nicht, wie die Gemein- 
schaft mit Altersgenossen, die Scheu vor dem Gefängnis be- 
nimmt. 

c) Die dritte Art ist jene, bezüglich deren das Strafgericht 
infolge vorhandener sittlicher Verwahrlosung oder der Ge- 
fahr einer solchen neben der Strafe auf Abgabe in eine 
Besserungsanstalt erkennt, oder diese Entscheidung vom Vor- 
mundschaftsgericht getroffen wird. Ob nun in diesen Fällen 
kurze Freiheitstrafen (etwa bis 1 Monat) in der Besserungs- 
anstalt zu verbüßen wären, halte ich für keine sehr wichtige 
Frage, da die meisten dieser Jugendlichen sich ohnehin bereits 
in Untersuchungshaft befinden werden (wie ich meine, abge- 
sondert). Längere Freiheitstrafen sind jedenfalls im Gefängnis 
zu vollstrecken und zwar soweit dies tunlich ist, gerade bei 
solchen Jugendlichen in Einzelhaft. Bei vielen kann die Einzel- 
haft noch eine Wirkung ausüben, so daß die Besserungsanstalt 
überflüssig wird. Jedenfalls benimmt sie den verdorbenen 
Elementen die erwünschte Gemeinschaft mit Gesinnungsver- 
wandten. 

Eine strenge Scheidung dieser 3 Arten ist begreiflicherweise 
ausgeschlossen. Reiht der Richter unrichtig in die erste Art, 
so wird der Mißerfolg sich allenfalls im Rückfall zeigen, dem 
Jugendlichen war aber noch einmal Gelegenheit gegeben, die 
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Strafe zu vermeiden. Bei Prüfung der Frage der Besserungs- 
anstalt wird mit großer Gewissenhaftigkeit vorgegangen werden 
müssen, d. h. dieses Mittel wird nur anzuwenden sein, wenn 
die Strafe zweifellos allein nicht ausreicht. In dieser Richtung 
stehe ich auf einem der heutigen Bewegung geradezu ent- 
gegengesetzten Standpunkte. 

Eine einschneidende Bestimmung zugunsten der Jugendlichen 
würde ich in der Richtung vorschlagen, daß sie nicht bloß nie 
zu der schwersten Freiheitstrafe (Zuchthaus) zu verurteilen 
wären, sondern daß die Verurteilung zu Gefängnis gleichzeitig 
die Verurteilung wegen Verbrechens ausschließt. Es ist dies 
die Konsequenz des Gedankens, den ich an einem früheren 
Orte zum Ausdruck brachte. 

Sogenannte Ehrenfolgen strafrechtlicher Natur würden nach 
meinen Vorschlägen überhaupt, daher auch bei Jugendlichen 
nicht eintreten, es entfällt daher die Notwendigkeit, sich mit 
der Rehabilitation zu beschäftigen. 

Von der Tatsache der Verurteilung muß man Kenntnis nehmen 
können, wenn es sich um eine Frage der Vertrauenswürdig- 
keit, der Glaubwürdigkeit oder der Beurteilung des Charakters 
handelt. Diese Fortdauer des Strafregisters hat mit einer Be- 
scholtenheit (s. Löffler, Strafrechtliche Behandlung Jugend- 
licher 1908 S. 40 u. f.) nichts zu tun, die strafrechtliche Be- 
scholtenheit endet mit den Rückfallsfolgen, die gesellschaftliche 
steht außerhalb des Strafrechtes und ist an strafrechtliche Ver- 
urteilungen nicht gebunden (siehe meine „Die Rehabilitation '^ 
M. f. Kriminalpsychologie B. 3 und allg. österr. Gerichtszeitung 
1906 No. 18). 

5. Ich will nur noch kurz die Frage streifen, welche be- 
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sondere Bestimmungen prozeBrechtlicher Natur gegen Jugend- 
liche Platz zu greifen hätten. Auch hier beschränke ich mich 
darauf, das zu wiederholen, was ich kürzlich an einem anderen 
Orte (Teilreformen S. 58 u. f.) ausgeführt habe. 

Gegen die Übertragung der amerikanischen Jugend- 
gerichte auf unsere wesentlich anders gearteten Verhältnisse 
bestehen wesentliche Bedenken. Nach dem anglo- amerika- 
nischen Rechte können Kinder von 7 — 14 Jahren vor den Straf- 
richter gestellt werden. Dies ist allerdings ein ganz unzweck- 
mäßiges Verfahren, indem Personen dieses Alters überhaupt 
nicht strafrechtlich verantwortlich gemacht werden sollen. Für 
Jugendliche im Alter von 14 — 18 Jahren steht die Frage wesent- 
lich anders, und es ist in hohem Grade fraglich, ob in den 
Vereinigten Staaten nach Ausscheidung der Unmündigen jemals 
an die Errichtung von besonderen Jugendgerichten gedacht 
worden wäre. Dazu kommt, daß die Strafgerichtsbarkeit in 
England und Amerika in bezug auf die nicht dem Schwur- 
gerichte überwiesenen Sachen wesentlich anders organisiert 
ist wie bei uns, es fehlt insbesondere die Identität der richter- 
lichen Ausbildung der Vormundschaftsrichter und der Polizei- 
richter, die bei unseren bald mit streitiger und außerstreitiger 
Zivilrechtspflege, bald mit der Strafgerichtspflege betrauten 
richterlichen Beamten vorhanden ist. Die Sache spielt über- 
haupt nur in einzelnen großen Städten eine Rolle, gerade in 
diesen ist aber die Ausscheidung des Strafrichteramtes über 
Jugendliche aus der zuständigen Gerichtsbarkeit von Nachteilen 
für die Strafrechtspflege begleitet, da sowohl der Zusammen- 
hang mit anderen erwachsenen Angeklagten, als auch die Kennt- 
nis der für die Strafsache wesentlichen Verhältnisse in Frage 
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kommt. Im übrigen fehlt uns jeder Nachweis, daß sich diese 
Einrichtung sowie die sonstigen Einrichtungen auf dem Gebiete 
des Jugendstrafrechtes in den Vereinigten Staaten wirklich be- 
währt haben. 

Von Liszt hat in der Versammlung der I. Kr. V. zu Ham- 
burg vollkommen zutreffend ausgeführt: „Es sind alle diejenigen, 
die unter dem 14. Lebensjahre stehen, für uns überhaupt nicht 
in. Frage. Wir können es mit dem alten Schlagworte formu- 
lieren: die Schulkinder gehören nach unserer Überzeugung 
niemals, unter gar keinen Umständen vor den Strafrichter; das 
ist ja auch der Grund, weshalb uns die ganze Bewegung 
— der Herr Kollege Pries hat im einleitenden Vortrage da- 
rauf hingewiesen — zugunsten der Children courts, der 
Gerichtshöfe für Jugendliche, sehr wenig interessiert. 
Wir wollen keine irgendwie gestaltete Gerichtshöfe für Kin- 
der, sondern jede Gerichtsbarkeit über sie vollständig aus- 
schließen.* 

Wenn man die Bewegung zugunsten der Jugendgerichtshöfe 
schärfer beobachtet, so kann man sich des Gedankens nicht 
erwehren, daß hinter dem geschäftigen Eifer, mit dem die Sache 
vertreten wird, und hinter den allzu überschwänglichen Ge- 
fühlsergüssen sehr viel Übertreibung steckt. 

Ich bin, wie ich dies bereits (Straffälligkeit und Strafzu- 
messung) ausgeführt habe, für die Beiziehung des gesetzlichen 
Vertreters als Beistandes zur Hauptverhandlung und für die 
Bestellung von Verteidigern im Gerichtshofverfahren. Im Einzel- 
richterverfahren ist dies überflüssig. Ich bin ferner dafür, daß 
nach Möglichkeit bei Verhandlungen gegen Jugendliche die 
Öffentlichkeit auszuschließen sei, um sie einerseits vor den 
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Nachteilen der Öffentlichkeit mit Bezug auf ihr künftiges Fort- 
kommen zu bewahren und andererseits ihnen die Möglichkeit 
zu benehmen, sich in der Rolle des Angeklagten zu gefallen. 
Dabei muß aber im Falle mitangeklagter Erwachsener dem 
Rechte dieser auf Öffentlichkeit des Verfahrens Rechnung ge- 
tragen werden. 



IV. Die Lehre vom geborenen Verbrecher. 

1« Wäre die Lehre vom geborenen Verbrecher in der 
Tat — wie es noch vor wenigen Jahren (siehe Liszt, M, 
d. I. K. V. 4. S. 125, 134, 139, und Z. f. g. Str. 9 S. 462) 
den Anschein hatte — abgetan, so könnte mit wenigen Worten 
über diese verworrene, unwissenschaftliche Episode in der Ge- 
schichte der Psychiatrie hinweggegangen werden. In Wirklich- 
keit spielt der geborene Verbrecher noch immer nicht bloß in 
den Systemen der italienischen Positivisten, sondern auch bei 
einzelnen deutschen Schriftstellern eine Rolle, wenn auch seine 
juristischen Vertreter wesentlich kleinlauter geworden sind und 
eine Vorrede, wie sie 1887 Kirchenheim zu Lombroso 
(Der Verbrecher) geschrieben hat, kaum mehr möglich wäre. 
Es ist insbesondere vom Standpunkte der psychiatrischen 
Wissenschaft bedauerlich, daß diese so marktschreierisch in 
Umlauf gesetzte Lehre ernst genommen und nicht sofort mit 
der entsprechenden Rücksichtslosigkeit zurückgewiesen wurde, 
denn diese Lehre hat nicht nur viele Köpfe verwirrt, sondern 
auch neben anderen vorschnell in die Welt gesetzten Hypo- 
thesen dem Ansehen der Psychiatrie als Wissenschaft wesent- 
lich geschadet. Ich halte mich für verpflichtet, hier bereits 
hervorzuheben, daß ich weit entfernt davon bin, die Psychiatrie 
als Wissenschaft anzugreifen, oder mich dem oberflächlichen 
Urteile derjenigen anzuschließen, die mit Rücksicht auf unbe- 
wiesene Hypothesen und oberflächliche Behauptungen einzelner 
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oder wegen einzelner unrichtiger Diagnosen gegen die Psy- 
chiater im allgemeinen ins Feld ziehen. Das wäre ein ganz 
verkehrter Standpunkt. Ich bekämpfe nur das, was ich für 
sachlichen Irrtum oder verwerflichen Auswuchs halte und glaube, 
daß dies auch im Interesse der psychiatrischen Wissenschaft ge- 
legen ist. 

Ich habe mich vor längerer Zeit (Die Kriminalanthropologie 
Gerichtssaal B. 51) ausführlich mit dieser Sache befaßt und 
begnüge mich hier im Anschluß an meine damaligen Aus- 
führungen mit einigen Verweisen. 

Lombroso vermeint in der Einleitung seines mit Ferrero 
gemeinsam verfaßten Buches „Das Weib als Verbrecherin und 
Prostituierte^ die Gegner damit abzufertigen, daß er hinweist 
„auf die intellektuelle Feigheit Vieler, die unfähig zu eigener 
Untersuchung und zur Aneignung von Forschungen Anderer, 
unfähig zu begreifen, daß die Natur nicht Logik ist, von diesen 
Gegensätzen (im Typus) ausgehen, um die neuen Theorien in 
den Augen der großen Masse zu diskreditieren'. Auf diese 
Weise brauchte man sich nur als Forscher aufzuspielen, um 
jede Kritik verstummen zu machen. Im übrigen haben Lom- 
broso und seine Gefolgschaft selbst die Diskreditierung dieser 
„Wissenschaft" gründlich besorgt und sind sie es und nicht 
die „Dialektiker", die von der Natur Logik verlangen, indem 
sie aus jeder scheinbaren Unregelmäßigkeit ein von der Natur 
wohlüberlegtes Merkmal ableiten — auch wenn sie selbst wie 
aus dem Bildnisse Lombrosos, das dem oben angeführten 
Buche beigegeben ist, hervorgeht, an dem psychologischen Merk- 
male der Eitelkeit und dem physiologischen eines nicht ein- 
wandfreien Ohres leiden. Es ist ein matter Scherz, wenn 
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Kurella (Naturgeschichte des Verbrechers) meint, daß den 
juristischen Gegnern um ihre Existenzberechtigung bange sei. 
Damit macht er sich derselben Selbstüberschätzung schuldig, 
wie seine Vorbilder, deren Bücher er übersetzt hat. Vor allem 
ist es eine nicht scharf genug zurückzuweisende Anmaßung, 
wenn den Kriminalisten zugemutet wird, sie hätten sich bisher 
mit dem Verbrecher als Menschen nicht befaßt. Auf ange- 
wachsene Ohrläppchen oder die ganzen Volksstämmen eigen- 
tümlichen Henkelohren und Prognathien haben sie sich aller- 
dings nicht verlegt. In der Wissenschaft gilt nur der Beweis 
und geht es nicht an, daß sich einer den Titel und Charakter 
eines Forschers beilegt und nun von den anderen mit der 
Miene des Gelehrten verlangt, daß ihm geglaubt werden müsse, 
weil er eben ein Forscher sei. Solange keine besseren Argu- 
mente kommen, erlauben wir uns die Behauptung, daß wir die 
Verbrecher besser kennen, als Psychiater vom Schlage Lom- 
brosos und Genossen, weil wir uns mit ihnen eingehender 
befassen und die Dinge natürlicher ansehen. 

Der zunächst in die Augen fallende Widersinn liegt darin, 
daß die Schule Lombrosos einen geborenen Verbrecher auf- 
stellt, sich aber den Verbrecherbegriff von uns Kriminalisten 
ausleiht. Sie lassen sich zuerst von uns die Diagnose auf 
Mörder, Diebe oder Betrüger stellen und forschen dann auf 
Merkmale, aus denen sie nicht bloß den Verbrecher, sondern 
sogar das Spezialfach erkennen wollen. Dieses Kunststück 
behaupten nicht bloß die psychiatrischen Anhänger der Lehre 
zuwegezubringen, sondern auch der Advokat und Professor 
Ferri, ein Zeichen, daß es uns auch im kriminalanthropo- 
logischen Zeitalter nicht schlecht ginge. Ist ein Dieb so ge- 
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mein, den Mördertypus zu besitzen, so nimmt Ferri (Das Ver- 
brechen als soziale Erscheinung S. 53) „stets an, daß er auch 
eine Bluttat begangen hat, und sehr oft ist es ihm bei Er- 
kundigungen gelungen, das bestätigt zu finden^. Es dürfte 
vielleicht die Frage gestattet sein, ob sämtliche Soldaten, die 
einen Feldzug hinter sich haben, den Mördertypus aufweisen 
müssen — vorher besitzen sie nach den Forschungen Ferris 
nur ausnahmsweise Verbrechertypus. Die „exakte Forschung** 
scheint vorläufig nicht klar gestellt zu haben, wie sich die Natur 
zu den verschiedenen Arten der vorsätzlichen Tötung, der 
gebotenen, erlaubten, entschuldbaren und strafbaren verhält, 
und ob sie sofort mit der Verabreichung von Merkmalen ein- 
setzt, wenn die Gesetzgebung aus einer erlaubten, eine ver- 
botene Tötung macht, wie beipielsweise bei der Tötung des Ehe- 
brechers, oder ob die Natur überhaupt ihr geheimes Strafrecht 
besitzt, das von jenem der verschiedenen Staaten unabhängig 
ist. Die Kriminalanthropologen machen es sich freilich bequem; 
wer die von ihnen vorgeschriebenen Merkmale nicht besitzt, 
ist ein „unechter* Verbrecher, auch wenn er noch so viel auf 
dem Kerbholz hat, und wer solche Merkmale besitzt ohne 
etwas angestellt zu haben, ein unentdeckter oder künftiger 
Verbrecher. 

Wie diese Art von „Forschern" die Kriminalstatistik miß- 
handelt, um für sich günstige Ziffern herauszubekommen, wird 
nur noch überboten durch die Oberflächlichkeit, tendenziöse 
Herstellung und Verwertung ihrer eigenen angeblich anthro- 
pologischen Statistik. Es zeugt von einer bedeutenden Minder- 
wertigkeit der Durchschnittsleser, daß sie sich solches Zeug 
als Wissenschaft vorsetzen lassen. 



IV. Die Lehre vom geborenen Verbrecher. 125 

Die in nach Rasse und Volksstamm verschiedenen Ländern 
erhobenen Merkmale werden ohne weiteres einander gegen- 
übergestellt. Dasselbe geschieht in Strafanstalten mit nicht 
homogener Bevölkerung. 

So wird ohne weiteres die Behauptung in Umlauf gesetzt» 
daß die Verbrecher »meist hoher Statur^ seien, während die 
Größe naturgemäß davon abhängt, aus welchen Kreisen die 
Verbrecher stammen. Ein Blick in die innere Einrichtung der 
anthropometrischen Zentralen hätte genügt, um zu erfahren» 
daß die Einteilung der einzelnen Maße in groß, mittel und klein 
in den verschiedenen Staaten je nach dem Durchschnitte In, 
der Bevölkerung verschieden getroffen werden muß, weil sonst 
in die Registerabteilungen ungleiche Mengen von Meßkarten 
kämen. Kurella behauptet, „daß bei 6.8% aller Anatomie- 
schädel, die doch eine große Zahl von Verbrecherschädeln 
einzuschließen pflegen, die Stirnnaht bis ins reifere Alter be- 
stehen bleibt''. Ist es an sich ein starker Tabak von 6.8 7o 
aller Anatomieschädel zu sprechen, als ob Kur eil a ein der- 
artiges umfassendes Material vorgelegen wäre, um einen solchen 
auf Zehntel ausgerechneten und daher als höchst „exakt^ im- 
ponierenden Prozentsatz apodiktisch behaupten zu können, so 
ist es zunächst vollkommen falsch, daß die Anatomieschädel 
eine große Zahl von Verbrecherschädeln einzuschließen pflegen. 
Diese Behauptung wird kaum ein Vorstand eines größeren 
anatomischen Institutes unterschreiben. Werden die Institute 
für gerichtliche Medizin einbezogen, so überwiegen jedenfalls 
die Schädel der Opfer von Verbrechen weitaus jene der Ver- 
brecher. Wenn aber die Statistik zufällig einen größeren Pro- 
zentsatz von nicht verwachsenen Pfeilnahten bei den Verletzten 
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ergeben würde, müßte folgerichtig der Schluß gezogen werden, 
daß Leute mit nicht verwachsener Pfeilnaht mit Vorliebe er- 
schlagen, erstochen oder erschossen werden. Eine ähnliche 
Exaktheit liegt vor, wenn die Größe von Verbrecherschädeln 
gemessen und verwertet wird, ohne daß in Betracht gezogen 
wurde, auf welchem Körper dieser Schädel gesessen ist. Der 
Schädel von Charlotte Corday wird von Lombroso reich an 
Anomalien gefunden — jedem Unbefangenen wird sich der Ge* 
danke aufdrängen, daß dieser Schädel für Verbrecherstudien 
jedenfalls weniger geeignet war, als jener von Marat ge- 
wesen wäre. 

2. Unterzieht man die körperlichen Degenerations- 
merkmale einer Kritik, so zeigt sich sofort die Oberflächlich- 
keit und der Dilettantismus dieser angeblichen Anthropologen. 
Ich halte mich an meine eingangs erwähnte Darstellung, in der 
ich mich insbesondere auf Ranke und auf Baer (Der Ver- 
brecher in anthropologischer Beziehtmg) berufen habe. 

Ranke führt in seinem Buche vom Menschen in klarer 
Weise den Nachweis, daß wir durch Mittelwerte und noch so 
große Reihen von Messungen der Körperverhältnisse lebender 
Wesen niemals den absolut exakten Ausdruck der gesetzmäßigen 
Proportion des einzelnen Wesens erhalten werden, daß die Natur 
bei der Formbildung der Organismen überhaupt nicht nach dem 
absolut gleichen Schema arbeite, daß insbesonders ein voll- 
kommen exakter einheitlicher Typus der Formgestaltung in einer 
größeren Bevölkerung nicht bestehe, daß sich der Typus inner- 
halb der gleichen Altersklasse, des gleichen Geschlechts, nach 
Beschäftigung und Lebensweise, mit der stärkeren oder ge- 
ringeren physiologischen Inanspruchnahme der einzelnen Körper- 



IV. Die Lehre vom geborenen Verbrecher. 127 

teile ändere. Wenn wir ferner alles das im Auge behalten, 
was er an einer späteren Stelle im zweiten Teile seines Werkes 
über die sogenannten Mißbildungen sagt, wie er ausführt, warum 
dieselben gerade bei den Kulturvölkern auftreten, wie sie aber 
alle ebensowenig wie gewisse Besonderheiten im Baue bei 
Nichteuropäern einen Übergang zu Pithekoiden darstellen, wie 
sich alle die Besonderheiten auf ethnische Eigenschaften, Lebens- 
weise und die Art des Wachstums aus dem Eie zurückführen 
lassen, dann erscheinen uns die körperlichen Verbrechermerk- 
male zum Teile absichtlich mit dem Scheine der Bedeutung 
umkleidete Nichtigkeiten, zum anderen kleineren Teile aber 
als mögliche Kennzeichen pathologischer Zustände. 

Es ist begreiflich, daß sich die Menschen, sobald sich ihre 
Denkarbeit vertiefte, zunächst Vorstellungen über den Einfluß 
der Gestaltung des Schädels auf die Geistestätigkeit machten, 
und bekanntlich haben sich schon die alten Griechen einge- 
bildet, die Stime sei der Sitz des Denkens und dementsprechend 
sich ihren Zeus vorgestellt. Dabei mögen ebenso physiologische 
Gründe mitgespielt haben, als bei der Vorstellung, daß das 
Gefühl im Herzen sitze. Es ist naheliegend, daß bei der 
heutigen klareren, wenn auch nicht vollkommen geklärten Kennt- 
nis von den Verrichtungen des Gehirns, die Kriminalanthropo- 
logen hier vorwiegend ihre Beweise suchten. 

Baer gibt eine ausführliche Darstellung der heute abgetanen 
Lehre der Phrenologie (Gall), welche sich für jede Seelen- 
tätigkeit einen abgesonderten Platz auf der äußeren Schädel- 
kapsel aussuchte, und der Kranioskopie, welche sich das Ge- 
hirn in seinen drei Teilen (vorderes, mittleres und Kleinhirn 
oder Stirn, Scheitel und Hinterhauptshim) als Sitz des Geistes 
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(Erkennens, Vergleichens und Urteilens), des Gefühls und end« 
lieh des Instinkts (der Leidenschaften, des Willens und Ge- 
schlechtslebens) vorstellte und je nach der Entwicklung dieser 
Teile den Menschen beurteilte, Baer führt weiter aus, wie 
man in der Folge auf dem Wege der Schädelmessung (Kranio- 
metrie) die Grundsätze der heutigen Schädellehre gewonnen 
hat, die einerseits Zwecken der Völkerkunde (Ethnologie), 
andererseits der Ermittlung der physiologischen Gesetze des 
Schädelwachstums dienstbar gemacht wurden, und welche in 
der Folge zu vergleichenden Messungen bei Leuten mit an- 
geborenen oder seelischen Mängeln, Geistesstörung, und schließ-* 
lieh auch bei Verbrechern führten. 

Das Ergebnis dieser Messungen an Verbrechern führt Baer 
in stattlichen Ziffernreihen vor. Die Widersprüche in den- 
selben, gleichviel ob die Messungen an Totenschädeln oder an 
Lebenden vorgenommen wurden (Kephalometrie) und noch dazu 
bei demselben Volksstamme, sind auffällig. Was vor allem die 
Schädelkapazität betrifft, so zeigt Baer unter anderem, daß 
der Durchschnitt von 1451 — 1500 ccm bei Mördern, Dieben 
und gewöhnlichen Sterblichen 15, 17.6 und 15.5% beträgt, 
also fast gleich ist. Die Kriminalanthropologen wollen nach- 
weisen, daß die Verbrecher einen Rückschlag zum Atavismus 
und „damit^ eine Annäherung zu den Pithekoiden bilden. Nun 
ist die Lehre von der Nähe der Atavisten und Pithekoiden und 
von den Pithekoiden selber unerwiesen. Ranke erläutert dies 
sehr klar dahin, daß man bisher Menschenrassen oder Stämme, 
heutige, historische oder prähistorische nicht aufgefunden habe, 
welche im ganzen Körperbau dem Menschenaffen näher stünden, 
als der Europäer. Er führt die Menschenähnlichkeit der Affen 
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und die Affenähnlichkeit der Menschen auf das richtige Maß 
zurück, indem diese Ähnlichkeiten nur äußerliche seien, wirk- 
liche pithekoide Merkmale am Menschenschädel noch nicht ge- 
funden seien. So schwanke insbesondere die Kapazität in Alt- 
bayern von 1260 — 1780 ccm beim Manne, von 1100 — 1683 ccm 
beim Weibe, betrage dagegen beim männlichen Gorilla nur 
461 — 605 ccm, beim weiblichen 383 — 563 ccm. Nur das vor- 
gelagerte „Gesicht'' der Affen verhelfe ihm zu seiner Menschen- 
ähnlichkeit. Ranke führt (nach Weißbach) an, daß die Neger 
mit ihren langen Armen und Beinen ebenso weit vom Affen 
entfernt sind, als die Chinesen mit ihren kurzen. 

In Ansehung des Horizontalumfanges des Schädels be- 
merkt Baer, daß nach allgemeiner Meinung bei gewissen Maß- 
größen nach kleinster und größter Seite (Mikro- und Makro- 
kephalie) eine normale Gehirntätigkeit ausgeschlossen sei. Bei 
den Verbrechern sei nun allerdings eine größere Vertretung 
in den niederen Reihen aus den gemachten Beobachtungen zu 
berechnen, doch sei das Prozentverhältnis für die Behauptung 
einer Gesetzmäßigkeit zu unbedeutend. Ranke zeigt, wie der 
Horizontalumfang bei den Hottentotten, Akka und Kongoneger- 
weibem am größten sei und der Europäer in dieser Richtung 
ziemlich tief in der Reihe stehe. 

Ganz ähnlich steht es mit dem Längen- und Breiten- 
durchmesser. Zur Ermittlung der Schädelmaße wird der 
Schädel aufrecht, das heißt in die vom Menschen im lebenden 
Zustande beobachtete Haltung gestellt. Hierzu wird gewöhn- 
lich die deutsche Horizontale, nämlich die Linie als Wagrechte 
benützt, welche die Verbindung des tiefsten Punktes des unteren 
Randes der Augenhöhle mit dem senkrecht über der Mitte der 

Hoegel, Einteilung. 9 
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Ohröffiaung liegenden Punkte des oberen Randes des knöchernen 
Gehörganges bildet Sonach liegt oberhalb und parallel mit 
dieser Linie die größte Schädellänge (vom hervorragendsten 
Punkte der Stime bis zu jenem des Hinterhauptes) und senk- 
recht darauf die Schädelhöhe, bzw. die Schädelbreite. Selbst- 
verständlich macht es einen ganz anderen Eindruck, wenn man 
den Schädel schräg legt, d. h. auf Kinnlade und Hinterhaupt 
anfruhen läßt, weil dadurch für den flüchtigen oder naiven 
Beobachter die Kinnlade vorgeschoben und die j^Afifenähnlich- 
keit* erhöht wird — dieser Trick wird bei der Abbildung von 
Verbrecherschädeln von Lombroso und Genossen regelmäßig 
ausgeführt. 

Als wesentlich für die Kennzeichnung der allgemeinen Schädel- 
form gilt der Längenbreitenindex, das Verhältnis zwischen 
Länge und Breite (Länge: 100 = Breite: 4). Baer erwähnte, 
daß dieser Index innerhalb der verschiedenen Rassen zwischen 
bestimmten Grenzen wechsle, und erörtert die Hauptformen, 
Langköpfigkeit (Dolichokephalie, Breite weniger als 75% der 
Länge), 2Vüttelköpfigkeit (Mesokephalie, bei 75— 807o), Kurz- 
köpflgkeit (Brachykephalie, bei geringem Unterschiede beider 
Maße). Ranke teilt letztere noch in Unterabteilungen, die 
uns aber hier nicht interessieren. Lombroso meint nun selber, 
daß hier beim Verbrecher nur der Volkstypus „ungewöhnlich 
hervortrete", daß aber der Index nicht für dieses oder jenes 
Verbrechen vorzugsweise „bestimmend" sei. Baer zieht aus 
den bezüglichen Ziffern der fremden und eigenen Beobachtung 
den Schluß, daß der Verbrecherschädel auch hier nichts Ab- 
normes biete. 

Zu ähnlichen Ergebnissen gelangt er ziffermäßig mit Bezug 
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auf die Schädelhöhe und den Längenhöhenindex, nach 
welchem Flachschädel (Höhe bis 707o der Länge), Mittelhoch- 
schädel (70.1— 757o), Hochschädel (75.1—79.9%) und Turm- 
köpfe (80 — 82.2 7o) unterschieden werden. Baer findet unter 
seinen Berliner Gefangenen den dem deutschen Schädel ent- 
sprechenden Flachschädel in der überwiegenden Mehrheit, die 
Verteilung der einzelnen Abarten ohne Zusammenhang mit der 
Art des Verbrechens und nur bei einigen Mördern etwas mehr 
Mittelhochschädel. 

Ober die Stirnhöhe sind mehrere italienische Beobachter 
miteinander über ihre Landsleute nicht einig. Nach den 
Messungen Baers an den deutschen Gefangenen (968) kommt 
die Mehrzahl mit 92.3% auf die Höhe von 51 — 80 mm, die 
niedrigeren und höheren Stirnen verschwinden dagegen. Mittel- 
hohe und hohe Stirnen hat Baer bei Verbrechern gegen die 
Person häufig vorgefunden. Irgend ein Rückschluß ist daraus 
wohl nicht gestattet. 

Dem vorderen und hinteren Horizontalumfange soll 
mit Bezug auf das Verhältnis der von ihnen begrenzten Ge- 
hirnteile Bedeutung beigemessen werden. Baer führt hier die 
widersprechenden Lehrmeinungen über den angeblichen Ein- 
fluß der verschiedenen Entwicklung des Vorder-, Mittel- und 
Hinterhauptwirbels auf die seelischen und sittlichen Eigen- 
schaften an und geht sodann von den diesbezüglich festge- 
stellten Rassenunterschieden auf die Versuche über, solche 
Unterschiede auch bei den Verbrechern zu finden. Das Er- 
gebnis ist auch hier negativ. Extreme Bildungen seien patho- 
logisch, alle anderen ethnische Eigentümlichkeit. Die Folge- 
rungen, die an das Verhältnis der einzelnen Schädelausmaße 

9» 
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zueinander geknüpft werden, seien schon deshalb unzulässig, 
weil ein Rückschluß aus der äußeren Gestaltung auf die Hirn* 
tätigkeit nicht gestattet sei. 

In betreff der Gesichtshöhe (Unterkieferrand bis Stim- 
nasennaht), Gesichtsbreite (Jochbeinbreite) und des Ge- 
sichtsindex (Verhältnis beider) ergeben die Messungen so 
wenig Übereinstimmendes, und die Schlußfolgerungen aus all- 
fällig sich zeigenden Abweichungen bei den gemessenen Ver- 
brechern sind derart gewagt, daß kaum etwas zu erwähnen 
sein dürfte. Dagegen wird der Schwere und Gestaltung des 
Unterkiefers seitens der Schule Lombrosos ein besonderes 
Gewicht beigelegt. Man behauptet, der Unterkiefer sei bei 
Verbrechern, insbesondere bei Mördern, massiger entwickelt. 
Ranke führt aus, daß „wir uns zweifellos, wie bei Gestaltung 
der Wirbelsäule, des Brustknochens, des Beckens und der Ex- 
tremitäten, auch mit dem Gedanken befreunden müssen, daß 
die individuelle Gestaltung der Gesichtsknochen von den daran 
tätigen Muskeln, namentlich denen des Kauapparates, bis zu 
einem gewissen Grade abhängig ist', Baer bemerkte hierzu, 
daß die Größe des Unterkieferdurchmessers auch von der 
Körpergröße, dem Kopfumfange und Kopfindex abhängig sei. 
Kein auffällig größeres Vorkommen bei Verbrechern fand Baer 
in Ansehung der sogenannten Prognathie (vorstehender 
Schnauze), welcher Lombroso so großes Gewicht beilegt und 
mit der sich allenfalls phantasievolle Menschen bestechen 
lassen könnten. Jeder Laie weiß, daß hier vor allem — 
wie beispielsweise bei den Jochbeinen — der Volksstamm 
eine entscheidende Rolle spielt. Den Versuch kann jeder 
Kriminalist machen, insbesondere in Gegenden mit einer aus 
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verschiedenen Volksstämmen zusammengesetzten Arbeiterbe- 
völkerung. 

Zu sonstigen Schädelanomalien der Verbrecher wird die 
Asymmetrie gezählt. Baer (wie Ranke) setzt auseinander, 
wie solche UngleichmäOigkeiten im Mutterleibe, beim Geburts- 
akte und im Kindesalter entstehen, und damit ist ihre kriminal- 
anthropologische Bedeutung abgetan. Es sei hier insbesonders 
auf Rankes Erklärung aller derartiger Deformitäten verwiesen. 
Baer führt auch aus, daß es nicht zu wundern sei, wenn solche 
Ungleichmäßigkeiten bei Verbrechern oder richtiger jenen Be- 
völkerungskreisen, denen sie aus soziologischen Gründen zu- 
meist entstammen, häufiger sind, denn hier wirken eben mehr 
Ursachen ein. Bekanntlich können solche Asymmetrien auch 
künstlich erzeugt werden. Nach Baer und Ranke gibt es 
überhaupt nur wenige symmetrische Schädel, sowohl bei geistig 
und sittlich Hochstehenden, wie bei Tieferstehenden. Was die 
angeblich stärkere Entwicklung der Augenbrauenbogen und 
Stirnhöhlen betrifft, so zeigt Ranke, daß diese mit den 
entsprechenden Knochen der Affen nicht einmal äußerliche 
Ähnlichkeit besitzen. Beim AflFen sitzt der röhrenförmige Vor- 
sprung der Augenhöhlen auf der schwach entwickelten Stirn- 
höhle auf und ist daher mit einer stärkeren Entwicklung der 
Stirnhöhle des Menschen gar nicht zu vergleichen. 

Als charakteristische Probe der kriminalanthropologischen 
Beweisführung sei angeführt, was Kurella von angeblichen 
Varietäten der Schädelnähte sagt: »Für eine nicht unbeträcht- 
liche Zahl der Nahtvarietäten sind Analogien mit den Primaten- 
schädeln nachgewiesen; eine frühzeitige Synostose, gleichviel ob 
sie sich in Analogie mit einer entsprechenden an einem Wilden-, 
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prähistorischen oder Affenschädel bringen läßt, darf somit als 
Rückschlagsbildung bezeichnet werden, und ich reihe dieselbe 
deshalb mit den unzweifelhaft pithekoiden Bildungen den prima- 
toiden Varietäten ein, auch dann, wenn eine Synostose asymme- 
trisch auftritt.^ Bezeichnend ist die Flut von Fachausdrucken, 
mit der der Mangel an Logik verdeckt wird. Haben die Wilden 
oder Affen — von den paar Prähistorikem, welche ihre Schädel 
zur Verfügung stellten, zu schweigen — allgemein oder in der 
Regel frühzeitige Synostosen und haben sie dieselben nur 
„auch*? Wenn aber letzteres der Fall ist, warum wird nicht 
auch die Lungentuberkulose oder der Plattfuß als pithekoides 
Merkmal des Kulturmenschen erklärt? Von einem anderen 
Merkmale, der Skaphokephalie, von welcher es zuerst heißt, 
daß sie bei den Eskimos und „einigen* afrikanischen und 
australischen Stämmen die typische Form bilde, heißt es dann, 
daß ihr „bedeutungsvoller Hinweis auf Naturvölker und Affen 
unleugbar* sei und daß sie ein Merkmal schwerer Verbrecher, 
besonders der Mörder, sei — einer fand sie nämlich bei 6 % 
der Mörder, ein anderer bei 3,4% der Verbrecher. Ein 
Kommentar dazu dürfte überflüssig sein. 

Was nun das Gehirn selbst anbelangt, so sind die bei Ver- 
brechern beobachteten Veränderungen an den Gehirnhäuten 
nach Baer hauptsächlich auf die Einwirkung des übermäßigen 
Alkoholgenusses zurückführende pathologische Erscheinungen. 
Er führt ferner aus, daß seitens Lombroso dem Hirnge- 
wichte ohne Rücksicht auf die feststehende Tatsache Bedeu- 
tung beigelegt werde, daß die Intelligenz damit blutwenig zu 
schaffen habe, wie die Wägungen an den Gehirnen bedeutender 
und unbedeutender Männer klar ergeben haben. Die Schlüsse 
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der Kriminalanthropologen aus den Gewichten der Verbrecher- 
gehirne sind deshalb nicht einmal, wie dies Baer in seiner 
höflichen Weise tut, geistreich zu nennen. Findet sich ein 
großes Hirngewicht, dann wird es seitens der Lombrosisten 
auf sosehr entwickelten Tatendrang, sehr entwickelte Leiden- 
schaften bei mäßiger Intelligenz' zurückgeführt, das kleine 
Himgewicht gehört „Subjekten mit schwacher Intelligenz, welche 
unfähig gewesen, in ihren schwachen intellektuellen Kräften 
die Mittel zu finden, sich fortzuhelfen, und dieser Unfähigkeit 
wegen zum Verbrechen getrieben worden sind'. Ein zu großes 
Himgewicht eines Jugendlichen war deshalb größer, »weil er 
das Verbrechen selbst geplant und ausgeführt und so zu den 
intelligenten Mördern gehört', und daher sei es erklärlich, 
„daß die Schädelkapazität des die Tat planenden Verbrechers 
im allgemeinen' größer als die des Gehilfen sei. Ob also 
das Gehirn groß oder klein ist, klappen muß die Geschichte 
immer — auffällig ist nur, daß alle übrigen Menschen auch 
entweder ein großes oder ein kleines Gehirn haben. 

Das gleiche gilt von der sogenannten, morphologischen Ge- 
staltung des Gehirnes. Das Normalhim ist eben vorläufig noch 
nicht entdeckt und man zieht aus Merkmalen Schlüsse, bevor 
man weiß, ob sie Merkmale sind. 

Wesentlich ist, daß wir den Urmenschen nicht die Ehre 
haben zu kennen. Ebensowenig wissen wir, ob die paar 
Knochen, die uns aus längst vergangener Zeit überliefert sind, 
Knochen sind, die wir pietätvoll als jene unserer Ahnherren 
anzusehen haben. Sie können mit uns genau so viel zu tun 
haben, als alte Indianerknochen mit den heutigen Yankees 
Nordamerikas. Auch der heutige Normalmensch ist noch nicht 
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festgestellt. Lombrosos Normalmensch ist ein kombinierter 
Normalmensch, ein zusammengemessener Durchschnitt, denn 
es kommt doch auch darauf an, ob sich der Normalschädel 
auf einem Normalleibe und umgekehrt der nicht normale auf 
einem nicht normalen Leibe befand, und welche biologischen 
Ursachen bei solchen einseitigen Aus- und Verbildungen im 
Spiele waren. Die Kriminalanthropologen wollen uns einen 
Verbrechertypus aufschwatzen, bevor die Anthropologen und 
Anatomen imstande waren, die Ursachen der ethnographischen 
Verschiedenheiten der Rassen klarzulegen. Die Sache wäre 
doch viel einfacher und dankbarer, denn während der Ver- 
brecherbegriff ein wandelbarer und unbestimmter ist, ist die 
Neger- und Chineseneigenschaft zweifellos, und doch ist bisher 
die Grundursache der ganz verschiedenen Kulturentwicklung 
und Entwicklungsfähigkeit der gelben und schwarzen Rasse 
nicht erhoben — denn mit Lombrosos Redensarten, der die 
„Wilden" und „Verbrecher* zusammenwirft, der sich damit 
begnügt, die Neger als Diebe, die Australier als Mörder zu 
generalisieren, läßt sich ein vernünftiger Mensch nicht ab- 
speisen. 

Es entfällt daher ein näheres Eingehen auf die angeblichen 
körperlichen Besonderheiten der Verbrecher. Nur nebenbei 
sei erwähnt, daß unter sie unter anderem auch die größere 
Spannweite (Entfernung der Enden der ausgebreiteten Arme) 
gerechnet wird, wobei Baer (mit Ranke) auf die sie bedingende 
größere Beschäftigung der oberen Extremitäten verweist. Jedem 
Laien sind übrigens die verschiedenen körperlichen Berufs- 
eigenschaften wohl bekannt, die Kurzbeinigkeit der Schuster, 
die Säbelbeine der Reiter, die Kurzsichtigkeit der Kopfarbeiter 
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u. dergl. m. Wenn also der Verbrecher an diesen Gebrechen 
oder Besonderheiten teilnimmt, so ist es eben darauf zurück- 
zuführen, daß es Berufsverbrecher von Kindheit an, welche 
nie andere Erwerbsquellen benützten, zum mindesten weniger 
gibt, als Lombroso mit seinen „Mördern", „Dieben" usw. 
behaupten will. Daß Verbrecher häufig solche körperliche 
Eigenschaften besitzen, welche ihnen die Ausübung des Ver- 
brechens erleichtern, daß man z. B. bei Taschendieben schmale 
Hände findet, kann doch nicht beweisen, daß die Eigenschaft 
den Verbrecher verursachte. Ein Dieb mit großen Händen 
verlegt sich einfach nicht auf den Taschendiebstahl, wie ein 
häßliches Mädchen sich nicht der Prostitution zuwendet, ein 
Blinder überhaupt nicht stiehlt. Aber Lombroso will sogar 
aus dem „Schritte", aus dem Größersein des linken Fußes, 
das er bei Raufbolden und Totschlägern in 55%, Stupratoren 
in 35 7o, Betrügern in 26% und Dieben in 20% festgestellt 
haben will, etwas folgern. 

Zu den bei den Verbrechern vorkommenden Mißbildungen 
werden weitere, sogen, somatische Degenerationszeichen 
gezählt, von welchen hier die Gesichtsasymmetrie und die 
Mißgestaltung des äußeren Ohres erwähnt werden sollen. 
Bezüglich ersterer wird auf das vorhin über Schädelungleich- 
mäßigkeit Gesagte verwiesen. Es ist vor allem schwer, an die 
Richtigkeit der von Lombroso aufgeführten Zahlen zu glauben, 
gehört doch beispielsweise unter dieselben ein Prozentsatz von 
55,7 in Ansehung der über 90% von der Seitenwand des 
Kopfes abstehenden Ohrmuscheln. Baer hebt, ohne den 
somatischen Degenerationszeichen ihre Bedeutung abzusprechen, 
hervor, daß sie weder eine ständige Begleiterscheinung der 
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Geisteskrankheit, noch eine solche des Verbrechers seien, 
das ZusammentreflFen von Entartungsmerkmalen lediglich ein 
Zeichen von physischer und psychischer Unvollkommenheit 
sein könne. Ich habe durch Jahre Ohren von Verbrechern, 
Zeugen, Richtern, Rechtsanwälten und Sachverständigen auf 
Merkmale beobachtet und gefunden, daß diese Personen damit 
alle ziemlich gleichmäßig belastet sind. Nebenbei erwähnt ist 
es bekannt, daß sich bei den Juden das Henkelohr als Rasse- 
eigentümlichkeit findet. Kurella findet sogar, daß sich Ver- 
brecher häufig durch lange Ohren auszeichnen — mit dem- 
selben Rechte könnte man auch finden, daß sie sich häufig 
durch kurze auszeichnen. Er findet es merkwürdig, daß der 
Vater, zwei Schwestern und drei Kusinen einer Mörderin, die 
alle zusammen eine Verbrecherbande bildeten, ebenso wie die 
Mörderin selbst lange Ohren hatten. Mir scheint, daß derartige 
Ähnlichkeiten auch bei anderen Familien, die keine Verbrecher- 
bande bilden, vorkommen. Forschung nennt man es, wenn 
Lombroso 20 verbrecherische Weiber mißt und nun sagt, 
20 Vo der Weiber seien anormal, weil vier von seinen 20 eine 
eingedrückte Nase oder Gesichtsasymmetrie hatten. Für ein 
solches Vorgehen gibt es ein bezeichnendes Wort. Die Prosti- 
tuierten sind nach Lombroso deshalb meist steril, weil sie 
Abneigung gegen die Pflege von Säuglingen haben. 

Wir gehen damit auf die ,»sonstige^ körperliche Orga- 
nisation der Verbrecher über, welche Baer im allgemeinen 
als eine mangelhafte und schlechte bezeichnet. Es dürfte sich 
die körperliche Veranlagung des Verbrechers nach seinem 
Lebenskreise richten und die schlechte körperliche Veranlagung 
der Großstadtverbrecher mit auf deren hauptsächliche Rekru- 
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tierung aus dem Großstadtelend, bezw. auf eine liederliche 
Vergangenheit zurückzuführen sein. Das gilt insbesondere 
auch von den Bewohnern der Strafanstalten. Am einfachsten 
ist die Verbrecherphysiognomie für Kriminalromane und 
Kriminalanthropologie zu verwerten. Vor allem darf man nicht 
in den Grundfehler verfallen, das Sträflingsgesicht mit dem 
Verbrechergesichte zu verwechseln. Es müßte mit sonderbaren 
Dingen zugehen, wenn die glattrasierten Sträflinge durch Ge- 
fängnisluft und Absperrung gebleicht und herabgestimmt, mit 
ihrer einförmigen Kleidung nicht etwas Eigentümliches, Gleich- 
förmiges in ihrer Erscheinung und nicht einmal jene Besonder- 
heit bieten würden, welche in anderer Art die vom Bauern- 
jungen zum Soldaten ausgebildeten Rekruten, die Studenten, 
Gelehrten, Schauspieler, Militärpensionisten und andere für 
sich abgeschlossene Bevölkerungskreise bieten. Wenn aber 
Lombroso an den Verbrechern, also nicht an den Sträflingen, 
typische Besonderheiten, bei Dieben krumme und stumpfe, 
bei Mördern große Habichtsnasen, bei Fälschern und Schwind- 
lern krumme, oft sehr lange und dicke Nasen findet, so muß 
dies geradezu in das Gebiet der Absonderlichkeit verwiesen 
werden. Der Blick des Mörders ist nach ihm dem der Katze 
ähnlich, was »aus der beständigen Wiederholung der bösen 
Streiche' erklärlich sei, als ob es solche Gewohnheitsmörder 
in Masse gäbe, und das Auge des Diebes sei klein, unruhig, 
oft schielend, die Brauen seien gefältelt und zusammenstoßend, 
die Mörder hätten einen glasigen, eisigen, starren Blick, ihr 
Auge sei zuweilen blutunterlaufen, viele Fälscher und Schwind- 
ler hätten kleine Augen, die sie niederschlagen — und so fort 
in dieser Tonart. Ein Forscher aus Lombrosos Schule weiß 
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sogar den einfachen Dieb vom gewalttätigen und vom Räuber 
nach dem Blicke zu unterscheiden — keiner aber kommt 
darauf, daß „die ruhelosen Bewegungen des Auges des sich 
schuldig wissenden Verbrechers^ auch dem Schulknaben in 
ähnlicher Lage eigen sind, und daß ein sittlich herabgekommener, 
von schwerer Schuld beladener Mensch, insbesondere dann, 
wenn er sich gegenüber der Wucht der Beweise an den Stroh- 
halm des Läugnens klammert, notwendig das Erbärmliche seines 
Innern auch im Gesichte zum Ausdrucke bringen wird. 

Nichts leichter, als aus irgend einer gut oder schlecht ge- 
ratenen Abbildung eines Verbrechers dessen schlechte Eigen- 
schaften herauszulesen, wie Kurella aus dem Gesichte Rava- 
cholls „die Brutalität und Encannaillierung des Mörders, der 
seine Lust im Töten offen eingesteht und zum Programm er- 
hebt^. Das ist sehr leicht, wenn man weiß, was der Mensch 
angestellt hat. Ebenso urteilt das naive Lesepublikum, dem 
die Kriminalanthropologen eine Auslese von ordinären oder 
gewöhnlichen Gesichtern von Mördern vorführen. 

Baer führt mit Recht aus, daß die für den naiven Beschauer 
so wirksamen Sträflingsgesichter sehr wenig besagen. Kopf 
und Gesichtsbildung entsprechen an sich dem Typus der Ge- 
sellschaftsklasse, der die Träger entstammen. Der monotone, 
fremdartige Ausdruck beruht eben darauf, daß man Sträflinge 
vor sich hat. Nichts leichter, als sich angesichts eines solchen 
Sträflingszuges Galgengesichter einzubilden. Schwieriger wäre 
es^ aus einer größeren Menge von Menschen den Verbrecher 
herauszufinden. 

Bei diesem Blindekuhspiele dürften die Lombrosisten es nicht 
so leicht haben, als angesichts rasierter Sträflinge und an der 
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Hand ihres aktenmäßigen Vorlebens. Damit seien natürlich 
die vereinzelten Galgengesichter, denen aber weniger das Ver- 
brechen, als ihr wüstes Leben ins Gesicht gegraben ist, nicht 
abgeleugnet, aber auch sie würden von gewöhnlichen Land- 
streichern und Branntweinbrüdern, ja selbst von vorzeitig ge- 
alterten Lebemännern schwer zu unterscheiden sein, voraus- 
gesetzt, daß letztere vorher der sorgfältigen Kleidung und der 
sonstigen künstlichen Schönheitsmittel beraubt würden. 

Baer führt ganz richtig aus, daß der Gesichtsausdruck des 
Verbrechers allmählich wechselt, und der Kriminalist wird be- 
stätigen, daß schon zwischen dem Ausdrucke des Beschuldigten, 
der mit allen Kräften, mit Lüge und Verstellung um seine 
Freiheit ringt, und jenem des geständig Gewordenen oder Ver- 
urteilten ein bedeutender Unterschied ist, geschweige denn 
gegenüber dem Ausdrucke des Sträflings nach längerer Straf- 
haft. Dem Psychiater ist die poetische Lizenz des Roman- 
schriftstellers nicht gewährt, sonst verwechselt er einen stets 
süß lächelnden Kirchendiener mit einem Betrüger, einen 
Fleischergehilfen oder martialischen Polizeidiener mit einem 
Mörder. 

Ähnlichen Wert besitzen die angeblichen kriminalanthropo- 
logischen Mängel der Sinnesorgane der Verbrechen Diese 
haben mit dem Verbrechertum nur soweit zu tun, als sie in 
Folge desselben und seiner Begleiterscheinungen geschärft oder 
geschwächt werden. So mag der herabgekommene Großstadt- 
gauner in der weiteren Bedeutung dieses Wortes in etlichen 
seiner Sinne herabgekommen sein, der geriebene Taschendieb 
wird wie der Blinde einen vorzüglichen Tastsinn besitzen, der 
unverbesserliche Raubschütze jeden „Normalmenschen' in allen 
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fünf Sinnen übertreflFen, der Zigeuner in allen, weniger dem 
verdorbenen Geschmackssinne. Dieser Zigeuner, der ethnische 
Dieb und Landstreicher, besitzt außer vier vollentwickelten 
Sinnen noch eine Reihe anderer Gegenteile von Verbrecher- 
merkmalen, so beispielsweise gleichmäßig gut entwickeltes 
Bart- und Haupthaar, große Schmerzempfindlichkeit und geringe 
Widerstandsfähigkeit gegen Kerkerluft und bestimmte Krank- 
heiten, wie Blattern, eine Eigenschaft, die er mit anderen Natur* 
Völkern teilt, wobei der Schmutz, in dem er lebt, mit eine 
Rolle spielt. 

Bezeichnend für den vollständigen Mangel an Logik, der in 
dieser Lehre liegt, ist der Satz bei Lombroso «Das Kind, ein 
des moralischen Sinnes entbehrender Mensch, stellt dar, was 
die Irrenärzte einen moralisch Irrsinnigen, wir aber einen ge- 
borenen Verbrecher nennen** — strenge genommen wären wir 
also, Lombroso eingeschlossen, mit und ohne Merkmale ge- 
borene Verbrecher. 

3. Mußte ich bei den angeblichen körperlichen Merkmalen 
notgedrungen ausführlicher sein, so kann ich mir dies gegen- 
über den Beobachtungen auf geistigem Gebiete, welche 
die sogenannte „positivistische** Schule gemacht haben will, 
ersparen. Würde man deren Wert nach der Anmaßung ein- 
schätzen, mit welcher dieser mit wissenschaftlichem Aufyutz 
versehene Brei von Anekdoten, unwahren und sich selbst 
widersprechenden, jeder Logik entbehrenden Schilderungen von 
Verbrechereigenschaften in die Welt gesetzt wurden, so müßte 
in der Tat jede Kritik verstummen. 

Angesichts der unabänderlichen Tatsache, daß die Verbrecher 
gegenüber den Nichtverbrechem keine typischen anders ge- 
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arteten Eigenschaften besitzen, wiederholt sich dasselbe Spiel 
bis zum Stumpfsinn. Schlauheit und Dummheit, Mut und 
Feigheit, Schmerzempfindlichkeit und Schmerzstumpfheit, grö- 
ßere und geringere Erregbarkeit sind Verbrechereigenschaft, 
je nachdem sie eben bei einem Verbrecher vorkommen. In 
dieser Richtung ist er unentrinnbar. Ich will davon ganz ab- 
sehen, daß die als Beispiele angeführten Verbrecherschilderun- 
gen ebenso einseitig und in ihrer Grundlage zweifelhaft sind, 
wie zahlreiche psychiatrische Krankengeschichten, die auf Grund 
der Angaben des „Kranken^ oder seiner Angehörigen abge- 
faßt werden. 

Klar ist nur das eine, daß bei alten Verbrechern sich be- 
stimmte Eigenschaften des Verstandes oder Gefühles scharf 
ausgeprägt zeigen. Das ist selbstverständlich und war lange 
vor den »Forschungen^ der Kriminalanthropologen bekannt. Es 
ist selbstverständlich, daß ein im Laufe der Jahre in Freiheit 
und Strafhaft vollkommen verkommener Mensch alle Eigen- 
schaften eines solchen zeigt und sich in dieser Richtung von 
einem nicht verkommenen Menschen unterscheidet. Es ist 
ebenso selbstverständlich, daß ein Betrüger, Hochstapler oder 
sonstiger Gauner von Beruf eine gewisse Schlauheit besessen 
oder erworben haben muß, er würde sich sonst zu diesem Be- 
rufe so wenig eignen, als eine abstoßend häßliche Frauens- 
person zur Prostitution. Man kann füglich, ohne sich gegen 
den gesunden Menschenverstand zu versündigen, an der Tat- 
sache, daß ein Banknotenfälscher ein guter Zeichner oder mit 
sonstigen künstlerischen Fähigkeiten ausgestattet ist, daß der 
Vollbringer eines geschickt in Szene gesetzten Schwindels ent- 
sprechende Geistesfähigkeiten besitzt, nichts auffälliges finden. 
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Fehlen diese Eigenschaften, dann wird der betreffende eben 
nicht Banknoten fälschen oder nicht schwindeln, so wie sich 
zumeist — es gibt auch da Ausnahmen — der Prostitution 
einigermaßen begehrenswerte Frauenspersonen widmen. Es 
kann nur die exakte Forschung eines Lombroso (Das Weib 
als Verbrecherin und Prostituierte) aus dem Umstände, daß 
er bei Ehefrauen nur 10.3%, bei Prostituierten aber 76% ^^ 
Älter bis 25 Jahren gefunden hat, den Schluß auf Frühreife 
der Prostituierten ableiten. Ein anderer würde eben sagen, 
daß die Ehefrauen mit der Zeit auch alt werden, ohne deshalb 
aus 'dem Kreise der Ehefrauen auszuscheiden, während wahr- 
scheinlich auch in Italien die Prostitutionsfähigkeit mit zu- 
nehmendem Alter abnimmt. 

Zur Mehrzahl der strafbaren Handlungen bedarf es keiner 
besonderen Verstandeseigenschaften. Gewöhnliche Diebstähle, 
Veruntreuungen, Körperbeschädigungen trifft der Dümmste. Ob 
nun einer daneben gescheidt oder dumm ist, hat mit der Sache 
an sich wenig zu tun, höchstens in dem Sinne, daß der Ge- 
scheidte die Folgen der Tat besser überlegt, vorausgesetzt, daß 
er nicht nebenbei leichtsinniger oder leidenschaftlicher als der 
andere ist oder äußere Antriebe hinzugekommen sind. Die 
einzelne geistige oder sittliche Eigenschaft darf nicht für sich 
allein betrachtet werden, denn vom deterministischen, wie vom 
indeterministischen Standpunkte kommen eben alle Eigenschaften 
der Einzelnen in ihrem Zusammenhange in Betracht. Es ist 
daher von vornherein ein Unsinn, wenn bei einer bestimmten 
Anzahl von Verbrechern einseitig statistisch festgestellt wird, 
ob sie eine bestimmte Verstandes- oder Charaktereigenschaft 
besitzen oder nicht. 
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Ebenso unsinnig ist^ wenn Verbrechern ganz natürliche Dinge, 
wie Ungeschicklichkeiten bei Ausführung des Verbrechens, als 
besonders hervorzuhebender Defekt angerechnet werden. Zu- 
nächst entziehen sich die meisten Verbrechen, bei denen keine 
solchen Ungeschicklichkeiten begangen wurden, der Forschung 
der überweisen Kriminalanthropologen, weil der Täter sich nicht 
entdecken ließ. Bei den anderen aber dürfte denn doch zu 
erwägen sein, daß je schwerer das Verbrechen ist, desto nahe- 
liegender eine gewisse Aufregung auch beim Verbrecher an- 
zunehmen sein dürfte — insbesondere, wenn er ein normaler 
Mensch ist. Bekanntlich ist es ja bei chirurgischen Operationen 
wiederholt geschehen, daß irgend ein Gegenstand in der er- 
öffneten Leibeshöhle zurückgeblieben ist, und doch wird nie- 
mand daraus einen Rückschluß auf Atavismus des Chirurgen 
ziehen. 

Der Mangel an Logik oder sonstige Fehler, die sich häufig 
in der Verantwortung der Beschuldigten finden, können nur 
einen Nichtkriminalisten überraschen. In einem Kriminalroman 
spielt sich der Kampf des Beschuldigten gegen die Überweisung 
allerdings meist recht raffiniert ab, der Romanschriftsteller kann 
sich diesen Kampf beim Schreibtisch zur Spannung der Leser 
mit Ruhe erfinden, mitunter ist es auch dem Leser unbe- 
begreif lieh, daß die Diener der Nemesis noch immer nicht zu- 
greifen. Der Beschuldigte befindet sich aber nicht in der 
Lage des Schachspielers, der alle Gegenzüge berechnen kann. 
Er weiß vor allem nicht, was der andere weiß. Hinterher tut 
es Manchem leid, keine andere Verantwortung gewählt zu haben, 
als jene, die sich als unzweckmäßig erwiesen hat. Mitunter 
gibt es überhaupt keinen Ausweg, der Beschuldigte verwickelt 

Hoegel, Einteilung. 10 
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sich von Schritt zu Schritt in Widersprüche. Da in neuester 
Zeit psychologische Experimente beliebt sind, so dürfte es sich 
verlohnen, wenn ein „Kriminalanthropologe^ sich einem solchen 
Versuche unterziehen würde, in dem er den leugnenden Be- 
schuldigten gegenüber einem tatsächlichen Vorgange zu spielen 
hätte. Von der Entfernung sieht sich die Sache wesentlich 
anders aus. 

Baer beurteilt das Gemüts- und Gefühlsleben der Ver- 
brecher vollkommen richtig, wenn er zunächst auf die ge- 
ringere Tiefe desselben in den niederen Volksschichten hin- 
weist, die im Zusammenhange mit dem Kampfe ums Dasein, 
der eintönigen, materialistischen Lebensweise und der geringeren 
Bildung steht. Dazu kommt die Versumpfung, die nicht bloß 
in der Verbrecherlauf bahn, sondern überhaupt bei einem lieder- 
lichen Lebenswandel entsteht. 

Es ist vollkommen verkehrt, daraus, daß bestimmte Eigen- 
schaften sich bei bestimmten Verbrecherarten gleichmäßig zeigen, 
auf einen Typus zu schließen. Diese Eigenschaften sind bei 
ihnen ebenso wie bei anderen Menschen das Ergebnis gleicher 
Bedingungen, einzelne stammen aus dem Leben in der Frei- 
heit, andere aus jenem im Zuchthause. 

Vollkommen im Stich gelassen wird die Lehre vom geborenen 
Verbrecher beim Weibe, ungeachtet der Bemühungen alle 
möglichen Merkmale zu entdecken; wurden doch sogar die 
Runzeln alter Weiber herangezogen, obgleich ein Arzt wissen 
sollte, daß deren Entstehen nicht auf verbrecherischen Trieb- 
federn beruht. Daher ist das über das Weib geschriebene Buch 
das verworrenste von allen, die Lombroso geschrieben hat. 
Ich habe a. a. O. angeführt, „wenn es galt, in 590 Seiten mit 
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unverdrossener Beharrlichkeit Widersprüche, Widersinnigkeiten, 
Übertreibungen, Unrichtigkeiten, die gröbsten Verstöße gegen 
die einfachsten Denkgesetze durcheinanderzustapeln und dabei 
den Schein selbstbewußter Gelehrsamkeit zu wahren, so ist 
Lombrosos Buch vom Weibe ein Meisterstück^. Ich glaube 
den Nachweis a. a. O. erbracht zu haben und gestatte mir darauf 
zu verweisen. 

Weil das Weib den Possen spielt, weniger kriminell zu sein 
und in der Kriminalität nicht einmal die vorgeschriebenen 
Degenerationszeichen zu besitzen, ist es inferior und besitzt 
überdies in der Prostitution einen Ersatz für die fehlende 
StrafßLlligkeit. Das ist ungefähr die Summe der Weisheit. 
Damit ist aber, ohne daß es Lombroso merkt, die Kriminal- 
anthropologie über den Haufen geworfen. Daß die körperliche 
Inferiorität, vor allem die im Tierreich wie beim Menschen 
vorwiegende Passivität des weiblichen Geschlechtes, dieses in 
verschiedener Richtung, so auch auf dem Gebiete der Straf- 
fälligkeit weniger hervortreten läßt, als den Mann, wußten wir 
ohne kriminalanthropologische Forschungen. Das sind Ergeb- 
nisse der Psychologie und zwar der ganz gewöhnlichen, nicht 
etwa der sogenannten Kriminalpsychologie. Die Prostitution 
andererseits kann eine Ablenkung von der Straffälligkeit bilden, 
sie stellt sich als diese selbst aber ebensowenig dar, als andere 
Formen der Verkäuflichkeit des Körpers oder der Gesinnung 
— sie wäre denn als Straftat erklärt. Es gibt überdies noch 
andere Möglichkeiten der Ablenkung, wie beispielsweise eine 
Erbschaft. Es wäre für Lombroso und Genossen ratsamer 
gewesen, die Rolle, die das weibliche Geschlecht im Tierreiche 
spielt, frei von Tendenz zu studieren, als sich mit dem Nach- 



148 I^* ^^^ Lehre vom geborenen Verbrecher. 

weis eines Verbrechertums im Tierreiche zu bemühen, der in- 
folge seiner unii-eiwilligen Komik nur erheiternd wirken kann. 
Das Verhalten der Tiere sollte doch nur von ihrem Milieu aus 
beurteilt werden, der Tabu der einzelnen Tierrassen dürfte 
aber selbst Lombroso unbekannt sein. Er gibt auf diesem 
Gebiete Proben bedeutender Unwissenheit. Jeder Jäger kann 
ihn darüber aufklären, daß der weibliche Teil vorsichtiger und 
aufmerksamer ist, als der männliche, der gesunde Menschen- 
verstand gibt ein, daß die Verwendbarkeit des Elefantenweib- 
chens zum Fang männlicher Elefanten nicht auf die Klugheit 
des ersteren, sondern auf den Geschlechtstrieb der letzteren 
zurückzuführen ist. So wie aber Lombroso sich sehr gelehrt 
zu geben glaubt, wenn er von irgend einer Mörderin die A. 
oder die B. spricht, als ob es eine Schande wäre, sie nicht zu 
kennen, so erzählt er mit der Miene des gewissenhaften Ge- 
lehrten, der nach allen Seiten tiefsinnige Forschungen anstellte, 
die Missetaten, die eine am 4. August 1833 nachmittags 2 Uhr 
auf der Rue Montmartre durchgegangene Kuh anrichtete. Sie 
und die vielen anderen männlichen und weiblichen Vertreter 
des Rindviehgeschlechtes, die vor oder nachher durchgegangen 
sind, hatten keine Ahnung, daß sie dadurch in den Verdacht 
anthropologischen oder zoologischen Verbrechertums gerieten, 
ohne vorher auf Degenerationsmerkmale untersucht worden 
zu sein. 

4« Ferri (Das Verbrechen als soziale Erscheinung 1896), 
der Lombroso an Selbstbewußtsein noch zu übertrumpfen 
sucht, meint, die klassische Schule sei „erschöpft und lebe 
nur noch von Neuausgaben früherer Traktate, byzantinischen 
Haarspaltereien, unfruchtbarem Wiederkäuen* (S. 4), die Kri- 



IV. Die Lehre vom geborenen Verbrecher. 149 

minalanthropologie „verdanke ihrer positiven Methode ihre 
glänzenden Fortschritte über die aprioristischen Erwägungen 
des klassischen Strafrechts. Dieses betrachte die strafbaren 
Handlungen in abstracto von der Voraussetzung aus, daß die 
Individuen, welche sie begehen — abgesehen von den auffallend- 
sten Ausnahmsfallen der Kindheit, Geistesstörung, Trunkenheit, 
Taubstummheit usw. — Menschen wie alle anderen sind, mit 
normalen Gefühlen und normaler Intelligenz; die Kriminal- 
anthropologen dagegen gehen mit direkten, objektiven Unter- 
suchungsmethoden an den Verbrecher heran, sie suchen ihn 
auf dem Seziertisch, im physiologischen Laboratorium, in Ge- 
fängnissen und Irrenanstalten zu erforschen, von der psychi- 
schen wie von der biologischen Seite her, indem sie seine 
Eigentümlichkeiten mit denen des normalen Menschen ver- 
gleichen. Diese Untersuchungen führten die Anthropologen zu 
dem Nachweis und der Behauptung, daß der Verbrecher nicht 
nur, wie englische Forscher behaupteten, dem Zwischengebiet 
zwischen geistig Gesunden und Irren angehört, sondern daß 
er auch besondere, sowohl pathologisch-degenerative wie ata- 
vistische Merkmale erkennen läßt, durch welche letztere er in der 
heutigen zivilisierten Gesellschaft die niederen Rassen vertritt, 
und daß er in jeder Weise von dem normalen Typus des ge- 
sunden erwachsenen Menschen abweicht^ (S. 26). 

Ich habe mich bereits bemüht, die gelehrte Tünche abzu- 
kratzen, mit der derartige hohle Phrasen verkleidet sind. Ich 
will nun zeigen, daß Ferri den geborenen, stets abnormalen 
Verbrecher bereits wesentlich beschneidet, im übrigen aber 
das würdige Seitenstück von Lombroso bildet. 

Vor allem ist jedoch die von ihm, wie von der ganzen Schule 
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der klassischen Schule unterschobene Tendenz, die Verbrecher 
mit der Strafe heilen zu wollen, zurückzuweisen. Die Quack- 
salberei überlassen wir den Positivisten. Wir begnügen uns 
mit der Tatsache der abhaltenden Kraft der Strafe und müssen 
natürlich die weitere Tatsache mit in den Kauf nehmen, daß 
diese Kraft in ungezählten Fällen versagt. Deshalb hat aber 
das Strafrecht so wenig Bankerott gemacht, als etwa die Psy- 
chiatrie, die vor einer stetigen Zunahme der Geisteskrankheiten 
steht. 

Ferri hat sich nun eine Verbrechereinteilung zurecht gelegt, 
die in der Folge von Lombroso genehmigt wurde. Für ihn 
gibt es 5 Klassen (a. a. O. S. 85): 

1. Verbrecherische Irre, 

2. Geborene Verbrecher, 

3. Verbrecher aus erworbener Gewohnheit, 

4. Gelegenheitsverbrecher, 

5. Leidenschaftsverbrecher. 

Der Geborene spielt hier bereits eine wesentlich kleinere 
Rolle, als bei Lombroso, der sich sichtlich ärgert, wenn er 
kein erhebliches Degenerationsmerkmal findet. 

Bemerkenswert ist die Folgerichtigkeit, mit der Ferri von 
seinem Standpunkte die Wahnsinnigen den übrigen Verbrechern 
gleichstellt. Er sagt, „es ist nicht wahr, daß der verbreche- 
rische Irre nicht zu den Verbrechern gerechnet werden könne, 
weil er nicht moralisch verantwortlich sei; es gibt überhaupt 
keine andere als eine soziale Verantwortung und diese gilt 
auch für die verbrecherischen Irren. Die verbrecherischen 
Irren gehören auch durchaus nicht ausschließlich zur Domäne 
der Psychiatrie, denn die Anthropologie und die Soziologie sind 
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durchaus berechtigt, sie als Objekte der Naturgeschichte des Ver- 
brechers und als Objekte sozialer Maßnahmen zu betrachten'. 
Das ist wenigstens deutlich gesprochen. Im Wesen stehen 
die Vertreter der extremen Richtung der modernen Psychiatrie, 
wie Kraepelin und Forel auf demselben Standpunkte. Man 
fragt sich dabei nur, warum sich die Herren die Mühe mit den 
Degenerationsmerkmalen, der erblichen Belastung und anderen 
schwachen Dingen geben, und wie sie den verbrecherischen 
Irren aus den übrigen Irren herausdefinieren — von den ganz 
harmlosen abgesehen, die nicht einmal schimpfen. Vorläufig 
können wir die Klärung des Breies den Köchen überlassen. 
Wer sich durch eine Flut gelehrsamer Fremdworte imponieren 
läßt, möge dieser Wissenschaft folgen. 

Es gibt aber auch solche, die wie der Jurist Garofalo (Gut- 
achten zur 4. Vers. d. I. K. V.) zwar sagen, „ statt Axiome auf- 
zustellen, machen wir Untersuchungen, und wir machen sie in 
der lebendigen Welt der Verbrecher, statt in den toten Schriften 
der Klassiker", aber als Zeichen, wie er Untersuchungen und 
die Möglichkeit von Schlüssen auffaßt, femer ausspricht, „Die 
heutige Psychologie leugnet die Möglichkeit von rein morali- 
schen Anomalien, denen nicht ein psychischer Zustand ent- 
spräche. Man nennt diesen das körperliche Substratum. Zwar 
muß man diesen Gedanken anerkennen; er bedeutet aber keines- 
wegs, daß jede Anomalie der Instinkte und Gefühle eine Krank- 
heitserscheinung sei; das Substrat einer Degeneration der Ge- 
fühle könnte in einer winzig kleinen Abweichung bestehen, 
die mit unseren Mitteln der Beobachtung unmöglich festzu- 
stellen wäre, und diese Abweichung könnte wohl ohne jede 
Einwirkung auf den Gesundheitszustand bleiben. Ihre einzige 
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Wirkung wäre dieser geringere Grad von Moralität, der aber 
keineswegs eine Krankheit zu sein braucht. Daher ist es 
nicht notwendig, daß moralische Degeneration von psychischer 
begleitet sei. Folglich ist man berechtigt, das Verbrechen 
auf eine moralische Anomalie zurückzuführen, auch wenn man 
das Vorhandensein eines anatomischen Verbrechertypus nicht 
nachweisen kann*. 

Auf dem Wege dieser wissenschaftlichen Methode kann man, 
von der These ausgehend, daß der Nachtwächter nicht den 
normalen Typus darstellt, mutatis mutandis nachweisen, daß 
es nur geborene Nachtwächter gibt. 

Der Psychiater Bleuler (Der geborene Verbrecher) geht 
noch etwas weiter, indem er meint, eigentlich hätten die Gegner 
zu beweisen, daß der Verbrecher nicht geboren sei. 

Ich denke, diesen Abschnitt am besten zu schließen, wenn 
ich die ironischen Worte, mit welchen Mittelstadt (Schuld 
und Strafe G. S. 46) die kriminalanthropologische und kriminal- 
soziologische Hygiene geiselt, anführe: „Ein Individuum, das 
sich bisher in der grauen, gleichgültigen Masse der recht* 
schafiPenen Leute verloren hat, ist plötzlich durch normwidriges 
Handeln zu einem soziologisch interessanten Phänomen ge- 
worden. Also wird es ergrifFen und viviseziert. Man unter- 
sucht genau, woran es ihm fehlt, ob an physischer oder an 
psychischer Kraft, an geistigen oder an sittlichen Defekten, 
an der Länge des Hinterhauptlappens oder an Eisen im Blut, 
an Arbeitslust oder an Arbeitsgelegenheit, weß Geistes Kind 
die Eltern gewesen, wie die Erziehung beschaffen war, von 
welcher Art seine Aufführung In Haus und Familie« Nachdem 
man solchergestalt sich eingehend mit dem ^»Verbrecher'' be- 
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schäftigt und seine Charakteristik oder Krankengeschichte, oder 
wie dieser soziologische Tatbestand sonst heißen wird, fest- 
gestellt hat, schreitet man zur Fällung des Urteils. Dem all- 
weisen Gebieter, welcher die soziologische Entscheidung abzu- 
geben hat, stehen eine Reihe der verschiedenartigsten, sinn- 
reichsten Heilanstalten und wohltätigsten Kurorte zur Verfägung, 
die einen mehr für die Kräftigung der intellektuellen Organe, 
andere Sanatorien für Aberziehung sittlicher Defekte, bedenk- 
licher Temperamentsfehler u. dgl., wieder andere für Anerziehung 
der eigentlich sozialen Tugenden, des Gemeinsinnes, des Alt- 
ruismus usw. Danach verordnet er dem verbrecherischen 
Patienten diese oder jene Kur für kurze oder lange Zeit. Da 
sich der Erfolg derartiger Heilversuche niemals mit Sicherheit 
vorausbestimmen läßt, wird fernere Beobachtung und erneute 
Untersuchung durch die Experten unumgänglich sein. Davon 
wird es abhängen, ob und wann endlich von maßgebender In- 
stanz das Schlußurteil dahin ergeht, der Verbrecher sei als ge- 
heilt zu entlassen oder als unheilbar dort oder dorthin zu ver- 
weisen^. Mittelstadt nennt die Erfüllung der sozialpolitischen 
Aufgaben des Staates im Wege der Strafrechtspflege mit Fug 
und Recht soziale Kurpfuscherei. 

Es gibt so wenig einen geborenen Verbrecher^ als es eine 
Kriminalanthropologie in naturwissenschaftlichem Sinne gibt. 
Wenn Kur eil a in der Vorrede zu der deutschen Übersetzung 
von Lombrosos „Die Ursachen und Bekämpfung des Ver- 
brechens" (1902) meint, dieses Werk werde das größte Hinder- 
nis entfernen, welches bisher einer Würdigung der Lombroso- 
schen Ideen bei uns entgegenstand, das Vorurteil nämlich, 
er und seine Schule wolle den Verbrecher als einen Geistes- 
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kranken aus einem Objekte der Kriminalpolitik zu einem Ob- 
jekte der Krankenpflege machen, so irrt er sich im Wesen 
der Sache und im Werte des neuen Buches. Dieses verdient 
nicht gelesen zu werden. Durch das Zusammentragen aller 
möglichen Notizen kann man zwar ein Buch füllen, aber 
denkende Menschen über den Mangel jeder Logik nicht hin- 
wegtäuschen. Was darin insbesondere auf dem Gebiete der 
Kriminalstatistik geleistet wird, ist haarsträubend. 



V. Die Gruppe der Minderwertigen. 

1. Die Frage ist in den verschiedensten Gestalten im Laufe 
der Jahre aufgetaucht. Schon die Literatur und Gesetzgebung 
des 18. Jahrhunderts hat sich der Tatsache nicht verschlossen, 
daß die Natur keine Sprünge kenne und daß zwischen den 
Geisteskranken, die nicht strafrechtlich verantwortlich gemacht 
werden können, und den Vollgesunden sich eine dritte Gruppe 
befindet, die nicht vollgewertet werden könne. Diese An- 
schauung ist heute noch in dem geltenden österreichischen 
Rechte verkörpert, das neben den die Zurechnung ausschließen- 
den Zuständen von Geisteskrankheit, Geistesschwäche und vor- 
übergehender Aufhebung der geistigen Funktionen unter den 
übrigen Milderungsumständen die „Verstandesschwäche ^ er- 
wähnt, allerdings in einseitiger Hervorkehrung der Verstandes- 
seite, ohne der auf pathologischer Grundlage beruhenden 
Willensschwäche zu gedenken. 

Es handelt sich um keine Gruppen im doktrinären Sinne, 
die man auch nur annähernd so scheiden könnte wie die Rassen, 
die sich selbst in den Mischlingen noch zur Geltung bringen. 
Wir stehen schwimmenden Grenzen gegenüber mit Übergängen, 
die auch dem Fachmann nicht stets mit Sicherheit erkennbar 
sind. Übergänge zweifacher Art treten uns entgegen, solche 
im engeren Sinne, bei denen der Einzelne von der einen Gruppe 
in die andere zieht, wie bei beginnender Abnahme der geistigen 
Kräfte im hohen Alter, oder bei beginnenden Geisteskrank- 
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heften, und andererseits solche, bei denen der Einzelne sich 
in einem dauernden Zustande befindet, bezüglich dieses Zu- 
standes jedoch zweifelhaft ist, welcher Gruppe er angehört. 
Über diese Schwierigkeit hilft der Grundsatz des Strafrechts 
i,in dubio mitius' hinweg, für den Kriminalisten ist die Sache 
formell erledigt; es ist Aufgabe der Gesetzgebung, auf einem 
Gebiete außerhalb des Straf rechts die Möglichkeit für jene 
Maßregeln zu schaffen, die im Interesse der Gemeinschaft und 
des Betroffenen selbst etwa erforderlich erscheinen. Der 
Strafrechtspflege kann auf diesem Gebiete ebensowenig eine 
ihr fremde Aufgabe auferlegt werden, als etwa auf dem Ge- 
biete der Technik. Auch hier kann sich der Fall ereignen, 
daß der Strafrichter auf die Frage, ob ein fremdes Verschulden 
vorliege, mit einem „non liquet^ antworte, weil es nach dem 
bisherigen Stande der Dinge zweifelhaft bleibt, ob dem ver- 
antwortlich gemachten die Gefahr zum Bewußtsein gekommen 
sein mußte. Es wird aber kaum jemandem einfallen, von dem 
Strafrichter zu verlangen, daß er nun für die Zukunft vor- 
beugende Vorschriften auf dem Gebiete der Technik erlasse. 

Ich habe damit als erste Frage die der Kompetenz aufge- 
rollt, vorerst für die Fälle zweifelhafter Art. Bekanntlich 
spielt diese Frage in den Fällen, die mit Recht oder Unrecht 
als solche der Mittelgruppe bezeichnet werden, eine weit größere 
Rolle. Zunächst wird es sich aber darum handeln, ob der bis- 
herigen Überlieferung gemäß die Einreihung in die Gruppe 
der Nichtvollwertigen strafrechtlich nur eine mildere oder eine 
ganz anders geartete Behandlung nach sich ziehen soll, die 
sich schließlich als Behandlung anstatt Bestrafung darstellt. 

2. Im Anschluß an Baer (Der Verbrecher in anthropologi- 
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scher Beziehung) habe ich (Kriminalanthropologie G. S. 51) 
ausgeführt, daß nach Baer bei den Verbrechern »die Gruppe 
der geistig Defekten, deren psychische Organisation unvoll- 
kommen angelegt oder durch einen krankhaften Vorgang später 
lückenhaft geblieben ist^, zahlreicher ist, als die der unverkenn- 
bar deutlichen Fälle von Irrsinn. Baer führt zwei Arten solcher 
Minderwertiger an, die Schwachsinnigen und impulsiv Gewalt- 
tätigen. Erstere seien Leute, welchen die Fähigkeit mangle, 
mit beharrlicher Ausdauer einen geordneten Lebenswandel bei 
geregelter Tätigkeit zu verfolgen, in kritischer Lebenslage das 
Für und Wider der Verhältnisse zu beurteilen, die jeweiligen 
Umstände abzuwägen und das Eine oder Andere willenskräftig 
zu verfolgen, welche endlich den Eingebungen des Augenblicks 
nachgehen, den augenblicklichen Trieben und Anregungen von 
außen ohne Widerstand und ohne Kampf folgen. Damit hat 
Baer den Kreis dieser Schwachsinnigen ungeheuer weit ge- 
zogen, er enthält das ganze Gebiet des Leichtsinns, der trieb- 
artig vorgeht, und der Schwäche, die sich schieben läßt. Solche 
Leute kommen bei Verbrechern vor, bleiben aber auch zum 
großen Teile vor strafbaren Handlungen oder zum mindesten 
vor solchen schwerer Art oder gemeiner Gesinnung stehen. 

Ich habe in der Folge erwähnt, daß wir uns mit diesem Be- 
griffe der Minderwertigkeit dem von Baer bekämpften, heute 
so ziemlich allgemein verworfenen Begriffe der moral in- 
sanity nähern, der sittlich Wahn- oder Blödsinnigen, deren 
Merkmal Perversität, Verkehrtheit auf dem Gebiete sittlichen 
Fühlens und Handelns bei Besitz der geistigen Fähigkeiten 
sein soll. 

Es wurde stets mit Recht hervorgehoben, daß die Lehre von 
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der moral insanity eine Verneinung des Strafrechts bildet, denn 
jede Begehung eines Verbrechens trotz geistiger Einsicht zeigt 
einen Mangel an sittlichem Gefühle und sittlicher Willenskraft. 
Es gibt aber keinen geistesgesunden Menschen, der nie mit 
Erfolg bösen Trieben Widerstand geleistet hätte, wobei wir 
allerdings an die Beweggründe keinen zu hohen ethischen Maß- 
stab anlegen dürfen. Es gehört auf das Gebiet der Phrase, von 
sittlich Blödsinnigen zu sprechen, welchen das sittliche Gefühl, 
die sittliche Willenskraft gänzlich fehle. Es fehlt ihnen nicht, 
sondern es ist bei vielen, auch Nichtverbrechern, nur mangel- 
haft entwickelt, diese Mangelhaftigkeit äußert sich nicht immer 
und nicht auf allen Gebieten sittlichen Empfindens gleichmäßig. 

Baer setzt vom Standpunkte des Psychiaters auseinander, 
daß es kein Moralitätszentrum gäbe, daß der Begriff der Sitt- 
lichkeit das Ergebnis der Kulturarbeit der Menschen sei, welcher 
sich je nach Zeit und Ort allgemein und beim einzelnen Men- 
schen verschieden entwickelt, daß die Bezeichnung „sittlicher 
Blödsinn^ an sich zu verwerfen sei und nur so weit Sinn habe, 
als er bei sonst geistig kranken oder mangelhaften Menschen 
zur Erscheinung komme (in welchem Falle er aber doch das 
nicht ist, als was er bezeichnet wird). Nach Baer hat die 
Lehre vom sittlichen Blödsinn dem Ansehen des ärztlichen 
Urteiles bei den Richtern mit Recht Eintrag getan, indem sie 
schließlich dahin führen würde, das Verbrechen in allen seinen 
Gestalten um so eher und zweifelloser zu privilegieren, je 
größer, unnatürlicher und scheußlicher es ist. 

3. Wie die Lehre vom moralischen Blödsinn begründet 
und wie im Wege der Generalisierung und Kumulierung der 
verschiedensten sittlichen Mängel Einzelner ein falsches Ge- 
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samtbild geschaffen und sodann auf Grund dieses farbenreichen 
Bildes eine allgemeine Krankheitserscheinung konstruiert wird, 
zeigte einer der neueren Vertreter der Lehre vom moralischen 
Blödsinn, Krafft-Ebing (Gerichtliche Psychopathologie 1875 
S. 155). Nach einer geschichtlichen Skizze über die Ent- 
stehung der Lehre gab er zunächst eine Art BegrifiPsbestimmung, 
die er psychologische Analyse nannte. „Es finde sich im Ge- 
biet des Fühlens als Grundzug und entscheidend für die 
Charakteristik dieser individuell so verschiedenartigen Ent- 
artungszustände eine mehr oder weniger vollkommene mora- 
lische Insensibilität, ein Fehlen der moralischen Urteile und 
ethischer BegrifFe, während die rein aus logischen intellektu- 
ellen Prozessen hervorgehenden Urteile des Nützlichen und 
Schädlichen ganz unversehrt bestehen können^. Für jeden 
Kriminalisten ist es klar, daß diese übertriebene Schilderung, 
wenn sie auf ihr richtiges Maß zurückgeführt wird, auf jeden 
intelligenten Verbrecher mit tiefstehenden sittlichen Anschau- 
ungen paßt. Was die Häufung von Merkmalen betrifft, deren 
sich Krafft-Ebing schuldig macht, so führe ich an: maßloser 
Egoismus, der sich positiv abstoßend gegen alles sittlich Gute, 
Edle und Schöne verhält, nur in Befriedigung selbstischer 
Interessen sich gefällt und alle intellektuellen Fähigkeiten nur 
in dieser Richtung verwertet; — Mangel jeglicher Kindes- und 
Verwandtenliebe, Hang zur Isolierung, Grausamkeit gegen Tiere, 
Herzenskälte, Gleichgiltigkeit gegen das Wohl und Wehe des 
Mitmenschen, Interesselosigkeit für alle Fragen des gesell- 
schaftlichen Fortschrittes als Zeichen, durch welche sich dieser 
Mangel sozialer und sittlicher Gefühle verrät; — Fehlen jeder 
Empfänglichkeit für sittliche Wertschätzung oder Mißbilligung 
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seitens anderer, jeglicher Gewissensregung und Reue; — in- 
folge der Hemmung der egoistischen Bestrebungen durch Recht 
und Gesetz, Ersatz der einfachen Herzenskälte und Negation durch 
Haß, Verachtung, Neid, Rachsucht, der Betreffende verhält sich 
nicht mehr passiv, sondern er wird streit- und händelsfichtig, 
rechthaberisch und ist bei seiner sittlichen Idiotie um die Wahl 
der Mittel nicht verlegen, seine Arroganz, Brutalität, Rück- 
sichtslosigkeit kennen keine Schranken. Krafft-Ebing fuhrt 
nun weiter aus, daß je nach dem Vorherrschen und der Quali- 
tät perverser Triebe, ACFekte, Leidenschaften sich hier un* 
zählige individuelle Bilder psychischer Entartung ergeben. Im 
allgemeinen seien solche Menschen vpn geringer Aktivität 
und Energie außer da, wo es sich um die Befriedigung ihrer 
unsittlichen verbrecherischen Gelüste handelt Nichts ist ihnen 
mehr zuwider als Arbeit und Broterwerb. Betteln, Vagabun- 
dieren, Stehlen sind ihre eigentlichen Berufszweige. In früher 
Jugend seien sie durch ihre Halsstarrigkeit, Bosheit der Schreck 
der Eltern, in der Schule durch ihre tollen Streiche, Gemein- 
heiten, Faulheit, Ungelehrigkeit enfants terribles, die bald fort- 
gejagt werden. Bringen sie es bis zu Lehrlingen oder zu einer 
gewissen selbständigen Stellung, so zeigen sie sich bald als 
lügenhafte, diebische, ausschweifende Taugenichtse und Ver- 
schwender, die allen moralischen Einwirkungen und polizei- 
lichen Maßregelungen gegenüber unverbesserlich, endlich ins 
Arbeitshaus oder Zuchthaus wandern. Auch dort zeigen sich 
Besserungsversuche und disziplinare Maßregelungen erfolglos 
und wenn der Freiheit wiedergegeben, seien diese Menschen 
wieder die Alten. Dieser Grundzug moralischer Insen- 
sibilität und Perversität finde sich ebensowohl bei 
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dem angeborenen als dem erworbenen moralischen 
Irresein, nur zeigen die angeborenen Fälle größere Aktivität 
der perversen Antriebe, die zudem mehr einen automatischen, 
impulsiven, instinktiven Charakter haben und nicht selten sich 
periodisch äußern, während bei den erworbenen die unsittlichen 
Antriebe mehr äußerlich angeregt seien und nicht so unmittel- 
bar zur Befriedigung drängen, wie die ganz spontanen und 
impulsiven Akte der Hereditarier. 

In der Folge kommt Krafft-Ebing, da er eigentliche Krank- 
heitserscheinungen nicht feststellen kann, zu dem mit dem 
angeblichen Wesen der Moral Insanity nicht in Einklang be- 
findlichen Schluß, daß derartige Entartete doch intellektuell 
schwach seien, unproduktiv zu einem wirklichen Lebensberuf, 
einer geordneten Tätigkeit unfähig, von mangelhafter Bildungs- 
fähigkeit, einseitig, verschroben in ihrem Ideengang, von sehr 
beschränktem Urteil. Neben dem so sehr hervortreten- 
den sittlichen Defekte fehle nie der intellektuelle, in 
einer Reihe dahin gehöriger Fälle bestehe sogar ein 
zweifelhafter intellektueller Schwachsinn. 

Diese Proben dürften genügen, um zu zeigen, daß die Beweis- 
führung von einer naturwissenschaftlichen Methode weit ent- 
fernt ist, und an wesentlichen logischen Mängeln leidet. Wäre 
in der Tat alles, was da vorgebracht wird, in einer Person 
vereinigt, so hätten wir Kriminalisten gegen eine Abgabe des 
Behafteten in Irrenpflege nichts einzuwenden, denn nur auf 
pathologischer Grundlage könnte eine solche widerspruchsvolle 
seltene Mißbildung entstehen. Handelt es sich jedoch nur um 
das Vorhandensein einzelner Eigenschaften solcher Art, so ist 
es ebenso klar, daß eine pathologische Grundlage erst zu be- 
ll oegei, Einteilung. H 
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weisen wäre, da sie aus diesen an sich rein menschlichen 
Eigenschaften keineswegs gefolgert werden kann. Gegen der- 
artige Hypothesen, die sich lediglich auf unbewiesene Be- 
hauptungen stützen, muß Stellung genommen werden, da ihr 
Durchdringen auch nur bei einem Teile der Sachverständigen 
verwirrend auf die Rechtsanwendung wirken, zu willkürlichen 
mit dem Gesetze in Widerspruch stehenden Freisprüchen, ins- 
besondere bei den Geschworenen führen könnte. Es ist für 
jeden erfahrenen Kriminalisten klar, daß unter einen BegrifiP, 
der jede Form sittlichen Tiefstandes umfaßt, jeder Verbrecher 
untergebracht werden kann, der eine bemakelte Vergangenheit 
besitzt. 

4. Wenn man die von Psychiatern veröfFentlichten Fälle von 
sogenannter Moral Insanity und jene, die in der Praxis als 
solche bezeichnet werden, prüft, so sieht man in der Tat, daß 
es sich regelmäßig um das Vorhandensein einzelner sittlichen 
Charaktergebrechen handelt — außerdem aber, und dies muß 
hervorgehoben werden, in der Mehrzahl der Fälle um miß- 
ratene Sprößlinge guter Familien, die auf diesem Wege das 
Strafurteil durch einen platonischen Ausspruch geistiger Er- 
krankung ersetzen wollen. 

Als ein anderes Beispiel, wie über den Kernpunkt der Frage 
nach der pathologischen Grundlage der Moral Insanity mit 
Phrasen hinweggeglitten wird, führe ich Forel (Vorwort zu 
Kölle, Gerichtlich-psychiatrische Gutachten) an. Verbrechen 
ist nach ihm die Resultante vieler heterogener Komponenten 
1. der hereditären Anlagen des Individuums, 2. aller im Laufe 
seines Lebens auf sein Gehirn erfolgten Einwirkungen, so Er- 
ziehung, Umgebung, Krankheit, Unfälle, 3. der äußeren Um- 
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Stände und Veranlassungen. Dem geisteskranken Altruisten, 
der mit ethischen Gegenvorstellungen seine Verbrechertriebe 
bekämpft, stellt er den ethischen Idioten entgegen, welcher 
gegen die Gesellschaft verbittert sich wie eine beißende und 
kratzende Katze geberdet, oder anderen Ortes „bei leichterem, 
oft verschwindenden Grade von angeborenem intellektuellen 
Schwachsinn hochgradige angeborene ethische Defekte, ver- 
bunden mit antisozialen Trieben aufweist^. 

Gerade jene Psychiater, die das Strafrecht von ihrem Stand- 
punkte verneinen, weil sie eine Verantwortlichkeit des Menschen 
nicht anerkennen, sollten schon aus Gründen der Logik nicht 
einen aparten Begriff moralisch Blödsinniger vertreten, da 
es sich bei diesen wie bei allen übrigen Menschen doch auch 
nur um angeborene oder erworbene Eigenschaften handeln 
kann, die sie (wie Garofalo Gutachten zur 4. Vers. d. I. K. V.) 
auf eine noch unentdeckte Abweichung in dem Aufbau des 
Gehirns zurückführen. 

In dieser Richtung will ich auf Gramer verweisen, der ent- 
schieden den Gedanken vertritt, daß das Strafrecht einmal von 
der Behandlung abgelöst werden wird, und dies auch beim 
27. deutschen Juristentag mit den Worten bekannt hat: „ich 
bin als Mediziner überzeugter Determinist, es wäre mir lieber, 
wenn es kein Strafrecht gäbe, das spreche ich offen aus, aber 
man kann nicht Berge versetzen und Unmögliches verlangen^. 

Gramer (Gerichtliche Psychiatrie 1903 S. 352 u. f.) kommt 
zum Schlüsse, daß die sogenannte moralische Idiotie wenig- 
stens vom Standpunkte des geltenden Rechts nicht verwertbar 
sei. Davon ausgehend, daß es außerordentlich verkommene, 

ethisch defekte Menschen gibt, und daß derartige hochgradige 

11* 
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ethische Defekte auch bei hoher Intelligenz und ohne eine be- 
sonders schwere Belastung, ohne eine sogenannte Entartung 
vorkommen, meint Gramer, daß selbst die Anhänger der 
Lehre von der moralischen Idiotie in solchen Fällen, wenn 
sich außer der Schlechtigkeit nichts nachweisen läßt, eine andere 
Behandlung dieser Individuen nicht verlangen werden, als die^ 
welche dem Verbrecher in gewöhnlichem Sinne zuteil werde. 
Auch pathologisch-anatomisch sei die Psychiatrie noch weit 
entfernt, eine moralische Idiotie nachweisen zu können. 
Die moralischen Vorstellungen seien das Produkt eines kompli- 
zierten assoziativen Vorganges, der sich nicht auf eine be- 
stimmte Stelle lokalisieren lasse. Gramer nimmt an, daß es 
für die moralische Idiotie nur ein sicheres klinisches Zeichen 
gebe, den mehr oder minder hochgradigen ethischen Defekt, 
und daß die moralische Idiotie diese klinische Zeichen mit 
den Geisteskranken, mit moralisch verkommenen Menschen, 
Gharakterlumpen und ethisch total entarteten Verbrechern ge- 
meinsam hat. Von der Geisteskrankheit sei die moralische 
Idiotie leicht zu trennen — durch die Symptome der geistigen 
Erkrankung — nicht aber von dem Verbrecher. Es gebe hoch- 
gradig moralisch und ethisch defekte Menschen, bei denen jede 
Belastung und Entartung fehle, andererseits mehr oder minder 
schwer belastete Verbrecher, welche, abgesehen von ihrer 
Straftat, kein Zeichen eines ethischen Defektes erkennen lassen. 
Es gebe also praktisch keine Möglichkeit, einen Verbrecher, 
einen schlechten Menschen an sich, von dem moralischen 
Idioten zu trennen. Wenn wir die moralische Idiotie als eine 
Art Krankheit auffassen wollen, müssen wir das auch mit be- 
stimmten Verbrecherkategorien, ja vielleicht mit dem größten 
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Teile der Verbrecher tun, namentlich aber mit einem Teile 
von Verbrechern, die unsere geringste Sympathie verdienen. 
Gramer will schließlich darüber nicht urteilen, ob dies gerecht- 
fertigt sei, er halte es nicht für ausgeschlossen, daß es einmal 
dazu kommt. In dieser Richtung dürfte er irren. 

Aus der neueren Zeit ist auf den Vortrag von Berze (Über 
die sogenannte Moral Insanity, Groß Archiv 30, S. 123) hin- 
zuweisen, der den Begriff nicht aufgeben will. Er meint, es 
bestehe ein Bedürfnis hierfür, das sich darin zeige, „daß zur 
selben Zeit, da sich die Mehrzahl der Psychiater förmlich der 
Versuchung schämt, den Ausdruck: moral insanity anzuwenden, 
immer wieder neue Bezeichnungen: moralischer Schwachsinn, 
moralische Entartung, moralische Anästhesie, ethische Imbezillität, 
moralische Defektuosität usw. aufkommen.^ Meiner Ansicht nach 
sind diese durch derartige Wortbildungen gekrönten Versuche nur 
das Ergebnis des unfruchtbaren Strebens der Psychiater, voll- 
kommen natürliche, mit der Eigenart des Menschen zusammen- 
hängende Erscheinungen durch krankhafte Störungen erklären 
zu wollen. „Moralische Defekte* bestehen zweifellos, wir 
sehen sie tausendfältig, aber nicht bloß an Verbrechern, sondern 
an uns allen ganz ausnahmslos, und wenn wir „Laien* sie 
natürlich erklären, so ist unsere Methode nicht weniger natur- 
wissenschaftlich als die der Psychiater. Es fällt uns doch 
auch nicht ein, die für uns ergötzlichen Unarten der „Dackel* 
als krankhaft zu bezeichnen. Mit der von Berze vorgenom- 
menen Unterscheidung von Gefühlsmoral und Verstandesmoral 
ist, abgesehen von ihrer praktischen Unmöglichkeit, nichts ge- 
wonnen. Daß derjenige, dem es an Moral gebricht, leichter 
kriminell wird, ist klar, ebenso daß sich viele nur durch die 
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Scheu vor dem Strafgesetze — was Berze als pseudomora- 
lische Hemmung bezeichnet — abhalten lassen. Damit ist 
aber das pathologische der Sache nicht erwiesen, es müßte 
zuerst bewiesen werden, daß die Unmoral wider die Natur 
des „Normalmenschen^ ist, und das ist eben nicht der Fall, 
mögen sich dagegen auch Moralisten oder Psychiater sträuben. 
Die nach der jeweiligen gesellschaftlichen Auffassung unmora- 
lischen Triebe heben sich, gerade wenn man sich vollständig 
auf den Standpunkt des Determinismus stellt, gar nicht von 
den sonstigen Bedingungen des menschlichen Handelns ab. 
Selbstverständlich gibt es Verletzungen der Moral (gleichviel 
ob sie strafbar sind oder nicht), die auf pathologischer Grund- 
lage beruhen, dann muß aber diese für sich bewiesen werden 
und darf nicht aus dem der Handlung zu Grunde liegenden 
Triebe gefolgert werden. Auf dies kommt schließlich auch 
Berze hinaus, auch dort, wo er von »partieller Unzurechnungs- 
fähigkeit* spricht. 

5. Was nun die Frage der Minderwertigen betrifft, so 
gebe ich auch hier, wenn auch teils gekürzt, teils erweitert, 
das wieder, was ich bei einer früheren Gelegenheit (Die Be- 
handlung der Minderwertigen, M. f. Kriminalpsychologie, 1.) 
ausgeführt habe und verweise bezüglich der Literatur auf 
Gottschalk (Materialien zur Lehre von der verminderten Zu- 
rechnungsfähigkeit, 1904) und -auf das später zu erörternde 
Gutachten von Kahl (27. d. Jur. Tag, 137). 

Ich habe seinerzeit unter anderem erwähnt, «daß die in den 
letzten Jahren auf strafrechtlichem Gebiete in den Vordergrund 
getretene Frage der Minderwertigkeit auf ähnliche Abwege zu 
führen droht, wie seinerzeit die Frage der moral insanity. 
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Solange es sich nur um rein akademische Erörterungen han- 
delte, war eine Gefahr für die Strafrechtspflege nicht gegeben 
und konnte vom Standpunkte derselben die weitere Entwicklung 
kühl abgewartet werden. Nun machen sich in doppelter Rich- 
tung Bedenken geltend. Einerseits tauchte die Frage der 
Minderwertigkeit, wie ihre Vorläuferin, mit einer gewissen 
Regelmäßigkeit in Straffällen auf, die sich entweder für das 
Sensationsbedürfnis des Publikums eignen, oder in welchen 
der Beschuldigte oder seine Verwandten über die Mittel zu 
Umtrieben verfügen. Dadurch leidet zweifellos das Ansehen 
der Strafrechtspflege, wenn auch nur in vereinzelten Fällen 
der Schuldige der Strafe entgeht. Andererseits verdichten sich 
die verschiedenen theoretischen Lösungen dieser Frage all- 
mählich zu positiven Vorschlägen, die im Falle ihrer Verwirk- 
lichung geeignet wären, die Grundlagen des Strafrechtes be- 
denklich zu erschüttern. Solange man es nicht wagt, die 
äußerste Folgerung zu ziehen, das Strafrecht zu beseitigen und 
an seine Stelle einen anderen, angeblich wirksameren, Rechts- 
güterschutz zu setzen, die Kriminalisten durch Schulmeister 
und Arzte zu ersetzen und die Sicherheitspolizei in deren 
Dienst zu stellen — muß man sich füglich hüten, der Straf- 
rechtspflege eine unmögliche Aufgabe aufzuerlegen. 

Wenn der Determinismus von der Annahme ausgeht, daß 
die Tat das natürliche Ergebnis einer Reihe von inneren und 
äußeren Bedingungen sei, so würde er einen Widerspruch in 
die eigene Lehre tragen, soferne er einer einzelnen Bedingung 
ohne Rücksicht auf ihre Tragweite im Einzelfalle eine privile- 
gierte Stellung einräumen würde. Die hochgradige Aufregung 
des normalen Affektverbrechers kann doch einen bedeutend 
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höheren Wert als Bedingung haben, als ein sehr milder Grad 
geistiger Zurückgebliebenheit, der sich in verschiedenen Prü- 
fungsmißerfolgen zeigt, oder eine Willensschwäche, die in Geld- 
ausgeben oder geschlechtlichen Ausschweifungen ihren Ausdruck 
findet. Die Wage für das Gewicht der Bedingungen ist über- 
haupt noch nicht erfunden, sie müßte überdies für jeden 
einzelnen Menschen besonders gebaut werden. Für den In- 
determinismus, der die letzte Ursache in dem Willensentschluß 
sieht, gilt dies natürlich in erhöhtem Grade. Auch der viel- 
gelästerte Indeterminismus verschließt sich bekanntlich dem 
Gewichte der inneren und äußeren Bedingungen der Tat nicht 
— in Österreich hat schon die Landgerichtsordnung Ferdi- 
nands III. von 1656 „die gar großen Ursachen und Anleitungen, 
welche einem zu unmäßigen Zorn oder Vollbringung der Tat 
gegeben werden^, „die Melancholie oder große Traurigkeit 
eines Menschen vor und bei der Tat", „die große Einfalt*, 
„das gar hohe Alter", „eines Täters Jugend und dabei ver- 
spürender Unverstand" als strafmildernd hervorgehoben. Aber 
auch der Indeterminismus kann einer einzelnen Bedingung 
keinen von vornherein festen Wert geben, insbesondere wenn 
sie von so schwankender, zerfließender, jeder Willkür freien 
Spielraum gebender Beschaffenheit ist, wie die „geistige Min- 
derwertigkeit", die man nach Belieben, wie Kautschuk, kneten 
kann. 

Es ist unzweifelhaft und bedarf kaum mehr einer Begrün- 
dung, daß es, wie überhaupt in der Natur, so auch zwischen 
gesund und krank keine feste Grenze gibt. Es mag sogar 
angesichts des ewigen Kampfes, in dem sich jedes Einzelwesen 
gegenüber den seine Daseinsdauer bedrohenden großen und 
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kleinen Mächten befindet, bezweifelt werden, ob der Begriff 
Gesundheit überhaupt Berechtigung hat. Ebensowenig gibt es 
eine sichere Abgrenzung zwischen vollkommen und unvoll- 
kommen, normal und abnormal — diese Begriffe sind an sich 
relativ, es gibt keine Autorität, welche befugt ist, sie zu be- 
stimmen. Wir haben in dem Durchschnitt der Bevölkerung 
bestimmter Landstriche und Rassen zu bestimmten Zeiten einen 
beiläufigen Anhaltspunkt für die Norm. Alles andere ist Will- 
kür. Aus diesem Grunde ist bekanntlich die Einteilung in groß, 
mittel und klein der anthropometrischen Messungen je nach 
dem Lande der Messung verschieden. 

Was von Gesundheit und Norm im allgemeinen gilt, gilt in 
erhöhtem Maße von jenen Funktionen, die auf dem Gebiete 
der Zurechnung in Betracht kommen. Weder zwischen Geistes- 
gesundheit . und Geisteskrankheit, noch zwischen voller Geistes- 
kraft und ausgesprochener Geistesschwäche gibt es feste Gren- 
zen. Zu allem Überflusse lassen sich nicht einmal beide 
Gebiete voneinander scharf abgrenzen, indem auch die Grenze 
zwischen Krankheit und Mangelhaftigkeit schwanken dürfte. 

Die Schlußfolgerung ergibt sich von selbst. Neben Geistes- 
kranken, bei denen die Ztu*echnung zweifellos ausgeschlossen 
ist, gibt es Personen, deren krankhafter Zustand nicht oder 
noch nicht soweit geht, jedoch Einsicht und Willenskraft her- 
absetzt. Ebenso gibt es neben Geisteskrüppeln, ausgesprochenen 
Schwachsinnigen, solche Personen, deren Einsicht und Willens- 
kraft nicht oder noch nicht so genügend entwickelt ist, daß 
man sie dem Durchschnitte der Bevölkerungsschichten und 
Altersklassen gleichstellen könnte, denen sie angehören. Alle 
diese sind relativ minderwertig, und es geht daher nicht 
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an, strafrechtlich „ krankhaft^ Minderwertigen eine besondere 
Stellung einzuräumen, die den nicht krankhaften, aber im 
gleichen Grade Minderwertigen nicht eingeräumt wird. Wenn 
deterministisch oder indeterministisch das Gewicht der Einsicht 
und Willenskraft bei den einen a + b statt A + B ist, so ist 
es auch bei den anderen a + b. Davon läßt sich nichts weg- 
disputieren. Natürlich gibt es in beiden Lagern ungezählte, 
und, was das Wichtigste ist, mit den gegebenen Mitteln ganz 
und gar unwägbare Unterschiede. Über idiese Schranke wird 
die Wissenschaft auch in Jahrtausenden nicht hinauskommen, 
selbst wenn es gelingen könnte, vorübergehend in die Haut 
eines anderen zu schlüpfen. 

Nun finden sich neben den krankhaften Störungen und den 
Mängeln der Gehirn Funktionen auch noch andere Umstände, 
welche bei Beurteilung der Tat in Betracht kommen. Es sind 
dies jene Milderungsumstände, welche die älteren Strafgesetz- 
gebungen in ein logisch und psychologisch richtiges System 
gebracht haben, vor allem die äußeren Antriebe zur Tat, wie 
Verleitung, Notlage, Gelegenheit und die durch die verschie- 
densten Ursachen hervorgerufene Aufregung. Das Gewicht 
dieser äußeren Momente wird wieder je nach den Umständen 
des einzelnen Falles und des betroffenen Individuums höchst ver- 
schieden sein, und es zeigt sich insbesondere, daß es ganz falsch 
wäre, etwa mechanisch geistige Minderwertigkeit und äußeren 
Anstoß zur Tat zu addieren. Die geistige Minderwertigkeit 
kann im Gegenteil den Anstoß von außen paralysieren. Der 
Minderwertige wird beispielsweise mitunter ein erheblich ge- 
ringeres Ehrgefühl haben als der sogenannte Normalmensch und 
daher auf Beleidigungen minder gewalttätig reagieren als dieser. 
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Die geistige Minderwertigkeit aus ihrem Zusammenhange 
mit den übrigen für die Beurteilung der Tat wesentlichen Um- 
ständen reißen, würde daher zu ganz unhaltbaren Ergebnissen 
führen, die natürliche Logik geradezu auf den Kopf stellen. 

Es kommt ferner in Betracht, daß alle die Begleitumstände 
der Tat regelmäßig auch von Belang für die Beurteilung der 
Frage sind, ob der Täter geistig minderwertig ist. Sehr häufig 
sind sie der einzige positive Anhaltspunkt, von dem aus auf 
die Minderwertigkeit mit Recht oder Unrecht geschlossen wird. 
Damit komme ich auf die Verläßlichkeit des Urteiles über das 
Vorhandensein einer Minderwertigkeit zu sprechen. Die Ver- 
schwommenheit und Unabgrenzbarkeit des Begriffes bringt es 
eben notwendig mit sich, daß seine Anwendung auf den Einzel- 
fall in höchstem Grade unverläßlich ist. 

Ich schalte die Leute aus, bei denen es zweifelhaft ist, ob 
sie geisteskrank sind. Dieser Zweifel hat nur mittelbar mit 
der Frage der Minderwertigkeit zu tun, insofern nämlich, als 
die Neigung besteht, sie „wenigstens" minderwertig zu erklären. 
Diesen Ausweg halte ich für vollständig verfehlt. Besteht ein 
in Wirklichkeit gegründeter Verdacht der Geisteskrankheit, 
dann kann nicht verfolgt und nicht verurteilt werden. Die 
Schwierigkeit, sich in einzelnen Fällen Klarheit über den Be- 
stand einer Geisteskrankheit zu verschaffen, unterschätze ich 
um so weniger, als ich während meiner richterlichen Tätigkeit 
bei ungezählten Geisteszustandserhebungen in Zivil- und Straf- 
sachen, in und außerhalb der Irrenanstalt interveniert habe. 
In nicht klar liegenden Fällen kommt natürlich der Zweifel in 
ganz anderer Weise zur Geltung, wenn es sich in Zivilsachen 
um Entmündung und allfällige Anstaltsverwahrung oder in 
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Strafsachen um Zurechnung oder Nichtzurechnung einer Straftat 
handelt. Dazu kommen noch die erheblichen Meinungsver- 
schiedenheiten, die in der Theorie bestanden, bestehen und 
bestehen werden und mehr oder minder in die Praxis über- 
gehen. 

Um über die Schwierigkeit der Feststellung einer Geistes- 
krankheit hinwegzuhelfen, kann also der Begriff der Minder- 
wertigkeit nicht eingeführt werden — das wäre zu teuer be- 
zahlt. Ist die Bewegung aufrichtig gemeint, so kann es sich 
nur um solche Personen handeln, die gewiß nicht geisteskrank, 
aber auch nicht geistig »normal^ sind. Bietet die Beurteilung 
bestimmter Formen von Geisteskrankheiten oder bestimmter 
Entwicklungsstadien derselben Schwierigkeiten, so ist es geradezu 
ausgeschlossen, den Begriff geistiger Minderwertigkeit festzu- 
stellen, abzugrenzen und praktisch anzuwenden. Um auf diesem 
Gebiete ja oder nein zu sagen und das eine oder das andere 
begründen zu können, braucht man gar kein Psychiater zu 
sein. Solange jemand nichts anstellt oder wenigstens nicht 
erwischt wird, fiele es niemandem ein, ihn für minderwertig 
zu erklären, weil er so und so viele Entartungszeichen besitzt 
oder erblich belastet ist. Ich glaube, es dürfte jedermann 
über beides oder zum mindesten über eines von beiden ver- 
fügen. 

Mit der Einführung des Begriffes der Minderwertigkeit in 
das Strafrecht würde an Stelle der Rechtspflege blanke Willkür 
treten. Folgerichtig durchgeführt müßte diese Einführung 
die Ausscheidung aller eigentlichen Verbrechernaturen aus der 
normalen Bestrafung zur Folge haben. Nur die besseren 
Elemente, die irgendeinmal mit dem Strafrechte in Widerstreit 
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geraten oder landesübliche, oder zweifellos normale Straftaten 
begehen (wie die Raufer oder Wilddiebe in gewissen Gegenden), 
würden mit dem Normalstrafgesetz Bekanntschaft machen. 
Man müßte doch in erster Linie alle Gewohnheitsverbrecher 
ausscheiden, denn wenn irgendwo Abweichungen von der Norm 
mit Leichtigkeit feststellbar sind, so gewiß bei diesen anti- 
sozialen Elementen.^ 

Es gereicht mir zur Befriedigung, daß meine Ausführungen 
die volle Zustimmung von Birkmeyer (Was läßt v. Liszt vom 
Strafrecht übrig, S. 65) gefunden haben. 

6. Die Unverwertbarkeit des Begriffes der geistigen Min- 
derwertigkeit zeigte sich am deutlichsten bei der Behandlung 
dieses Gegenstandes bei der Versammlung der I. K. V. in 
Hamburg und beim 27. deutschen Juristentag in Innsbruck. 

Der Umstand, daß über den Begriff und seinen Umfang 
keine Einigkeit herrschte und herrschen konnte, mußte zu einer 
Verwirrung führen, die in wertlosen Kompromißbeschlüssen 
ein Ende fand. Sie sind deshalb wertlos, weil die Abstimmen- 
den über den Grundbegriff verschiedener Meinung waren. 

Bevor ich auf die Ergebnisse dieser Versammlungen eingehe, 
möchte ich anführen, was Gramer, einer der Gutachter beim 
Juristentag, in seinem Lehrbuche anführt. Es steht nämlich 
nicht ganz in Einklang mit seinem Gutachten. Bezeichnend 
ist das Urteil, das Gramer (Gerichtliche Psychiatrie, 1903, 
S. 39) über die geminderte Zurechnungsfähigkeit abgibt: 
Es fehle noch an einem genügenden Material, um eine der- 
artige eingreifende Abänderung des § 51 d. St. G. ausreichend 
zu begründen. Auch sei zu erwägen, ob nicht nach Einführung 
der geminderten Zurechnungsfähigkeit noch mehr Härten sich 
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geltend machen dadurch, daß nun ausgesprochen geisteskranke 
Individuen als gemindert zurechnungsfähig verurteilt werden 
(Mendel). Auf jeden Fall würde die Einführung eines die ge- 
minderte Zurechnungsfähigkeit berücksichtigenden Paragraphen 
dazu führen, in einigermaßen kompliziert liegenden Fällen stets 
zu dem bequemen Ausweg, der in der Annahme der gemin- 
derten Zurechnungsfähigkeit liegt, zu greifen. Auch rein prak- 
tisch werde die Einführung der geminderten Zurechnungs- 
fähigkeit auf große Schwierigkeiten stoßen. Gramer verweist 
auf die Schwierigkeit der Unterbringung von der Anstaltspflege 
bedürftigen Geisteskranken in die Trinkerasyle und auf die 
Frage, wer die Kosten für die oft lebenslange Unterbringung 
der wegen geminderter Zurechnungsfähigkeit verurteilten Indi- 
viduen tragen werde. Die Zahl dieser Individuen werde bald 
ins enorme steigen, denn die Verteidigung wird gestützt 
auf die moderne Lehre der Entartung, vom geborenen Ver- 
brecher usw. fast in jedem Falle in der Lage sein, 
auf geminderte Zurechnungsfähigkeit zu plädieren 
und es wird schwer seia, bei dem kautschukartigen 
Begriff der geminderten Zurechnungsfähigkeit zu 
widersprechen. Gramer meint nun allerdings zum Schluß, 
daß es bei einer Abänderung des Strafgesetzes in mehr deter- 
ministischem Sinne auch möglich sein werde, diesen Fällen 
auf irgend eine Weise mehr gerecht zu werden, imd daß von 
rein medizinischem Standpunkte eine Gesetzgebung 
im Sinne des reinen Determinismus das Ideal sein 
würde. 

Auf welche Weise jedoch im Rahmen dieser Gesetzgebung 
„jedem, soweit das überhaupt bei Menschen möglich ist, sein 
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Recht werden würde" — führt Gramer nicht an. Unklar bleibt 
es, ob nach dieser Gesetzgebung der Defekte besser oder 
schlechter davon käme als derjenige, bei dem ausnahmsweise 
kein Defekt gefunden werden könnte, der daher in der Lage 
gewesen wäre, Gegenmotive aufzuwenden. In Wirklichkeit 
ließen sich allerdings bei jedem Menschen solche Defekte 
konstruieren — im Gebiete eines deterministischen Strafge- 
setzes wird man sich allerdings hüten, dies zu tun, da der 
Minderwertige einer längeren Kur unterzogen werden würde, 
als der Normalmensch, der einer solchen nach Ausspruch der 
„Sachverständigen" nicht bedarf. 

Es kann selbstverständlich nicht Aufgabe dieser Abhandlung 
sein, alles das vorzuführen, was zu und bei den erwähnten 
Versammlungen vorgebracht wurde. Einer scharfen Kritik 
wurde deren Ergebnis von Birkmeyer (Was läßt v. Liszt 
vom Strafrecht übrig? 1907, VI) unterzogen. Eine referierende 
Anführung der Vorschläge und Beschlüsse (mit Ausnahme jener 
von Hamburg) von psychiatrischem Standpunkte findet sich bei 
Fritsch (Willensfreiheit und Zurechnungsfähigkeit in Handbuch 
der ärztlichen Sachverständigentätigkeit, Bd. 8, Forensische 
Psychiatrie), der auch die Vorschläge der Forensisch -psychia- 
trischen Vereinigung in Dresden (1897 und 1898) anführt. 

7. Nach den Vorschlägen der Forensisch-psychiatri- 
schen Vereinigung hätte die gegen Jugendliche festgesetzte 
Strafminderung auch gegen vermindert Zurechnungsfähige ein- 
zutreten. Im Falle des Fortbestandes zur Zeit der Strafvoll- 
streckung soll diese in besonderen Anstalten oder Räumen 
stattfinden, wobei die Besserung des Zustandes anzustreben 
sei. Handelt es sich um einen dauernden Zustand, der neuer- 
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liehe Begehung von Straftaten befürchten lasse, so sei der 
Verurteilte nach Verbüßung der Strafe an den Vormundschafts- 
richter zu überweisen, dieser soll befugt sein, ihn auf die 
Dauer seiner Gefährlichkeit in einer für solche Personen be- 
stimmten Anstalt unterzubringen. 

Diese Vorschläge sind scheinbar an sich keineswegs über- 
trieben. Besieht man sie näher, so zeigt sich sofort die 
Unhaltbarkeit derselben. Vor allem wäre es gründlich verfehlt, 
gegen derartige Minderwertige die gegen Jugendliche festge- 
setzten Strafen eintreten zu lassen. Von diesen nimmt man 
an, daß sie in der Regel der Fälle noch nicht im Kern ver- 
dorben sind (in Wirklichkeit trifft diese Annahme bei einem 
guten Teile nicht zu). Unter die sogenannten Minderwertigen 
fallen aber die verdorbensten Elemente, die nun gegenüber den 
besseren geradezu privilegiert wären. 

Der zweite grundsätzliche Fehler, der sich in der Folge bei 
allen Vorschlägen wiederholt, liegt darin, daß man glaubt oder 
glauben machen will, man wisse bereits eine die Besserung 
des Zustandes herbeiführende Behandlung. In dieser Richtung 
würde ich nun den Rat geben, sich aus einem Zuchthause die 
Minderwertigen herauszusuchen und sie durch den Arzt, Geist- 
lichen oder Schulmeister nach irgend einem vorläufig geheim- 
nisvollen Rezept behandeln zu lassen. Die sich daraus ergebende 
Blamage wäre mehr wert, als alle Versammlungsbeschlüsse. 
Bei der Auslese müßten wir Kriminalisten natürlich dabei sein, 
als Kontrollorgane, daß keiner der Belasteten übersehen wird. 
Ebenso dunkel ist vorläufig die Anstaltsbehandlung, die der 
Vormundschaftsrichter anzuordnen hätte. 

Was aber die Begriffsbestimmung betrifft, so hat sich die 
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erwähnte Vereinigung diese in Anschluß an § 51 d. St. G. derart 
gedacht, daß ein Zustand vorliegen müsse, »in dem die Willens- 
bestimmung zwar nicht ausgeschlossen, aber erheblich be- 
schränkt war^. Es kommt dies auf dasselbe hinaus, was 
Art. 11 des schweizerischen Vorentwurfes von 1896 fest- 
setzte, „war die geistige Gesundheit oder das Bewußtsein des 
Täters nur beeinträchtigt oder war er geistig mangelhaft ent- 
wickelt' (so mildert der Richter die Strafe nach freiem Er- 
messen). Mit der einen, wie mit der anderen Fassung kann 
man machen, was man will. 

Ich verweise auf das, was ich in der eingangs erwähnten 
Abhandlung ausgesprochen habe: 

„Handelt es sich um wirklich kranke, einer besonderen Be- 
handlung bedürftige Personen, so läßt sich diese im Rahmen 
der Gefängnisordnung bewerkstelligen, wenn die Strafanstalt 
entsprechend eingerichtet ist. In dieser Richtung ist das Gut- 
achten des Anstaltsarztes von maßgebender Bedeutung. Man 
wird aber entschieden dagegen Stellung nehmen, daß bestimmte 
deklassierte Verbrecher sich einen privilegierten Strafvollzug 
dadurch sichern, daß sie sich oder daß ihre Angehörigen sie 
als minderwertig darstellen. Abgesehen von den bösen Folgen 
für die Disziplin würde ein solcher Vorgang ein allgemeines 
Streben nach Minderwertigkeit nach sich ziehen und nach dem 
Vorerwähnten müßten die Gewohnheitsverbrecher dann in erster 
Linie berücksichtigt werden. Wer den Strafvollzug wirklich 
kennt, mag sich ausmalen, wie eine Abteilung oder eine 
selbständige Anstalt solcher Minderwertiger in Bälde aussehen 
würde." 

„Muß nach den vorausgegangenen Ausführungen entschieden 

Hoegel, Einteilung. 12 
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gegen die Einführung des Begriffes der Minderwertigkeit in 
das Strafrecht und den Strafvollzug aufgetreten werden, so 
besteht andererseits vom strafrechtlichen Standpunkte gegen 
vorbeugende und heilende Maßregeln auf dem Gebiete des 
Zivilrechts und Verwaltungsrechts keine Einwendung. Dem 
Strafrichter kann aber hierbei keine andere Aufgabe zugemutet 
werden, als die Verständigung des Pflegschaftsgerichts oder 
der Verwaltungsbehörde von dem Sachverhalte in jenen Fällen, 
in welchen er der Meinung ist, daß eine Fürsorge für den 
Verurteilten oder für die Umwelt am Platze wäre. Seine Auf- 
gabe ist weder die Entmündigung noch der Versuch, den Ver- 
urteilten zu heilen oder die Gesellschaft vor Rückfällen zu 
schützen. Eine Verquickung aller dieser Aufgaben in der 
Person des Strafrichters würde aus diesem sehr bald einen 
Kadi machen. Im übrigen ist die Frage noch lange nicht ge- 
löst, ob und welche Minderwertige man internieren kann und 
soll, und wie lange dies stattfinden darf. Einiger Skeptizismus 
gegenüber der Lösung dieser Frage ist am Platze. Nach den 
Erfahrungen, die sich in Irrenanstalten ergeben haben, dürften 
die Minderwertigen ebenso in Bälde wieder „auf die mensch- 
liche Gesellschaft losgelassen werden^, als dies heute bei 
gewissen Geisteskranken der Fall ist, die meist nach kurzer 
Zeit als gebessert entlassen werden. Zu der radikalen An- 
haltung, wie sie in dem »Criminal lunatic asylum' in Broad- 
moor stattfindet, wird man sich gegenüber einer großen Masse 
von Minderwertigen kaum entschließen können. Im übrigen ist 
diese Frage, wie bereits erwähnt, keine Frage des Strafrechts." 
Damit habe ich meine Stellung gegenüber den weiteren Vor- 
schlägen bereits gekennzeichnet. 
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8. Als weiterer Vorschlag einer Lösung kommt zunächst 
der V. Liszt gemachte in Betracht, schon mit Rücksicht auf 
die Bedeutung seines Verfassers. Ich lasse die Vorgeschichte 
(in der deutschen Landesgruppe) beiseite, da sie zur Klärung 
der Frage nicht beiträgt (sie ist von v. Liszt selbst angeführt, 
M. d. L K. V. 11, S. 637). Im Wesen deckt sich sein Vorschlag 
mit dem vorhin erwähnten. 

„Ist die Zurechnungsfähigkeit nicht ausgeschlossen, wohl 
aber erheblich vermindert, so ist die Strafe nach den Grund- 
sätzen des § 57 zu mindern. Erachtet das Gericht den ver- 
mindert Zurechnungsfähigen nach dem Gutachten der Sach- 
verständigen als gemeingefährlich, so hat es von amtswegen 
durch besonderen Beschluß die vorläufige Verwahrung des 
Verurteilten anzuordnen und zugleich die Akten zur Veran- 
lassung des Entmündigungsverfahrens an die zuständige Staats- 
anwaltschaft abzugeben.' Abgesehen von der Regelung des 
Verfahrens, wird sodann unterschieden, ob der Verurteilte 
straffähig oder nichtstraffähig ist. Im ersten Falle wird die 
Strafe vollstreckt, im zweiten ausgesetzt, aber die vorläufige 
Verwahrung eingerechnet. 

In Bezug auf die Art der Strafminderung verweise ich auf 

das bereits Gesagte. Was die Entmündigung und die Abgabe 

in eine Heil- oder Sicherungsanstalt betrifft, so stehe ich dieser 

Frage offen gestanden kühl bis ans Herz gegenüber — wenn 

man den Strafrichter nicht in Mitleidenschaft zieht. Ich bin 

überzeugt, daß der Gesetzgeber es sich überlegen wird, ohne 

vollkommen sichere Kautelen Entmündigung und Internierung 

durch den Vormundschaftsrichter zu ermöglichen, und daß 

dieser sich die Sache erst recht überlegen wird. Was aber 

12* 
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den nicht strafßhigen Minderwertigen betrifft, so existiert er 
nicht. Allerdings ist der Begriff Straffähigkeit sehr dehnbar 
und würde sich über ihn sowohl theoretisch als in jedem 
Einzelfall praktisch eine bedeutende Meinungsverschiedenheit 
ergeben. Ich bin der Überzeugung, daß im Falle der Ver- 
wirklichung der Vorschläge vonLiszt es genügen würde, 
die Gefängnisbeamten und die Ärzte der Minderwertigenanstalten 
als Gutachter beizuziehen, um zahlreiche negative Zuständig- 
keitsstreite zu erzeugen, indem nämlich beide Teile diese Leute 
sehr gern abgeben, aber keineswegs mit derselben Bereitwillig- 
keit übernehmen würden. Die Kurbegeisterung würde erheblich 
sinken. 

Ich bedaure auch, in dieser Frage von Liszt in der Haupt- 
sache nicht folgen zu können, das Interesse für die Sache 
muß notwendig die Hochschätzung für die Person überwiegen. 
Ich bin überzeugt, daß von Liszt auch hier darnach ringt, 
die richtige Lösung zu finden, daß er aber an der Unlösbarkeit 
der Aufgabe scheitern muß. 

9. Aus der Verhandlung über den Gegenstand bei der Ver- 
sammlung in Hamburg möchte ich eine kennzeichnende Be- 
merkung voranstellen, die Professor Torp aus Kopenhagen 
über die beantragte Bestimmung der milderen Bestrafung 
Minderwertiger gemacht hat: „Hier in Deutschland, wo eine 
solche Bestimmung fehlt, da wünscht man sie, da verlangt man 
sie. Bei uns, wo man sie immer gehabt hat, ist man darüber 
sehr unzufrieden. Bei uns verlangt alle Welt die Abschaffung 
dieser Bestimmung, und darin sind, glaube ich, die Theoretiker 
und die Praktiker, die Arzte und die Juristen ziemlich einig.* 
Gegenüber den stets rückfallverdächtigen Minderwertigen fand 
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er (dahin scheinen mir seine Ausführungen abzuzielen) diesen 
Grundsatz der Milderung nicht am Platze und in Widerspruch 
mit der Tendenz der Zweckstrafe. Noch klarer führte dies 
Prins aus. Diesen unlösbaren Widerspruch, der auch durch 
die Ermöglichung eines Kompromisses nicht gerechtfertigt 
werden kann, hat in der Folge Birkmeyer (a. a. O. S. 46 fr.) 
vom gegnerischen Standpunkte hervorgehoben. Auch ich bin 
der Meinung, daß es in solchen Fragen keine Kompromisse gibt, 
weil sie Widersprüche unvermeidlich machen. 

Aschaffenburg, der ebenfalls gegen den Kompromißstand- 
punkt auftrat, hat mit seinen Beispielen meiner Ansicht nach 
den ganzen Irrgang — vielleicht ohne Absicht — aufgehellt. 
Ein Morphinist, eine Hysterische, ein Reizbarer und ein Queru- 
lant wurden von ihm vorgeführt. Den Morphinismus und die 
Hysterie zu heilen ist nun klarer Weise nicht Aufgabe des 
Strafrechtes. Wenn ein Gesetz zuwege kommt, das die Zwangs- 
heilung solcher Personen und von Gewohnheitstrinkern ermög- 
licht, so werden wir Kriminalisten dafür sehr dankbar sein. 
Ein solches Gesetz ist aber nicht bloß deshalb zweckmäßig, 
weil derartige Leute auch strafbare Handlungen begehen (es 
gibt sehr viele, die das nicht tun), sondern ihres private und 
öffentliche Interessen gefährdenden Zustandes wegen. Auf 
Bestrafung müssen wir bestehen, wenn ein solcher nicht als 
geisteskrank anzusehender Mensch eine Straftat verübt, weil 
vorerst mindestens in bezug auf Hysterie, aber viel mehr noch 
in anderen Fällen sogenannter Minderwertigkeit, die Aschaffen- 
burg nicht erwähnte, jeder unmittelbar oder durch das Medium 
seines Verteidigers auf das Vorhandensein des Zustandes 
plädieren würde und bei der Unbestimmtheit dieses Begriffes 
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ihm die Sache sehr leicht gemacht wäre. Daß wir durch die 
Strafe solche Leute heilen werden, haben wir nie geglaubt — 
ob die Psychiater sie außerstrafrechtlich durch die Behandlung 
heilen werden, müssen sie uns erst zeigen. Es ist im übrigen 
falsch, daß die Strafe bei solchen Minderwertigen ohne jeden 
Eindruck bleibt. Es kommt immer wieder auf denselben 
falschen Schluß hinaus, die Strafe sei wertlos, weil A. und B. 
sich nichts darausgemacht haben und rückfällig wurden. Daß 
aber die mit denselben Merkmalen behafteten Minderwertigen 
C. und D. nicht rückfällig wurden, bleibt unbeachtet, weil sie 
sich bei der Statistik, den Psychiatern oder Schullehrern nicht 
meldeten. Diesen Gedanken hat übrigens Aschaffenburg 
ebenfalls zum Ausdruck gebracht und mit ihm Leppmann, 
indem sie einräumten, daß die Strafe auf viele Minderwertige 
wirke. Bei Leppmann zeigte sich auch der Unterschied 
zwischen dem Gefängnispsychiater und dem Psychiater außer- 
halb des Gefängnisses, er steht meiner Ansicht nach der Ver- 
geltungsstrafe, obwohl er sie bekämpft, näher, als der Behandlung. 
Daß er die Kahlsche Begriffsbestimmung mit Unrecht schön 
nennt, werde ich später zeigen. 

Ein Gedanke wurde von den ersten Rednern vollkommen 
beiseite gelassen, jener der Generalprävention und diesen hat 
Liepmann (Kiel) hervorgehoben. Er hat auch den Gedanken 
vollkommen zutreffend entwickelt, daß wir nicht Gesetze für 
das einzelne Individuum schaffen können. Das geschieht auf 
keinem Gebiete und kann auf keinem Gebiete geschehen, die 
Schule von der untersten Stufe bis zur Hochschule ist auf 
einen gewissen Durchschnitt berechnet, im Militärdienst kann 
ebenfalls nicht dem Charakter jedes einzelnen Rechnung ge- 
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tragen werden, und so ist es in allen Erwerbs- und Berufs- 
stellungen. Nur von dem Strafrecht und dem Strafvollzug 
verlangt man, daß genau aufgepaßt werde, daß Richter und 
Vollzugsbeamte dosieren und ermessen sollen, ob nicht von 
dieser zu jener Medizin überzugehen sei — wobei man ver- 
gißt, daß ein Dritter mit im Spiele ist, der Minderwertige oder 
derjenige, der es sein will. Liepmann hat richtig angeführt, 
daß wir Minderwertige milder zu bestrafen haben, weil sie 
,,geringere Schuld haben und geringere Beeinflußbarkeit durch 
die Strafe besitzen' — das ist der Standpunkt des Gerechtig- 
keitsgedankens oder wenn man will, der Vergeltungsstrafe. 
Nur muß man meiner Ansicht nach auf eine Klasse der 
Minderwertigen verzichten, weil sie nicht abgrenzbar sind, und 
die geistige Minderwertigkeit in die übrigen Milderungsumstände 
einreihen, weil ihr Gewicht kein gleichmäßiges ist, bald kleiner 
bald größer sein kann, als alles andere, was die Schuld 
mindert. 

Ich verstehe, daß Liepmann und Frank mit einer ähnlichen 
Argumentation, insbesondere mit dem Hinweise auf die „Unter- 
ordnung zweier koordinierter Begriffe: Vergeltungsstrafe und 
Zweckstrafe unter den höheren allgemeinen Gesichtspunkt des 
sozialen Interesses', deren Gegensatz er leugnet, die Annahme 
der ursprünglichen These II beantragen konnten, die auf eine 
geminderte Strafe (une peine amoindrie en dehors de disposi- 
tions de la loi sur des circonstances att6nuantes) lautete. 
Weniger begreiflich ist es mir aber, wenn knapp vor der Ab- 
stimmung eine Fassung substituiert wurde, »für die minder- 
wertigen Verbrecher, mögen sie gefährlich sein oder nicht, 
soll eine besondere Strafe oder eine besondere Behandlung 
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vorgesehen werden^ , die ganz etwas anderes bedeutete. Diese 
These hatte alle Merkmale eines Kompromisses, vor allem aber 
den schwerwiegenden Nachteil, daß nach erfolgter Annahme 
jeder behaupten konnte, seine Meinung habe gesiegt und daß 
nicht die Abstimmung, sondern die Debatte darüber Aufschluß 
gibt, — inwieferne die Meinungen auseinandergingen. 

Milder bestrafen und anders behandeln, das ist denn doch 
ein grundsätzlicher Unterschied. Die andere Behandlung kann 
so aufgefaßt werden, daß weder der „Verurteilte^, noch die 
Umwelt darin noch die Elemente einer Strafe zu erblicken 
vermögen. 

Schließlich waren die Sätze angenommen: I. Für die Minder- 
wertigen (mit verminderter Zurechnungsfähigkeit auf Grund 
innerer Ursachen) soll der Gesetzgeber, ob sie verbrecherisch 
geworden sind oder nicht, wenn sie für sich selbst, für ihre 
Umgebung oder für die Gesellschaft gefährlich geworden sind, 
Schutzmaßnahmen (besondere Beaufsichtigung, Internierung in 
Sicherungsanstalten u. a. m.) ins Auge fassen. II. Für die 
minderwertigen Verbrecher, mögen sie gefährlich sein oder 
nicht, soll eine besondere Strafe oder eine besondere Behand- 
lung vorgesehen werden. 

Die übrigen Thesen wurden zurückgezogen. 

Ein Gesetzgeber dürfte sich über das, was hinter dem Ge- 
setzestexte steckt, nicht in ein derartiges, allen Auslegungen 
freien Spielraum gebendes Dunkel begeben, wie dies hier in 
zwei Resolutionen geschah. Ein Beweis mehr dafür, daß auf 
Kongressen nicht abgestimmt werden soll. 

10« Ebenso unklar und mehrdeutig ist das Ergebnis der 
Beratungen in der dritten Abteilung des 27. deutschen 
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Juristentages (dieser selbst hat d^s Referat lediglich zur 
Kenntnis genommen, es ist also unrichtig von einem Beschlüsse 
des Juristentages zu sprechen). 

Ich muß mich auch hier im wesentlichen auf die Wiedergabe 
der Vorschläge beschränken, so sehr die Einzelheiten der 
Gutachten und der Debatte das zustandegekommene Kompro- 
miß in eine richtige Beleuchtung setzen würden. 

Kahl ist in seinem Gutachten nach einer ausführlichen Er- 
örterung der Frage (S. 137 — 248) zu folgenden Ergebnissen 
gelangt: 

„I. Der Zug der deutschen Strafrechtsentwicklung in Gesetz- 
gebung und Wissenschaft, sowie die Erfahrungstatsachen der 
gerichtlichen Psychiatrie erfordern, daß die Zustände der 
geistigen Minderwertigkeit einer sonderrechtlichen Ordnung 
durch Prägung eines gesetzlichen Begriffes der sogenannten 
verminderten Zurechnungsfähigkeit II, durch Anwendung eines 
besonderen Strafprinzipes III, durch Verbindung von Strafvollzug 
und Sicherungsmaßregeln IV, durch Abgrenzung der bei der 
strafenden und sichernden Behandlung in Frage kommenden 
Zuständigkeitsverhältnisse V, unterstellt werden. 

Die strafrechtliche Behandlung der geistig Minderwertigen 
einschließlich der Sicherung ist grundsätzlich von den Voraus- 
setzungen und dem Verfahren der Entmündung getrennt zu 
halten. Dagegen ist zu fordern, daß spätestens in Verbindung 
mit einer Ordnung der verminderten Zurechnungsfähigkeit auch 
die Verwahrung der wegen Zurechnungsunfähigkeit Freigespro- 
chenen gesetzlich geregelt werde. 

„II. Der gesetzliche Begriff ist aus inneren Gründen und 
Rücksichten der Durchführbarkeit der Reform möglichst ein- 
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zuschränken. Unter Vermeidung des Ausdruckes „verminderte 
Zurechnungsfähigkeit^ in der Gesetzessprache wird sich emp- 
fehlen, jene nur und mindestens dann anzunehmen, wenn der 
Täter hei Begehung der strafbaren Handlung sich in einem 
andauernd krankhaften Zustande befunden hat, wel- 
cher das Verständnis für die Bestimmungen des Straf- 
gesetzes oder die Widerstandskraft gegen strafbares 
Handeln verminderte. 

„III. Der vermindert Zurechnungsfähige ist milder zu be- 
strafen. In Ansehung des Maßstabes der Strafe sind auch 
hier erwachsene und jugendliche Personen verschieden zu 
behandeln. Bei Erwachsenen wird unter grundsätzlichem Aus- 
schluß der Todes- und lebenslänglichen Freiheitstrafe die 
Strafe nach den zu verallgemeinernden Bestimmtmgen über 
Strafmilderung in minder schweren Fällen oder beim Vor- 
handensein mildernder Umstände zu bemessen sein. Bei An- 
geschuldigten zwischen 14 (12) und 18 Jahren mildert der 
Richter die Strafe nach freiem Ermessen. Er kann die Ver- 
büßung der zuerkannten Freiheitstrafe in einer geeigneten 
Erziehungsanstalt nachlassen. 

»IV. Jeder wegen verminderterZurechnungsfähigkeit 
zu mildererFreiheitstrafe Verurteilte ist einer sichern- 
den Nachbehandlung zu unterstellen. Für Strafvollzug 
und Sicherung im einzelnen wird von der Unterscheidung 
zweier Typen der geistig Minderwertigen, nämlich 1. der im 
gewöhnlichen Sinne Strafvollzugsfähigen und nicht voraus- 
sichtlich einer Verwahrung Bedürftigen und 2. der im Rahmen 
des regelmäßigen Strafvollzuges nicht Behandlungs- 
fähigen und wegen Gemeingefährlichkeit oder zwecks 
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methodischer Heilung der Anstaltsverwahrung Benötigten 
auszugehen sein. 

Die vermindert Zurechnungsfähigen der ersteren Art ver- 
büßen ihre Strafe in den bestehenden Strafanstalten. Sie sind 
nach ihrer Entlassung ausnahmslos in zeitlich begrenzte Be- 
aufsichtigung durch verbesserte Polizeiaufsicht^ Unterbringung 
in einer Familie oder Bestellung eines besonderen Pflegers zu 
nehmen. 

Nur für vermindert Zurechnungsfähige der zweiten Art sind 
besondere und zwar zentrale, dem Strafvollzug und der Ver- 
wahrung dienende Sicherungsanstalten zu errichten. Die Ver- 
wahrung dauert mit den durch den Zweck gegebenen Ab- 
weichungen von der Strafvollzugsweise und nach Bewährtmg 
in den innerhalb der Anstalt zu bildenden Freiheitsklassen bis 
zur Entlassungsfähigkeit. Die Entlassung ist eine bedingte 
und daher während eines gesetzlich begrenzten Zeitraumes 
widerruflich. Vor der Entlassung ist in jedem Falle durch 
Vermittlung der Anstalt ein neues Arbeitsverhältnis oder 
sonstige Unterkunft zu sichern. 

„V. Alle Entscheidungen über Verweisung zum regelmäßigen 
Strafvollzug oder in eine Sicherungsanstalt stehen nach Ver- 
nehmung ärztlicher Sachverständiger dem Richter der Straf- 
tat zu. Die den Strafvollzug und die Verwahrtmg innerhalb 
einer Sicherungsanstalt betreffenden Beschlüsse stehen, vor- 
behaltlich aller Befugnisse der Staatsaufsichtsbehörden, der 
Anstaltsleitung zu. An ihr sind in einer dem Bedürfnisse voll 
genügenden Weise die staatlich berufenen Anstaltsärzte zu 
beteiligen. Zur Verkörperung des Interesses und der Ver- 
antwortlichkeit der Gesellschaft an der Sicherungsbe- 
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handlung der geistig minderwertigen Verbrecher empfiehlt sich 
die Einsetzung gemischter Behörden, welche aus den 
Organen der Anstaltsleitung und etwa fünf für diesen Dienst 
besonders qualifizierten Ehrenbeamten zu bilden sind. Die 
letzteren würden bei regelmäßiger Verbindung mit dem Anstalts- 
leben in allen die persönlichen Verhältnisse, die individuelle 
Fürsorge und das künftige Schicksal der Verwahrten insonder- 
heit treffenden Fragen von der Anstaltsleitung zu gemeinschaft- 
lichen Beratungen und Beschlußfassungen zuzuziehen sein. 
Diesen Behörden sind auch die Entscheidungen über 
Entlassung und Widerruf zu übertragen.^ 

In diesen Sätzen spiegelt sich unverkennbar die Beeinflussung 
durch die Lehren der „modernen^ Psychiatrie und der Umstand, 
daß Kahl Theoretiker ist. 

Würde es sich nur darum handeln, strafrechtlich die mildere 
Behandlung Minderwertiger festzulegen, so bestände kein 
Meinungsunterschied, es bedürfte keiner BegrifiFisbestimmung, 
der Richter hätte diesen Umstand, wie alle übrigen Milderungs- 
umstände, frei zu würdigen. Allerdings müßte im deutschen 
Gesetze durch Herabsetzung der Mindestmaße oder durch 
Einführung eines allgemeinen außerordentlichen IVlilderungs- 
rechtes (an Stelle der sogenannten mildernden Umstände bei 
einzelnen Straftaten) allgemein die Möglichkeit eines Herab- 
gehens in Art und Ausmaß der Strafe geschaffen werden. ' 
Diese Notwendigkeit ergibt sich aber nicht bloß bei geistig 
Minderwertigen, sondern bei allen Umständen, welche Urteils- 
kraft und Widerstandskraft herabsetzen. 

In der Hervorhebung des einzelnen Milderungsumstandes 
liegt ein Grundfehler der Behandlung dieser Frage. 
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Dazu kommt die Unmöglichkeit, die sogenannte Minderwertig- 
keit durch irgend eine Begriffsbestimmung abzugrenzen. Kahl 
versuchte dies zunächst durch die Worte „andauernd krankhaft'. 
Wenn man die psychiatrische Literatur verfolgt und entsprechen- 
den Einblick in die psychiatrischen Gutachten besitzt, so wird 
man sich darüber klar, daß dieser Beisatz vollkommen wertlos 
ist. Vor allem deshalb, weil über das, was „krankhaft' ist, 
weder unter den Psychiatern noch zwischen diesen und den 
Kriminalisten eine Übereinstimmung der Meinungen besteht. 
Die Psychiater sind mit einer solchen Begriffsbestimmung 
allerdings ganz einverstanden, da sie in ihren Händen Wachs 
ist, das sie nach Belieben kneten können. Ich würde mich 
anheischig machen, an der Hand einiger hundert Gutachten, 
die mir in den letzten Jahren zugekommen sind, zu zeigen, 
daß mit wenigen Ausnahmen jeder, dessen Verteidiger seine 
Untersuchung verlangt hat, als minderwertig bezeichnet wurde, 
und gleichzeitig würde ich mich bereit erklären, nach derselben 
Schablone die Mehrzahl aller Beschuldigten minderwertig zu 
erklären, denn irgend ein Trauma, eine erbliche Belastung und 
Degenerationsmerkmale finden sich nicht bloß bei den Be- 
schuldigten und es bedarf dann nur noch einiger Charakterzüge, 
die im Notfalle selbst dann aus der Straftat selbst herbeigeholt 
werden, wenn sie der Beschuldigte leugnet, also zwei Eisen 
im Feuer hat. Mit der Logik dieser Gutachten würde ich von 
den etwa 2000 Sträflingen der mir unterstellten Strafanstalten 
mindestens 90 % minderwertig erklären. Dabei ist den Psy- 
chiatern der modernen Schule von ihrem Standpunkte nicht 
einmal ein Vorwurf zu machen, da sie eben das auf dem 
Schuldbegrifif aufgebaute Strafrecht leugnen. 
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Geradezu herausfordernd für die Diagnose Minderwertigkeit 
ist der Beisatz, den Kahl machte. Wenn ich die Sache scherz- 
haft behandeln dürfte, so würde ich sagen, daO auch Zahn- 
schmerzen ein andauernd krankhafter Zustand sein können, der 
,,das Verständnis für die Bestimmungen des Strafgesetzes oder 
die Widerstandskraft gegen strafbares Handeln vermindert'. 

An einen derartigen Begriff kann man nicht Folgerungen von 
solcher Tragweite knüpfen, wie dies Kahl getan hat. Nun 
unterscheidet er aber neuerdings zwischen Strafvollzugsfähigen 
und im Rahmen des Strafvollzuges nicht Behandlungsfähigen. 
Abgesehen davon, daß hier zwei Gegensätze geschafiPen sind, 
die keine sind, weil der Strafvollzugsfähige behandlungsunfähig 
im medizinischen Sinne sein kann, würde durch eine solche 
Urteilsklassifizierung eine zweite Möglichkeit für Willkür 
und Verwirklichung gesetzlich nicht anerkannter Hypothesen 
geschaffen werden. Naturgemäß würden diejenigen, die nur 
solange in einem andauernd krankhaften Zustande zu verbleiben 
wünschen, bis über ihr Schicksal entschieden ist, anstreben, 
als im Strafvollzug nicht behandlungsfähig erklärt zu werden. 
Dann kommen in bunter Reihe die mit französischen oder 
griechischen Namen verschleierten Zustände, auf die das Wort 
des Dichters paßt, „nur muß man sich nicht allzu ängstlich 
quälen; denn eben wo Begriffe fehlen, da stellt ein Wort zur 
rechten Zeit sich ein". 

Schließlich kommen die echten Minderwertigen, die Gewohn- 
heitsverbrecher im landläufigen Sinne und die Vagabunden in 
Betracht. Wer wird hier die Schafe von den Böcken scheiden? 

Wenn die Scheidung aber gelingen würde, wie könnte man 
die verschiedene Stellung der straffähigen Minderwertigen und 
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derjenigen rechtfertigen, die in einem vorübergehenden krank- 
haften Zustande, z. B. infolge Alkoholintoxikation, im Rausche 
die Straftat verübten? Vom Standpunkte der gerechten Strafe 
gewiß nicht, aber auch kaum vom deterministischen. 

Schließlich kommt der innere Widerspruch zwischen dem 
„andauernd krankhaften Zustand', der auf angeborenen und 
erworbenen Defekten beruht, und der „Heilung". Was wird 
beispielsweise mit den Sittlichkeitsverbrechern geschehen, will 
man sie in der Tat wegen Gemeingefährlichkeit dauernd inter- 
nieren oder entgegen der Behauptung von der angeborenen 
Perversität Heilungsversuche, noch dazu in einer Anstalt ohne 
Einzelhaft und ohne Personen des anderen Geschlechtes machen, 
also ohne die Möglichkeit, nach dem Rezepte. Schrenck- 
Notzing verfahren zu können? 

Offen gelassen ist die Frage, welche Straftat begangen worden 
sein muß, um derartige Experimente mit der persönlichen 
Freiheit begründen zu können, ob ein Verbrechen im technischen 
Sinne vorliegen muß, ob ein Vergehen oder eine Übertretung 
genüge, die Maßregel daher von der juridischen Distinktion 
abhängen soll, und ob in letztem Fall der Richter der Straftat, 
also der Einzelrichter die schwerwiegende Entscheidung, regel- 
mäßiger Strafvollzug oder Verweisung in eine Sicherungsanstalt, 
zu treffen hätte. Was aber die gemischten Vollzugsbehörden 
betrifft, so würde für dieses Laienelement mit der Macht über 
Entlassung und Widerruf sich kaum eine Gesetzgebung ent- 
schließen. Worin sollte die besondere Qualifizierung liegen? 
Sie könnten denn doch nur entweder praktische Kriminalisten 
oder Psychiater sein, je nachdem man sich im einen oder im 
anderen Lager befindet. 
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Auch ich bin somit der Meinung. Birkmeyers, daß Kahl 
in der vorliegenden Frage mit Unrecht dem gegnerischen 
Standpunkte Einräumungen machte, die dem Standpunkte der 
klassischen Schule entgegen sind, von den Gegnern aber nun 
als willkommene Etappe angesehen werden. 

Wenn man aber schon mit Sicherung und Heilung auf Kosten 
der Freiheit experimentieren will, dann stehe ich in diesem 
Punkte unbedingt auf Seite von Liszt, allerdings von einem 
entgegengesetzten Standpunkte ausgehend, daß man den Straf- 
richter außer Spiel lassen soll. Das ist meiner Ansicht nach 
der einzig folgerichtige Standpunkt der klassischen Schule. 

11. In der Tat haben die Psychiater der modernen Schule 
den Etappenstandpunkt sofort eingenommen. 

Medizinalrat Leppmann hatte sich in seinem Gutachten 
große Mäßigung auferlegt. Er beantragte: ^,1. Es ist ein ge- 
setzlicher Begriff der geistigen Minderwertigkeit nach der von 
Kahl angegebenen Begriffsdeutung zu schaffen. 2. Der geistig 
Minderwertige ist milder zu bestrafen und es muß bei ihm 
auch die gesetzliche Möglichkeit gegeben sein, den Strafvollzug 
bedingt auszusetzen. Bei Minderwertigen bis zum 18. Lebens- 
jahre soll an Stelle der Strafe staatlich überwachte Erziehung 
treten können. 3. Jeder, der wegen geistiger Minderwertigkeit 
milder bestraft ist, ist staatlichen Sicherungsmaß- 
regeln zu unterstellen, welche den Zweck haben, gemein- 
gefährliche Handlungen teils durch Festhaltung in geeigneten 
Anstalten, teils durch Beaufsichtigung außerhalb solcher zu 
verhüten. Gleichen Maßregeln sind auch die Minderwertigen 
zu unterstellen, bei denen infolge ihrer Geistesmängel die 
Begehung strafbarer Handlungen zu besorgen steht. 4. Die 
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wesentlichen Maßnahmen in dem Sicherungsverfahren sollen 
auf einem gerichtlichen Feststellungsverfahren beruhen^ welches 
dem Entmündigungsverfahren analog zu gestalten ist.^ 

Leppmann steht daher im Wesentlichen auf dem gleichen 
Standpunkte wie von Liszt. Er stimmte in seiner Begründung 
insofern Kahl zu, als er sich der Bedenken gegen eine „ufer- 
lose" Ausdehnung des Begriffes nicht verschloß — nur über- 
schätzt er meiner Ansicht nach die Stärke der Ufer des 
Kahl sehen Begriffes. Wenn er meint, man könnte durch einen 
Beisatz deutlich, erheblich oder wesentlich vermindert die 
Gefahr noch verringern, so glaube ich, daß ein solcher Beisatz 
nicht einmal den Wert eines Warnungszeichens hätte. Be- 
denklich erscheint ihm die Einschränkung auf „andauernde 
Zustände", da hierdurch zeitlich abgrenzbare, wie die Neu- 
rasthenie, ausgeschaltet seien. Gerade dieses Beispiel zeigt 
aber die Gefahr der ganzen Sache, da ja bekanntlich das Ge- 
biet der Neurasthenie für sich ein wenig abgrenzbares ist. Er 
deutet ferner mit Recht auf die schwierige Abgrenzung zwischen 
natürlicher und krankhafter Rückentwicklung im höheren Alter 
hin. 

Im übrigen führt bereits Leppmann an, „daß es besser ist, 
etappenweise vorzugehen, erst das Erreichbare zu nehmen und 
die verminderte Zurechnungsfähigkeit im allgemeinen für spätere 
generalisierende Milderungsbestimmungen eines neuen Straf- 
gesetzbuches aufzusparen". 

Mit Recht wendete sich Leppmann gegen die Einteilung 
nach der „Strafvollzugsfähigkeit", über die man sich nach seiner 
Ansicht erst nach Strafantritt ein Urteil bilden könne. Nach 
meiner Erfahrung pflegt sich diese Vollzugsfähigkeit sehr rasch 

Hoegel, Einteilung. 13 
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einzustellen, wenn der Minderwertige sieht, daß man mit ihm 
keine Ausnahmen macht. Es hindert dies nicht, daß wirklich 
kranke Leute in der Strafanstalt selbst abgesondert und be- 
sonders behandelt werden. Sie brauchen aber hierzu nicht 
aus der Strafanstalt hinauszukommen (derselben Ansicht sind 
Krohne und Finkeinburg). Schließlich ist auch Leppmann 
für Annexe der bestehenden Strafanstalten und gegen eigene 
Anstalten für Minderwertige zum Zwecke des Strafvollzuges. 
Das ließe sich allerdings im rein administrativen Wege be- 
werkstelligen und in dieser Richtung stimme ich Leppmann 
vollkommen zu — allerdings ohne den Nebengedanken an die 
Etappe und ohne seinen in der Debatte gemachten Zusatz, daß 
der Annex vollständig dem Arzt auszuliefern sei. 

Zur besonderen Befriedigung gereicht es mir, daß sich 
Leppmann entschieden dagegen wendet, daß man gewerbs« 
und gewohnheitsmäßigen Verbrechern im Wege von Irrenan- 
stalten einen Freibrief ausstellt. In dieser Richtung leiden wir 
in Österreich an demselben Mißstande, wie Leppmann und 
Aschaffenburg dies für Preußen festgestellt haben. 

Man beachte nun, was bei der Debatte vorgebracht wurde. 
Sie war von dem Gedanken der Laienhaftigkeit des Juristentums 
getragen, der sich in den Worten des Referenten Professor 
Kleinfeller spiegelt, „als Jurist kann ich mich natürlich nicht 
darauf einlassen, den Kreis näher beschreiben zu wollen, alle 
die Zustände beschreiben zu wollen, welche die Psychiatrie 
als solche der geistigen Minderwertigkeit erkennt^. Das ist 
der größte Fehler der strafrechtlichen Theorie, daß sie sich 
stets scheu vor der Psychiatrie, wie vor einem höheren Wesen 
verneigt und besten Falles als Zeichen der Belesenheit und 
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des Mutes einige Namen für klinische Krankheitsbilder oder 
solche, die es sein sollen, zitiert. 

Man vergißt, daß wir uns hier auf einem Grenzgebiete be- 
finden, auf dem das Latein der Psychiater seinem Ende zuneigt, 
jenes der Kriminalisten noch nicht zu Ende gekommen ist — 
auf dem Kriminalisten wie Psychiatern dieselben Beobachtungs- 
objekte vorliegen, wobei die Verschiedenartigkeit der Methode, 
der psychologischen und psychiatrischen, auseinanderführt. Die 
Psychiater sind dabei insofern im Vorteil, als bei ihnen auch 
den Theoretikern die klinische Beobachtung zu Gebote steht, 
während bei uns die Theoretiker in ihrer Mehrzahl die Dinge 
von der Ferne betrachten, und von den praktischen Kriminalisten, 
denen ein viel reicheres Menschenmaterial auf dem engeren 
Gebiete des Verbrechertums zu Gebote steht oder stehen 
kann, die wenigsten Muße und Lust besitzen, im Kampf der 
Meinungen vom Leder zu ziehen, und nur zu viele im Alltags- 
geschäft aufgehen. 

Soweit die Kriminalisten die Suprematie der Psychiatrie an- 
erkennen, sich nicht so viel Erfahrung und Sachkenntnis ver- 
schaffen, um mit Erfolg nach der Begründung fragen zu können, 
werden selbstverständlich die Psychiater von dem ihnen ein- 
geräumten Rechte Gebrauch machen, die Grenze des Krank- 
haften so zu ziehen, wie es eben der herrschenden Strömung 
entspricht, und alles einzubeziehen, was über oder unter das 
Niveau des Philisters, genannt Normalmensch, fällt. 

Unter dem Eindrucke dieser Vorherrschaft konnte Gramer 
sagen, „ich will gerne zugeben, wir stehen heute erst am An- 
fange der genauen klinischen Festlegung der Grenzzustände; 

aber wir haben doch schon so viele Kenntnis davon 

13* 



196 V. Die Gruppe der Minderwertigen. 

bekommen, daß wir sagen dürfen, wir können diese 
Grenzzustände klinisch abgrenzen nach der geistigen 
Gesundheit hin^. Hat sich denn die psychiatrische Wissen- 
schaft von 1903 auf 1904 so mächtig entwickelt, daß er nun 
in der Lage war, als abgrenzbar zu bezeichnen, was er ein 
Jahr zuvor als nicht abgrenzbar bezeichnete? Man vergleiche 
doch nur die von mir an einem früheren Orte angeführte Stelle 
seines Lehrbuches. 

Von dem, was Gramer in seinem Referate vorführte, ist 
nur das eine positiv, nämlich der Satz „ich bin als Mediziner 
überzeugter Determinist; es wäre mir lieber, wenn es kein 
Strafrecht gäbe, das spreche ich offen aus, aber man kann 
nicht Berge versetzen und Unmögliches verlangen. Wir können 
froh sein über den kleinen Finger, den die Strafjustiz uns gibt, 
und wir müssen uns als Mediziner abzufinden suchen nicht 
nur mit der Behandlung, sondern auch mit der strafrechtlichen 
Behandlung". 

Das war offen gesprochen in jeder Richtung, auch in jener 
des Selbstbewußtseins. Es ist aber auch bezeichnend über die Art 
der Dogmenführung. Die Worte „als Mediziner überzeugter 
Determinist" sprechen Bände. Sie schließen jeden nicht medi- 
zinischen Widerspruch aus, erklären jeden, der sich nicht 
beugt, für unbeschreiblich borniert — und leiden an innerer 
Unwahrheit. Denn medizinisch, oder richtiger naturwissen- 
schaftlich ist der Determinismus so wenig bewiesen, als psycho- 
logisch der Indeterminismus. Ich für meine Person glaube 
weder an das eine noch an das andere, und halte den Aus- 
spruch, den ich einmal von dem Psychiater Wagner-Jauregg 
hörte, für naturwissenschaftlicher und einzig und allein richtig, 
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daß die Frage des Determinismus Sache des Glaubens und 
nicht der Wissenschaft ist. 

Wie Gramer, so hat Kraepelin zur Abgrenzung des Be- 
griffs nichts beigetragen. Er bedurfte, wie jener nicht erst 
der Versicherung „daß die jiächste Stufe der Entwicklung den 
Minderwertigen gewähren soll, was später vielleicht allen Rechts- 
brechern zuteil werden wird". Der gesunde Bauernbursche, 
der am Sonntag seinem Gegner ein Glas auf den Kopf wirft, 
soll anscheinend in der fernen Zukunft von einem zumeist 
weit weniger gesunden Mediziner, Juristen oder einem Mittel- 
ding zwischen beiden mit noch unbekannten Mitteln zur Milch 
frommer Denkungsart behandelt werden. 

Rechtsanwalt Hippe spricht der Strafe die Eignung ab zu 
bessern, gerecht zu sein, zu sichern und zu vergelten und 
glaubt dies an einigen Beispielen gezeigt zu haben. Für ihn 
gibt es nur die Funktion des Gegenmotivs — wobei er aller- 
dings übersieht, daß nach einem seiner Beispiele 50 Mark 
gegen den Millionär auch ein armseliges Gegenmotiv wären. 
Der Minderwertige sei dann zu bestrafen, wenn er Motiven 
zugängig ist, und zwar wenn die Motive nur geringere Kraft 
für ihn haben, aus Billigkeitsgründen milder. Ist er 
Motiven nicht zugängig, so sei er gar nicht zu strafen. 

Ich habe diese Ausführungen hervorgehoben, um zu zeigen, 
zu welcher Konfusion die Lehre von den Gegenmotiven führen 
muß. Logisch entwickelt müßte doch — wenn das Strafrecht 
auf die Schaffung von Gegenmotiven aufgebaut würde — eine 
Steigerung ihrer Stärke nach Maß der geringeren Wirkung auf 
den Täter eintreten, um mit der Unschädlichmachung des Mo- 
tiven nicht Zugänglichen zu enden. 



198 V. Die Gruppe der Minderwertigen. 

Treffend waren die Ausführungen Krohnes. Es liege das 
Bestreben vor, auch dem Minderwertigen im Strafvollzuge 
gerecht zu werden. Sofern dies tatsächlich nicht der Fall ist, 
liege der Grund in den bestehenden Einrichtungen, die nicht 
von heute auf morgen beseitigt werden können, und zu 
diesen gehören auch die Beamten. Dasselbe sei auch in den 
Irrenanstalten der Fall. Die Minderwertigen sollen ihre Strafe 
in den gewöhnlichen Strafanstalten verbüßen und erst wenn 
es sich zeige, daß sie sich für den Strafvollzug nicht eignen, 
seien sie abzugeben, aber wie der Freigesprochene in die Irren- 
pflege. Auf Grund dieser Ausführungen hätte aber Kr ohne 
den Thesen Kahls nicht zustimmen sollen, da sie zu einem 
wesentlich anderen Ergebnisse führen. Der von Krohne an- 
geführte Strafvollzugsunfähige ist im übrigen ein Geisteskranker 
und nicht mehr ein Minderwertiger, und auf das kommt Krohne 
im Wesen auch hinaus. 

Finger beantragte im Sinne einer im Gerichtssaal veröffent- 
lichten Abhandlung (G. S. 1904) »gegen verbrecherische geistig 
Minderwertige sind an Stelle der Strafe nur die zur Sicherung 
der Gesellschaft erforderlichen Sicherungsmaßregeln in An- 
wendung zu bringen^. Mit Einführung dieses Grundsatzes 
würde man das geltende Strafrecht ad absurdum führen, er 
ließe sich überhaupt in einem dem Standpunkte der klassischen 
Schule entsprechenden Strafrechte nicht durchführen. Gegen- 
über den Anträgen Kahl hieße dies den Teufel mit Beelzebub 
austreiben. 

Der Schluß war die Annahme folgender Leitsätze in der 
dritten Abteilung: 

1. Wer sich bei Begehung einer strafbaren Handlung in 
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einem nicht bloß vorübergehenden krankhaften Zustande be- 
funden hat, welcher das Verständnis für die Strafwürdigkeit 
einer Handlung oder seine Widerstandskraft gegen strafbares 
Handeln verminderte, ist nach den für minder schwere Fälle 
geltenden Strafregeln zu bestrafen. 

2. Bei jugendlichen Minderwertigen ist von dem vom 27. deut- 
schen Juristentage festgestellten Grundsatze des Ersatzes der 
Strafe durch staatlich überwachte Erziehung weitgehender Ge- 
brauch zu machen. 

3. Die Aussetzung des Strafvollzuges ist unter den allge- 
meinen Bedingungen zulässig und seine Anwendung bei geistig 
Minderwertigen in ausgedehntestem Maße zu empfehlen. 

4. Der Vollzug erfolgt in der gewöhnlichen Strafanstalt unter 
individueller Berücksichtigung des die geistige Minderwertig- 
keit begründenden Zustandes. 

5. An geistig Minderwertigen, die sich für den Strafvollzug 
in einer gewöhnlichen Strafanstalt nicht eignen, ist die Strafe 
in einer staatlichen Sicherungsanstalt und soweit es sich um 
geistig minderwertige Jugendliche handelt, in einer Erziehungs- 
anstalt zu vollziehen. 

6. Geistig Minderwertige, welche gemeingefährlich sind, 
müssen nach Vollzug oder Erlaß der Strafe in geeigneten An- 
stalten bis zur Entlassungsfähigkeit verwahrt werden. 

7. Die Entlassung aus dieser Verwahrung kann nur bedingt 
und während eines gesetzlich begrenzten Zeitraumes wider- 
ruflich erfolgen. 

8. Geistig Minderwertige, welche nicht gemeingefährlich sind, 
müssen nach Vollzug oder Erlaß der Strafe unter staatlich 
organisierter Gesundheitsaufsicht bleiben, daneben kann Unter- 
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bringung in einer Familie oder Privatanstalt verfügt oder Be- 
stellung eines besonderen Pflegers vorgesehen werden. Die 
Dauer einer solchen Aufsicht wird innerhalb der gesetzlichen 
Grenzen durch das Urteil bestimmt. 

9. Zum Zwecke der Feststellung der Notwendigkeit und Zu- 
lässigkeit von Sicherungsmaßregeln gegen geistig Minderwertige 
hat ein besonderes Verfahren stattzufinden, welches indessen 
grundsätzlich von dem Verfahren der Entmündigung getrennt 
zu halten ist*. 

12. Nach dem bereits Ausgeführten brauche ich zur Kritik 
dieses Kompromißbeschlusses nicht mehr viel zu sagen. Daß 
derlei Beschlüsse an sich wertlos sind, scheint mir klar zu sein. 
Sie kommen mir vor, als ob über die algebraische Formel 
a + b = c abgestimmt würde. Diese kann natürlich jeder an- 
nehmen, da sich jeder unter a, b, c etwas anderes vorstellen 
kann. 

Mit der „Bestimmung** des Begriffes geistiger Minderwertig- 
keit kann man machen, was man will. Mit allen wesentlichen 
Merkmalen »nicht bloß vorübergehend", „krankhaft**, »Ver- 
minderung des Verständnisses für die Strafwürdigkeit**, »Ver- 
minderung der Widerstandskraft gegen strafbares Handeln** 
kann man umgehen, wie mit einer Ziehharmonika. Ihre Kom- 
binierung gibt die Möglichkeit, jeden Verbrecher unterzubringen. 

Wie eine der vorgeschlagenen »Sicherungsanstalten**, die 
sich besser für den Strafvollzug eignet, aussehen soll, hat nie- 
mand bis jetzt dargetan. Man sollte meinen, es wäre klüger, 
zuerst probeweise bei einer Strafanstalt eine solche Kuranstalt 
zu etablieren und die Heilerfolge abzuwarten, bevor man dieses 
Serum empfiehlt. Die Gesundheitsaufsicht für nicht Gemein* 
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gefährliche, die nach Vollzug oder Erlaß der Strafe eintreten 
soll, kann nur zur Satyre und zu berechtigten Klagen gegen die 
Strafrechtspflege Anlaß gehen, denn daß die Verteidiger besser 
gestellter Minderwertiger für „Aussetzung des Strafvollzuges* 
und „Gesundheitsaufsicht* ungeachtet der schwierigen Deter- 
minierbarkeit und der nicht bloß vorübergehenden Krankhaftig- 
keit eintreten werden, ist sonnenklar. Die These 9 ermöglicht 
dem Klienten auch die Entmündigung zu ersparen. 

Es gibt meiner Ansicht nach nur eine Lösung dieser Frage. 
Die Strafsätze sind so zu gestalten, daß sie allen in Frage 
kommenden Fällen entsprechen. Die Strafzumessungsgrund- 
sätze sind gesetzlich zu regeln, hierbei ist unter den Milderungs- 
umständen die Verstandes- und Willensschwäche anzuführen. 
Der Strafvollzug ist so einzurichten, daß auch geistig nicht 
vollwertige Sträflinge ihrer Beschaffenheit entsprechend be- 
handelt werden können. Glaubt man die andauernde Intemie- 
rung angeblich gemeingefährlicher Minderwertiger nach Straf- 
vollzug verantworten und mit dem Grundsatze der persönlichen 
Freiheit vereinbaren zu können, so wäre diese Entscheidung 
anderen Faktoren zu überlassen, den Vormundschaftsgerichten 
oder gemischten Behörden, niemals wäre dagegen die Straf- 
rechtspflege mit einer Aufgabe zu belasten, die ihr fremd ist 
und im Interesse ihres Ansehens f^emd bleiben muß. 
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